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Einteilung. 


\.  p]inleitiins. 

Bericht  über  die  Bemühungen  des  Kaiserlichen  Kanal- 
amts zu  Kiel,  sich  der  Haftung  für  Schiffssclnäden  zu 
entledigen. 

— Formulierung  der  Aufgabe  dieser  Arbeit.  — 

Die  Zweiteilung  der  xVrbeit. 


B.  Erster  Teil. 

Die  Haftun<r  nach  dem  gesetzlichen  Rechtszustand. 


a)  E r s t e r Abschnitt. 

2.  Feberblick  über  die  die  Haftung  begründenden  Rechts- 
normen. 


b)  Zweiter  Abschnitt. 

Die  einzelnen  Rechtsnormen  in  ihrer  Anwendung. 

aa.  Die  rechtlichen  Folgen  einer  aul  Seiten  des  Schuld- 
ners erfolgten  Verletzung  eines  -|)rivatrechtlichen 
Schuldverhältnisses,  insbesondere  eines  solchen  Schuld- 
verhältnisses, welches  durch  gegenseitigen  Vertrag  be- 
gründet worden  ist. 

bl).  Die  Haftung  aus  den  §§  31,  89  B.-Gr.-B. 
cc.  Die  Haftung  aus  § 831  B.-Gr.-B. 

(Id.  Die  Hafiung  aus  § 3 des  Keichsgesetzes  vom  FV 
duni  1895.  betreffend  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Binnenschiffahrt,  und  die  Haftung  aus  den  §§  485  f., 
734  f.  H.-G.-B.,  Art.  7 E.-G4.  H.-G.-B. 
ee.  Die  Haftung  aus  § 83b  B.-G.-B. 
ff.  Die  Haftung  aus  § 1 des  Reichsgesetzes  vom  22. 
Mai  1910  über  die  Haftung  des  Reichs  für  seine  Be- 
amten. 
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C.  Zweiter  Teil. 

Die  Schaffung  eines  gewillkürten  Rechtszustandes 
hinsichtlich  der  Haftung  durch  Eingreifen  des  Kaiser- 
lichen Kanalamts. 

a)  Erster  Abschnitt. 

§ i'.  § 1 Abs.  2 der  Betriebsordnung,  alter  Fassung  und  § 55 
Abs.  2 der  Betriebsordnung, 

als  einseitige  Anordnungen. 

b)  Zweiter  Abschnitt. 

Die  beiden  Formeln  im  Anmeldeformular. 

§ 10.  aa.  Die  rechtliche  Bedeutung  der  Unterzeichnung  der 
beiden  Formeln  im  Anmeldeformular. 

1 . bb.  Die  Rechtswirkung  der  ersten  Formel: 

1)  nach  § 134  B.-G.-B. 

12.  2)  nach  § 138  B.-G.-B. 

12.  cc.  Die  Rechtswirkung  der  zweiten  Formel. 

c)  Dritter  Abschnitt. 

14.  Stehen  dem  Kaiserlichen  Kanalamt  noch  andere  Wege 
offen,  wenn  es  in  die  Haftung  eingreifen  will? 

1 ).  D.  Schluß. 

Prozessuale  Geltendmachung  der  Haftunp;sansprüche. 


Ein  Verzeichnis  der  benutzten  Literatur  befindet  sich  am 
Schluß  der  Arbeit. 


A.  Einleitung. 

Bericht  über  die  Bemühungen  des  Kaiser- 
lichen K a 11  a 1 a m t s zu  Kiel,  sich  der  Haftung 
für  S c h i f f s s c h ä d e n zu  entledigen.  — Formu- 
lierung der  Aufgabe  dieser  Arbeit. 

Die  Zweiteilung  der  Arbeit. 

§ 1. 

Das  Kaiserliche  Kanalamt  zu  Kiel  hat  eine  ,, Betriebsord- 
nung für  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal  erlassen. D Diese  wird 
von  Zeit  zu  Zeit  in  neuer  Fassung  herausgegeben  ln  die  Fas- 
sung vom  28.  August  1896  wurde  folgende  Bestimmung  aufge- 

nommen^): 

§ 1 Abs.  2. 

,,Das  Deutsche  Reich  übernimmt  keinerlei  Yerpllichtung 
zur  Ersatzleistung  für  Schäden,  welche  die  Schiffe  im  Kanal, 
auf  den  beiderseitigen  Rheden  oder  in  den  Vorhäfen  oder  auf 
den  am  Kanal  liegenden  Schiffsliegeplätzen  erleiden,  selbst 
wenn  ein  Verschulden  der  Kanallotsen  oder  anderer  Angestell- 
ter der  Kanalverwaltung  in  Frage  kommt.“ 

ln  die  Fassung  der  Betriebsordnung  vom  29.  luli  1901 
füüte  das  Kaiserliche  Kanalamt  außerdem  folgende  Bestim- 
niiiig  eiiU): 

§ 55,  Abs.  2. 

..Das  Reich  leistet  auch  keinen  Ersatz  für  Schäden,  welche 
einem  Fahrzeuge  bei  Beförderung  mittels  eines  Schlepp- 
dampfers der  Kanalverwaltung  durch  etwaiges  Verschulden 
der  Besatzung  des  Schleppdampfers  oder  sonstigen  an  der  Be- 
förderung des  geschleppten  Schiffes  beteiligten  Personals  der 

A n m.  1.  Zuerst  wurde  die  Betriebsorduung  erlassen  am  17.  Septem- 
ber 1895.  S.  Zeiitralblatt  für  das  Deutsche  Eeich  189(5  S.  7.  11. 

A n m.  2.  8.  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Eeich  1896  S.  589,.  599, 

A u m.  3,  Zentralblatt  1901  S.  342  u.  358. 
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Das  Kaiserliehe  Kanalamt  lÜhrte  ferner  etwa  im  Jahre 
anstatt  der  früher  p^ebräiichliehen  Anmeldeformulare  für 
)urch fahrt  durch  den  Kanal  oder  einen  Teil  des  Kanals 
e ein.  welche  auf  der  Rückseite  einen  von  dem  Schiffsfüh- 
:u  unterzeichnenden  Vordruck  fol^renden  Inhalts  enthiel- 
) 

„Der  Unterzeichnete  meldet  hierdurch  das  Schiff  . . . . 
Fahrt  durch  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal  an/')  die  am 
. ano-etreten  werden  soll,  und  für  welche  die  ihm  bekann- 
Iestimniun«-en  der  Retriebsordnuiifr  für  den  Kaiser  Wil- 
-Kanal  vom  2!).  Juli  1901,®)  namentlich  auch  was  das 
tsverhaltnis  zwischen  der  Kanalverwaltun^r  einerseits  und 
Schifter,  bezw.  seinem  Reeder  und  Befrachter  anderer- 
betrifft. maßo-ebend  sein  sollen.‘‘ 

Jaran  schließt  sich  außerdem  foljrender  Vordruck: 
.Gleichzeitig  beantragt  der  Unterzeichnete,  das  Schiff 
1 den  Kaiser  V ilhelm-Kanal  von  . . . bis  ...  zu  schleppen. 

.Auch  tür  das  Rechtsverhältnis  zwischen  der  Kanalverwal- 
als  Reeder  des  zu  stellenden  Schleppdampfers  einerseits 
lern  Schiffer  oder  seinem  Reeder  und  Befrachter  anderer- 
sollen die  ihm  bekannten  Bestimmungen  der  Betriebsord- 
, insbesondere  die  §§  4b — 57  und  60,  maßgebend  sein.“ 

Fortan  erkannte  also  der  Schiffsführer,  Avelcher  dies  For- 
r bei  Antritt  der  Durchfahrt  durch  den  Kanal  oder  einen 
des  Kanals  unterzeichnen  mußte,  ausdrücklich  die  Gel- 
auch  jener  Bestimmungen  der  Betriebsordnung  über  die 
Ling  des  Reiches  für  Schiffsschäden  an. 

ribgleich  das  Kaiserliche  Kanalamt  auf  diese  Weise  ver- 
, hatte,  seine  Haltung  auf  dem  in  Frage  stehenden  Gebiete 
ü;  auszuschließen,  wurden  Schadenersatzansprüche  gegen 


J\  um.  4.  Vgl.  Anlage  4 der  vom  Kaiserlichen  Kanalamt  herausgege 
henen  „Betriebsordnung  nebst  Anlagen.“  Neudruck  1911. 

n m.  o.  bezw.  „zur  l'’ahrt  auf  dem  Kaiser  Wilhelm-Kanal  v(jn  .... 
“ oder  .,zu  bahrten  durch  den  Kaiser  Wilhelm-Kanal  von  ..... 


A n m.  ().  seit  1911  „Iler  Betriebsordnung  für  den  K.  W.-K.  vom  23. 
Febriur  1911." 
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das  Kaiserliche  Kanalamt  wegen  Beschädigung  von  Schiffen 
auf  verschiedener  rechtlicher  Grundlage  immer  wieder  erhoben 
und  mit  Erfolg  vor  dem  Landgericht  Kiel,  (Kammer  für  Han- 
delssachen). dem  Oberlandesgericht  Kiel  und  dem  Reichsge- 
richt verfochten.  Diese  Gerichte  entschieden  dahin,  daß  das 
Kaiserliche  Kanalamt  aul  die  erwähnte  eise  die  Haftung  d^s 

Reiches  nicht  ausschließen  könne. 

Das  Kaiserliche  Kanalamt  hielt  aber  noch  längere  Zeit  an 

seinem  Standpunkt  der  Ablehnung  jeglicher  Haftung  fest.  Erst 
bei  der  Herausgabe  einer  neuen  Fassung  der  Betriebsoidnung 
am  23.  Februar  1911  hat  es  ihn  zum  Teil  aiifgegeben.D  Diese 
Fassung  enthält  nämlich  die  alte  Bestimmung  des  § 1 Abs.  2 
nicht  mehr.  Dagegen  ist  die  Vorschrift  des  ^ .)5  Abs.  2 auf- 
recht erhalten,  und  auch  der  AVrdruck  des  Anmeldeformulars 
ist  nicht  geändert  worden.  Die  Haltung  für  Beschädigung  von 
Schiffen  bei  Gelegenheit  der  Beförderung  mittels  eines 
Schleppdamjifers  der  Kanalver^^ altung  soll  also  immer  noen 
ausgeschlossen  werden. 

In  dieser  Arbeit  soll  untersucht  werden,  wie  das  Kaiser- 
liche Kanalamt  angesichts  der  erörterten  Sachlage  für  Schiffs- 
schäden haftet.  Die  Arbeit  zerfällt  in  zwei  Teile.  Im  ersten 
Teile  ist  die  Haftung  nach  dem  gesetzlichen  Rechtszustande 
darzustellen.  Unter  Gesetz  ist  hier  jede  Rechtsnorm  zu  ver- 
stehen.^) Die  Bestimmungen,  welche  das  Kaiserliche  Kanal- 
amt in  die  Betriebsordnung  und  in  das  Anmeldeformular  ein- 
o-efüu't  hat.  liehören  nicht  hierher;  sie  sind  keine  Rechtsnor- 
men.^)  Die  liinsichtlich  der  Haftung  bestehenden  Rechtsnor- 
men sind  auch  insoweit  zu  besprechen,  als  etwa  das  Kaiserliche 
Kanalamt  durch  die  Einfügung  jener  Bestimmungen  in  die 
Betrielisordnung  und  in  das  Anmeldeformular  ihre  Unwirk- 
samkeit herbeigeführt  hat;  denn  die  Beschaffenheit  dieser 
Rechtsnormen  spricht  bei  der  Beantwortung  der  späteren  Frage 
mit,  ob  das  Kaiserliche  Kanalamt  sie  aus  eigener  Macht  aus- 
schalten kann. 

A ii  ni.  7.  XtMulruck  der  l^elriebsordnuiig  von  Ibll. 

Auch  Zenlralldatt  1911  S.  257,  205, 

A n in.  H.  ^'gl.  E,-G.  H.  G.-B.  Art.  1, 

A n m.  9.  Begründung:  § 9 dieser  Arbeit. 
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Im  zweiten  Teile  der  Arbeit  ist  die  Haftung  darziistellen, 
sie  diireh  das  Eingreifen  des  Kaiserlichen  Kanalamts  ge- 
et  wird.  Es  ist  zu  prüfen,  ob  das  Kaiserliche  Kanalamt 
Macht  hat,  durch  Einfügung  entsprechender  Ee.stimmungen 
ie  Betriebsordnung  oder  das  Anmeldeformular  oder  auf 
andere  A\'eise  einen  gewillkürten  Rechtszustand  hinsicht- 
der  Haftung  zu  schäften. 

^ n m.  10.  Der  \'crsucli  des  Kaiserlichen  Kanalamts,  die  Itattung  tür 
ädigunji  von  Schiffen  im  Bereiche  des  Kaiser  Willu  Im-Kanals  auszu- 
ssem  der  in  dieser  Arbeit  auf  seine  juristische  Bedeutung  zu  prüfen 
/urde  auch  (Tegenstand  wirtschaftspolitischer  Erörterungen  im  deut- 

Beichstag. 

.■achdeiu  im  Jahre  1902  bereits  der  Abgeoidnete  Dr.  Hahn  über  den 
piuikt  der  Kanalvenvaltung  vergeblich  Klage  geführt  hatte,  wurde 
ngelegenheit  am  10.  April  1007  im  gleichen  Sinne  von  dem  Abgeord- 
Vi\  Görck  besprochen.  Jetzt  nahm  der  Staatssekretär  im  Beichsamt 
mein,  l)r.  Graf  von  Posadowsky-Wehner,  zu  der  trage  Stellung  und 
*te,  er  verhandele  bereits  mit  der  Kanalverwaltuiig  über  eine  Aui- 
g der  Bestimmung  des  Kaualreglements,  wonacli  die  Haftbarkeit  für 
eil,  die  innerhalb  des  Kanals  entstanden,  für  die  Kanalverwaltung 
schlossen  sei. 

erichtet  nach  B.-G.-Z.  Bd.  68  Nr.  87  S.  J63  f. 

. n m.  11.  Zur  Begründung  ihres  Bestrebens,  die  Haftung  auszu- 
ssen,  hat  die  Kanalverwaltung  einmal  dem  Beichsgericht  gegenüber 
ides  ausgeführt: 

)er  Kanalbetrieb  erfordere  einen  bedeutenden  Zuschuß  von  Beiclis 

1.  Mit  Bücksicht  auf  diese  finanzielle  Lage  des  Betriebes  und  luf 
1 Schwierigkeit  und  Kontrolle  erscheine  es  als  ein  durch  die  Wirt- 
spolitik und  die  übrigen  finanziellen  Aufgaben  des  Beichs  gerecht- 
ter.  billiger  \ erwaltungsgrnndsatz,  daß  die  die  ^'ol  teile  der  Kanal- 
zung  genießenden  Schiffer  das  Bisiko  auch  eines  schuldhaften  ITau- 
der  Kanalverwaltungsangestellten  trügen.  U.-G.  Z.  68  S.  359. 

^ n m.  12.  Vgl.  noch  die  Worte  des  Herrn  Präsidenten  Hr.  Kautz  aur 

2.  deutschen  Seeschiffahrtstage,  ^lärz  1910  S.  115. 

Ueberhaupt  die  Havarie!  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  darauf  näher 
gehen;  soviel  aber  steht  fest,  daß  bei  der  gegenwäitigen  Stellung- 
e der  Gerichte  die  Havarieschäden  für  die  Kanalverwaltung  einen  Ge- 
aml  ernste^ster  Sorge  bilden.  Die  Ersatzforderungen  drohen  sich  in 
Weise  auszuwachsen,  die  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahnien  und 
iben  völlig  verschiebt.  A\’ie  Wandel  zu  schaffen  ist,  darüber  schw(*- 
uirzeit  Erwägungen  mit  rnteressentenkreisen,  an  denen  namentlich 
ientralverein  deutscher  Beeder  in  dankenswerter  Weise  sich  beteiligt. 

V n m.  13.  Während  der  Verhandlungen  des  vierten  deutschen  Seo- 
ahrtstages  am  18.  und  19.  März  1912  zu  Berlin  wurde  bei  einer  Er- 
uig  über  Mißstände  im  Kaiser  Wilhelm-Kanal  auch  über  die  Haftiuig 
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B.  Erster  Teil. 

1)  i e Haftung- 

nach  dem  gesetzlichen  R e c h t s z u s t a n d. 

a . Erster  A b s c h n i 1 1. 

Ueberblik  über  die 

die  Haftung  begründenden  Rechtsnormen. 

§ 2. 

Das  Kaiserliche  Kanalamt  ist  eine  Reichsbehörde  und  als 
Speiche  kein  Rechtssiibjekt.^-^)  Die  Haftung  des  Kaiserlichen 


des  Beiche.s  für  Kanallotsen  gesprochen.  Es  wurde  darauf  hinge^^ ieseu, 
daß  trotz  der  im  Jahre  1911  erfolgten  Aufhebung  des  § 1 Abs.  2 der  Be- 
triebsordnung alter  Fassung  das  Beich  für  seine  Kanallotsen  überhaupt 
nicht  hafte.  (Dies  ist  nicht  richtig,  es  besteht  die  Haftung  des  Beichs  nach 
§ 831  B.  G.-B.,  welche  allerdings  beschränkt  ist.  s,  u.)  Daher  müßten  die 
Lotsen  den  ganzen  Schaden  im  Außenverhältnis  allein  tragen  und  wären 
nach  einem  Schiffsuufall  fast  immer  ruiniert.  (Dies  trifft  in  Wirklichkeit 
nur  zu,  wenn  die  Voraussetzungen  des  § 831  B.  G.-B.  nicht  vorliegeii.)  Da- 
durch würde  die  Berufsfreudigkeit  der  Lotsen  unterbunden,  sie  seien  bei 
ihrer  Tätigkeit  übertrieben  ängstlich,  so  daß  der  Verkehr  im  Kanal  da- 
durch sehr  gehemmt  würde.  Durch  Versicherung  könnten  sich  die  Lotsen 
auf  die  Dauer  nicht  genügend  decken.  Es  sei  daher  zu  empfehlen,  daß  dis 
Beich  die  Haftung  für  die  Lotsen  voll  übernehme. 

Darauf  orab  der  Herr  Präsident  des  Kaiserlichen  Kanalamts,  Dr.  Kautz, 

o 

Eiklärungen  auch  zu  diesem  Punkte  ab,  er  begrüßte  es,  daß  die  deutschen 
Beeder  solche  Kanallotsen,  die  ihre  Pflicht  getan  hätten,  bisher  nur  in  ver- 
schwindenden Ausnahmefälleii  mit  Schadenersatzklagen  belangt  hätten 
und  sprach  die  Hoffnung  aus,  daß  dies  auch  in  Zukunft  der  Fall  sein 
wüide.  Der  Lotse  würde  in  einem  solchen  Falle  tatsächlich  meistens  in 
seiner  ganzen  wirtschaftlichen  Existenz  ruiniert.  Deshalb  pflege  die 
Beichsverwaltung  in  solchen  Fällen  dem  Lotsen  eine  Unterstützung  zu  ge- 
währen. Ganz  könne  aber  das  Beich  die  Haftung  für  seine  Beamten 
nicht  übernehmen,  da  es  sich  mit  seinen  Maßregeln  nicht  über  Gesetz  und 
Bechtsprechung  hinwegsetzen  könne.  S.  Verhandlungen  des  vierten  deut- 
chen  Seeschiffahrtstages  am  18.  und  19.  ^lai  1914.  Gerhard  Stalling,  Ol- 
denburg 1912. 

A n m.  14.  Das  Kaiserliche  Kanalamt  zu  Kiel  ist  durch  Kaiserliche 
A^erorduung  vom  15.  Juni  1895  errichtet  worden.  Es  trat  anläßlich  der 
Fertigstellung  des  Kaiser  A\Hlhelm-(Nord-Ostsee-)Kanal.s  an  die  Stelle  der 
Kaiserlichen  Kanalkommission,  welche  während  der  Bauzeit  des.  Kanals 
bestanden  hatte.  Dem  Kaiserlichen  Kanalamt  liegen  die  Unterhaltung  und 
der  Betrieb,  sowie  die  Erweiterungsbauten  des  Kanals  ob.  Das  Kanalamt 
ist  eine  Beichsbehörde,  welche  dem  Beichsamt  des  Innern  unterstellt  ist. 
S.  Laband,  Staatsrecht  des  deutschen  Eeiches  5.  Aufl.  1911,  T.  Bd,  S.  393. 
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Kau  iliuiits  ist  iui  juristischen  Sinne  die  liaftiino-  des  Reiches,, 
soweit  sie  auf  Grund  der  Organisation  der  Reiehsverwaltuiig 
iin  i Hißen-  und  ini  Innenverhältnis  vom  Kaiserlieheii  Kanal- 
anit  getragen  wird.  Die  SehiJ'lssehäden  sind  hier  erheltlich, 
inso'rcit  sie  für  ein  Reehtssnhjekt  einen  Sehaden  enthalten 
oder  verursachen.^^’) 

rnter  Haftung  ist  die  rechtliche  Verpflichtung  eines 
Reel  tssnhiektes  zu  verstehen,  den  Sehaden,  welchen  ein  ande- 
res  Rechtssuhjekt  erlitten  hat,  auszugleichen. 


Sine  Haftung  des  Kaiserlichen  Kanalamts  für  Sidiiffs- 
s(diä( >11  wird  durch  folgende  Rechtsnormen  begründet: 

. Dundi  die  Bestimmungen  des  Bürgerliehen  Gesetz- 
buch'>s  über  die  rechtlichen  Folgen  einer  auf  Seiten  des  Schuld- 
ners erfolgten  A^erletzung  eines  jirivatrechtlichen  Sehuldver- 
hältnisses.  insbesondere  eines  solchen  Schuldverhältnisses, 
wehd  e^  durtdi  gegenseitigen  ^’^ertrag  begründet  worden  ist. 

Durch  die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbn- 
biicln  s.  welche  eine  spezielle  Haftung  der  juristischen  Perso- 
nen für  ihre  verfassungsmäßig  berufenen  Yertreter  begrün- 
den. nämlich  durch  31  B.-G.-B..  hier  durch  A’^ermittlung  des 
i?  S'.)  B.  G.-B. 

ü.  isst)  S.  .-)S.  .-)0.  is$)r>  S.  3U1.  Dl'utsch.  lUäch.st.  {>4/9."), 

.).  Si‘.s.;i()u.  .Viihuipbiuul  2 S.  128ti.  — ^>l.  ^i^nd\^■<>rt erblich  der  Staatswis- 
'•pnschfift(*n  unter  Utnchstinaii/eii. 

\ \ in.  IT).  In  l'ra^e  koinnien  kann  auch  tnii  öffentlich-rechtliches  Hechts- 
Mihj(‘l.  t.  Ks  macht  auch  kenmm  l^nterschied,  wmin  sich  dieses  Hechts- 
suhjek  t Iteiin  hhdeiden  d(‘s  \'erm<ioensnachteils  in  Ausüimno*  (öffentlicher 

■ w 

Ihinkt  lonen  Ix^weßte. 

.V  if  Seiten  (les  (icschädif^teii  ist  (>s  ^leich^iiltiti’.  eh  ei’  öf  feiitlich-rechl - 
liclies  oder  }>ri vat r(*chtlich(vs  lU'chtssuhjekt  ist.  und  oh  er  sich  in  Ausiilmu^' 
öffent  ichei’  oder  jirivater  iMinktioiieu  ht^fand.  Denn  die  Bescliädiü’u^o’^ 
eines  -<chiffe:^  ist  hier  nur  als  privatwirtschaftlicher  Xachteil  <n-heh]ich. 
Damit  steht  auch  das  öf lentlich-rechtliclu^  itechtssuhjekt  auf  Privatwirt- 
schaft icliem  Hoden  und  den  Privatrechtssuhjekten  gleich. 

n m.  10.  h remde  Kriegsschiffe  und  Ivriegsfahrzeuge  dürfen  nur 
nach  ' orgiingiger  auf  diplomatischem  \\  eg«^  zu  erwirkender  (ienehmiguug 
in  den  Kanal  (dnlanfen.  (§  2 2 (hu*  Hetriebsordimng.)  Erleiden  sie 

(dnen  '?chaden,  so  haftet  das  Reich  dem  fremden  Staat  in  dersella^n  Weise 
w ie  ei  lem  Privatmaune  gegenüber. 


3.  Durch  die  für  natürliche  und  juristische  Personen  gel- 
tende Bestimmung  des  § ß31  B.  G.-B.,  in  welcher  eine  Haf- 
tung desjenigen,  der  eiiieii  anderen  zu  einer  ^eiiiehtuiig  be- 
stellt. für  gewisse  Handluiigeii  dieses  anderen  begründet  wird. 

4.  Durch  die  AYrschrift  des  § 3 des  Reiidisgesetzes  vom 
IT),  duni  1895.  betreffend  die  privatreehtliehen  Verhältiiissi' 
der  Biiineiisehiffahrt,^V)  in  welcher  für  die  Biniieiisehiffahrt 
die  Haftung  des  Schiffseigentümers  oder  ihm  gleiehge.-^tellteu 
Personen  für  gewisse  Haiidlniigeii  der  Sehiflsbesatzung  ge- 
regelt ist. 

5.  Durch  mehrere  Bestimmungen  des  Seereehts,  iiämlieh 
die  Yorschriften  der  §§  485  f.  H.  G.-B..  durch  welche  die  Haf- 
iiiiig  des  Reeders  für  gewisse  Handlungen  der  Sehiffsbesat- 
ziiiig  geordnet  ist,  und  die  Yor>^('hrifteu  der  § 734  f.  H.  G.-H. 
über  die  Haftung  des  Reeders  für  Sehaden  (lurch  Zusammen- 
stoß von  Schiffen.  Die  Aiiweiidung  der  ans  dem  H.  G.-B.  an- 
geführten Bestimmungen  beruht  auf  Art.  7 K.-G.  H.  (i.-B. 

().  Durch  § 83()  B.  G.-B.,  in  welchem  die  Haftung  des  Ei- 
o-eiibesitzers  eines  GrumDtüekes  für  gewisse  schädigende  Er- 
(io-nisse.  welche  auf  dem  Grundstücke  eintreten.  geordnet  i^+. 

7.  Durch  den  § 1 des  Reiehsgesetzes  vom  22.  i\Iai  1910 
über  die  Haftung  des  Reiches  tür  seine  Beamten, in  wel- 
(diem  die  Haftung  des  Reiches  für  gewisse  von  den  Reichsbe- 
amten in  Ausübung  der  ihnen  anvertraiiten  üffentliehen  Ge- 
walt liegangenen  Handlungen  geregelt  ist. 


Heber  das  Yerhältnls  dieser  Reelitsnormen  zueinander  ist 
folgendes  zu  bemerken: 

Alle  die  Haftung  betreffenden  Rechtsnormen  werden  in 
zwei  Gruppen  zerlegt  durch  die  Yorsehrift  des  Artikel  77  E.- 
G.  B.  G.-B.^®)  Dieser  lautet: 

..Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlieheii  Yorschriften 
über  die  Haftung  des  Staates. für  den  von  sei- 

Anin.  17.  Ü.-U.-Bl.  1895  S.  301. 

Aiim.  18.  K.-G.-Bl.  1910  S.  798. 

A 11  m.  19.  Vgl.  ^lotive  z.  E.-G.  H.-(h-B.  Art.  50.  — Vgl.  teraer 

Küiuincutare  uiul  Lehrbücher  zu  Art.  77  E.-(t,  H.-G.-H.  insbes.  Neidner.  Ein- 
f iihrimgpgesetz  *\rt.  0.5,  m.  5 gl.  iuich  die  Grundlmchorduung. 
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neu  Beamten  in  Ausübung  der  diesen  anvertrauten  öffent- 
liche 1 Gewalt  zugefügten  Schaden 

')urch  diese  Bestimmung  ist  zunächst  ein  ganz  bestimm- 
ter Teil  des  Haftungsrechts  von  der  reichsrechtlichen  Hege- 
hing ausgeschlossen  und  dem  Jiandesrechtc  überlassen  worden. 
Soweit  es  sich  um  die  Haftung  des  Reiches  für  Handlungen 
der  Heichsbeamten  handelt,  ist  aber  auch  dieses  Gebiet  später 
einer  reichsrechtlichen  Regelung  unterworfen  worden,  und 
zwar  durch  das  erwähnte  Reichsgesetz  vom  22.  Mai  1910. 


Aus  dem  Inhalte  des  Artikels  77  E.-G.  B.  G.-B.  und  des 
§ 1 ( es  Reichsgesetzes  vom  22.  Mai  1910  ergibt  sich,  daß  die 
hier  n Frage  kommenden  Ansprüche  mit  den  aus  den  übrigen 
oben  erwähnten  Rechtsnormen  erwachsenden  Ansprüchen  nicht 
konkurrieren  können.  Beide  Gruppen  von  Rechtsnormen 
schlifßen  sich  gegenseitig  aus,  so  daß  entweder  nur  die  eine 
oder  lur  die  andere  Gruppe  zur  Anwendung  kommt.  Dagegen 
köniK  n die  nicht  unter  Art.  77  fallenden  Ansprüche  unter  den 
oben  envähnten  Ansprüchen  in  mehrfacher  Weise  mit  einan- 
der 1 onkurrieren.  Wenn  die  tatsächlichen  Voraussetzungen 
für  die  verschiedenen  Ansprüche  vorhanden  sind,  kann 
der  (feschädigte  nach  seiner  Wahl  entweder  wegen  Ver- 
letzung eines  bereits  vor  dem  schädigenden  Ereignisse  Vor- 
hand. ■neu  Schuldverhältnisses  oder  aber  auf  Grund  eines 


.außeihalb  eines  solchen  Schuldverhältnisses  eingetretenen 
Tatbi  Standes  eine  Haftung  geltend  machen.  In  letzterer  Be- 
ziehung ist  es  wieder  denkbar,  daß  er  die  Wahl  hat  zwischen 
zwei  oder  mehr  Ansprüchen  auf  der  Grundlage  der  §§  31,  89, 
831,  h36  B.  G.-B.,  und  des  § 3 des  B.  Sch.-G.,  bezw.  §§  485  f., 
734  f.  H.  G.-B.,  Art.  7 E.-G.  H.  G.-B.  Nur  die  Bestimmungen 
des  Binnenschiffahrtsrechts  verhalten  sich  wieder  ausschlie- 
ßend gegenüber  den  seerechtlichen  Vorschriften  und  umge- 
kehrt. — Wird  einer  der  auf  die  dargestellte  Weise  konkur- 
riere! den  Ansprüche  befriedigt,  so  erlöschen  auch  die  ande- 
ren, soweit  sie  sich  mit  dem  befriedigten  Anspruch  decken.^®) 


A n m.  20.  Vj^l.  Matthias.  Lehrbuch  des  Bürgerlichen  Rechts  19U). 
§ 05  T ferner 

Vj  fl.  Enneccerus,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Itechts  1911/12,  L 
§ 225  IL,  § 449  IL  und  andere. 
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Aus  dem  Reichsrechte  sind  damit  sämtliche  auf  dem  Ge- 
biete dieser  Arbeit  in  Frage  kommenden  Bestimmungen  ange- 
führt. Daß  eine  direkte  Haftung  aus  § 823  B.  G.-ß.  nicht  m 
Frage  kommt,  wird  unten  dargelegt  werden. 

Landesrechtliche  Bestimmungen  kommen  auf  dem  Ge- 
l)iete  dieser  Arbeit  heute  überhaupt  nicht  mehr 
duiio-.  Mit  Ausnahme  des  § 1 des  Gesetzes  vom  .2.  Mai  . 
siiuf  sämtliche  oben  angeführten  Haftungsbestimmunpii 
zweifellos  privatrechtlicher  Natur.  Nach  Artikel  1 m 
bimlun-  mit  Artikel  4 Ziffer  13  der  Reichsverfassung  besteht 
auf  diesem  Gebiete  eine  fakultative  Gesetzgebungskoinpetenz 

des  Reiches.  Aus  Artikel  55  E.-G.  B.  G.-B.  ergibt  sich  aber, 
daß  das  Reich  mit  den  genannten  Haftungsbestimmungen 
grundsätzlich  eine  ausschließliche  reichsrechtliche  Regelung 
dieser  Haftung  hat  vornehmen  wollen.  Abgesehen  von  Art.  n 
E -G.  B.  G.-B.  folgt  aus  den  dem  Artikel  55  folgenden  Be- 
stimmungen des  E.-G.  B.  G.-B.  die  Geltung  von  landesrechtli- 
cheii  Hattungsbestimmungen  in  Ausnahmefällen  nicht.  Db 
die  Regelung  der  Haftung  des  Staates  für  gewisse  Handliin- 
<reii  sehier  Beamten  bei  Ausübung  der  ihnen  anvertrauten 
öffentlichen  Gewalt  eine  Sache  des  ötfentlichen  Rechts  oder 
des  Privatrechts  ist,  ist  bestritten.“’)  Handelt  es  sich^hier  um 
Privatrecht,  so  ist  die  Kompetenz  des  Reiches  zum  Erlaß  des 
Gesetzes  vom  22.  Mai  1910  in  gleicher  Weise  be-ründet,  wie 
bei  jenen  anderen  Bestinimiingeii.  Handelt  es  sich  dagegen 
um  öffentliches  Recht,  so  ist  der  Grund  der  Gesetzesgebungs- 
kompeteiiz  des  Reiches  auf  diesem  Gebiete  darin  zu  finden, 
daß  aus  der  Konstitution  des  Reiches  zu  folgern  ist,  dass  sol- 
che die  rechtliche  Stellung  des  Reiches  selbst  betreffende 
öffentlichrechtliche  Fragen  der  Gesetzgebungskompetenz  des 
Reiches  unterliegen. “^)  Wird  dies  Argument  nicht  anerkannt, 
so  muß  angenommen  werden,  daß  jenes  Gesetz  auf  Grund 
einer  speziell  für  diesen  Fall  vorgenommenen  Verfassungsände- 
rung zustandegekommen  sei.  Eine  solche  kann  durch  eine 

Au  in.  21.  S.  dazu  Motive,  E.-O.  B.-G.-B.  Art.  56;  ferner  Gierke, 
Gutachten  auf  dem  28.  deutschen  Juristentage  und  die  daselbst  zitierte 

Uteratur  (28.  deutscher  Juri.sten-Tag  1.  Bd.  S.  105/106). 

A n m.  22.  Vgl.  Laband,  das  Staatsreeht  des  deutschen  Heiches.  IT. 

§ 59  S.  121. 
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MinDi-ität  von  14  Stimmen  im  Bnndesrat  verhindert  werden. 
Hardelt  es  sich  um  den  Erlaß  eines  Eeichsg-esetzes,  so  kann 
die  Yerfassuno’Scänderuno:  auch  stillschweigend  vorgenommen 
werden.  Dies  müßte  man  im  vorliegenden  Pralle  annehmen, 
.ledenfalls  hat  das  lieich  ancli  mit  dem  Uesetze  vom  22.  Mai 
DUO  eine  ausschließliche  i-eichsrechtliche  Regelung  des  be- 
Iref  enden  Gebietes  gewollt.  Das  gehl  aus  dem  Sinne  des  Ge- 
setzes hervor.^®) 

lieber  die  Frage,  ob  auch  außerdeutsches  Eecht  zur  An- 
wen  lung  gelangen  kann,  ist  nach  deutschen  nationalen  Eechts- 
normen  zu  entscheiden,  welche  zum  Teil  in  den  Xollisions- 
normen  des  E.-G.  B.  G.-B.  enthalten,  zum  4'eil  gewohnheits- 
iech lieber  Natur  sind.  Plat  das  Reich  als  Schuldner  die 
Eeel  tsfolgen  einer  auf  Seilen  des  Schuldners  erfolgten  Ver- 
letze ng  eines  privatrechtlichen  Schuldverhältnisses  zu  tragen, 
insbesondere  eines  solchen,  welches  durch  geirenseitio-eu  Yer- 
trag  begründet  worden  ist,  so  entscheidet  das  Recht  am  AVohn- 
sitz  les  Schuldners,  also  deutsches  Recht.  Wenn  die  Haftuiuj- 
aus  inerlaubten  oder  erlaubten  (§  004  B.  G.-B.)  Handlungen 
außtrhalb  bestehender  privatrechtücher  Schuldverhältnisse 
hervorgeht,  so  entscheidel  das  Recht  des  Ortes  der  Handlung, 
also  regelmäßig  deulsches  Recht.  Es  kann  jedoch  sein,  daß 
die  i ragliche  Handlung  aul  einem  fremden  exterritorialem 
Staa  sschiff  erfolgt,  dann  muß  ausländisches  Recht  ange- 
wamt  werden.^D  Handelt  es  sich  aber  dabei  um  ein  Dedikt 
eine.'-  Reichsbeamlen  bei  Ausübung  öffentlicher  Gewalt,  und 
haft(t  etwa  der  Beamte  dafür  nach  fremden  Rechte,  so  haftet 
das  Reich  garnicht.  Denn  nach  § I des  Gesetzes  vom  22.  Mai 
1012  hat  das  Reich  für  den  Beamten  nur  die  durch  § 839  B. 
G.-B  bestimmte  Yerantwortlichkeit  zu  tragen.  Bei  Haf- 


rtchtf 


nm.  23.  Die  Fälle,  wo  etwa  das  Reich  rechtmäßig  kraft  Iloheits- 
s die  Beschädigung  eines  Schiffes  herbeiführt  und  mm  dafür  Ersatz 
, dürften  nicht  hierher  gehöreji.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine 
ug,  sondern  um  eine  öffentlich-rechtliche  Entschädigung.  Vgl.  da- 
Mayer  und  Fleiner. 

n m.  24.  \gl.  v.  Liszt,  Völkerrecht,  über  exterritoriale  Staatsschiffe, 
enn  etwa  ein  Zwangslotse  der  Kanalverwaltung  ein  französisches 
ischi ff  durch  den  Kanal  führt  und  schuldhaft  eine  Beschädigung 

Schiffes  verursacht,  so  haften  Lotse  und  Beich  ausschließlich  nach 
sischem  Becht. 
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tung  aus  § 836  muß  das  Recht  der  belegenen  Sache,  also  deut- 
sches Recht,  entscheiden.  — - Nur  in  dem  erwähnten  einen  Fall 
kommt  also  außerdeutsches  Recht  zur  Anwendung.  — Dieses 
außerdeutsche  Haftungsrecht  kann  hier  natürlich  nicht  dar-, 

gestellt  werden. 

h.  Zweiter  Abschnitt. 

Die  einzelnen  Rechtsnormen  in  ihrer 

Anwendung. 

aa.  Die  Haftung  wegen  A^erletzung  bereits  bestehender 

privatrechtlicher  Schuldverhältnisse. 

§ 3. 

Phne  Haftung  des  Kaiserlichen  Kanalamts  für  Schiffs- 
schäden kann  eintreten,  weil  sich  die  Beschädigung  als  Ye»- 
letzung  eines  privatrechtlichen  Schuldverhältnisses  darstellt, 
in  welchem  das  Kaiserliche  Kanalamt  bereits  vor  dem  Eintritt 
des  schädigenden  Ereignisses  befangen  war.  In  diesem  Sinne 
kann  nur  ein  solches  privatrechtliches  Schuldverhältnis  in 
Frage  kommen,  welches  etwa  zwischen  dem  Kaiserlichen  Ka- 
nalamt  und  dem  Einzelnen  durch  die  Inanspruchnahme  der 
Kanalgewässer,  der  Kanaleinrichtungen  und  der  Kanalbe- 
triebe seitens  dieses  Einzelnen  begründet  wird,  wobei  diese 
Inanspruchnahme  als  Abschluß  eines  privatrechtlichen  obliga- 
torischn  A^^ertrages  erscheinen  würde.  Ob  ein  solches  privat- 
rechtliches Schuldverhältnis  in  der  Tat  begründet  wTrd,  ist 
nicht  leicht  zu  entscheiden. 

Ein  bedeutender  Bestand  von  Sachen  und  Personen,  von 
Einrichtungen  und  Betrieben  wird  durch  das  Kanalamt  der 
Allgemeinheit  zur  Inanspruchnahme  angeboten.^^)  In  erster 
Linie  sind  dem  A^erkehr  die  Kanalgewässer  zur  Benutzung  er- 
öffnet. Zugleich  sind  die  mit  den  Kanalgewässern  verbunde- 
nen Einrichtungen,  Schleusen  und  Drehbrücken,  Weichen,  Tn- 
nenhäfen,  Anlegeplätze,  Kais,  Ladebrücken  und  Ladestellen, 
Ankerplätze  in  den  Binnenseen  und  auf  den  Reeden  vor  den 
Mündungen  des  Kanals,  endlich  die  Signaleinrichtungen,  der 
allgemeinen  Benutzung  offengestellt.  Auf  dem  Kanal  unter- 

A n m.  25.  Vgl.  die  Betriebsordnung  1911.  Ferner:  deutscher  See- 
scliiffahrtstag  1910  S.  116  f. 
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t (las  Kanalamt  ferner  einen  Lotseiibetrieb.  Auch  nnter- 
t das  Kanalamt  einen  Sehleppsehif fahrtsbetrieb. “‘'0 

Das  Verhältnis  desjenigen,  welcher  das  von  dem  Kanal- 
t x\ngebotene  in  Ansprneh  nimmt,  zu  dem  Kanalamt“') 
rde  auf  jeden  Fall  dem  Privatreeht  unterworlen  sein,  soweit 
ganze  Unternehmen  oder  der  in  Betracht  kommende  Teil 
Unternehmens  vom  Kanalamt  als  ein  Gewerbe  betrieben 
rde.  Der  Staat  kann  ein  Unternehmen  oder  einen  Teil  eines 
ternehmens  entweder  zur  Gewinnerzielung  oder  zur  Wahr- 
mung  öffentlicher  Fürsorge  betreiben. Tm  ersten  Falle 
It  er  sich  mit  dem  ganzen  Unternehmen  dem  Privatmanne 
ch  und  erscheint  als  Gewerbetreibender.  Dadurch  tritt  er 
dem  Unternehmen  in  die  Privatreclitssphäre  ein.  Im  zwei- 
halle erscheint  das  Unternehmen  als  öffentliche  Anstalt 
wird  dem  öffentlichen  Hechte  nichi  ohne  weiteres  entzo- 

/ur  h eststellung,  ob  ein  Unternehmen  des  Staates  sich  als 
'erbe  oder  als  öffentliche  Anstalt  charakterisiert,  ist  zu 
teil,  ob  bei  dem  Betriebe  des  Unternehmens  oder  eines 
s des  Unternehmens  die  Erwerbsabsicht  oder  die  Absicht 
ntlicher  Fürsorge  im  Vordergründe  steht.  Tritt  die  Ali- 
t öffentlicher  Fürsorge  hervor,  so  bleibt  das  Unternehmen 
öllentliche  Anstalt,  auch  dann,  wenn  ein  Gewinn  dabei 
eit  wird;  der  Gewinn  erscheint  dann  als  zufälliges  Neben- 
lukt.  Das  Kanalunternehmen  und  die  mit  ihm  verbiinde- 
Xebeiiunternehmen.  darunter  auch  das  Schleppscliiff- 
•tsunternehnien,  werden  in  ihrer  Grundtendenz  zur  Aus- 
ng  öllentlicher  hürsorge  betrieben.  Tn  der  Begründung 
Entwiiils  des  Gesetzes,  betreifend  die  Herstellung  des 
i-Ostseekanals'^^).  werden  die  grundlegenden  Zwecke  durch 
ende  Worte  bezeichnet: 


\iiin.  2ti.  Das  Kaiialarnt  iiiit(rhalt  auch  (‘inen  Fiihrlu'tritä).  Di(>- 

s(M  kommt  hier  aber  nicht  in  Fra«e 

^ * 

V n m.  27.  Die  t'olgeiule  Darstelinng  folgt  den  Ansfüliningen  von 
h I i I z h 1 ( i n (' 1 . ..[nstitutionen  des  Deutschen  N’erwaltnngsrcchts“. 

Tiihiigen  1913.  A'gl.  ferner  Otto  .\i  a y e r.  Deutsches  A'erwaltnngsrecht 
1SPÖ,9G  11,  17,  37  f.  51  f. 

V n m.  28.  Fleiner  § 18  1. 

V n m.  29.  Sammlung  der  Drucksachen  des  Heich-stags,  VI.  Legis- 
laturperiode 2.  Session,  1885/8«,  üd.  1 Xr.  «3  S.  4. 
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..Bei  der  Errichtung  des  Kanals  stehen  die  Zwecke  der 

Kriegsmarine  im  Vordergrund; neben  der  Sorge  für 

die  Kriegsflotte  handelt  es  sich  um  die  Befriedigung  außer- 
ordentlich wifditiger  wirtschaftlicher  Tnteressen. 

Eine  Rentabilität  des  Unternehmens  war  also  nicht 
Hauptzweck  und  ist  bei  der  Führung  des  Unternehmens  auch 
nicht  erstrebt  worden.-*")  Dies  ist  bei  der  Bemessung  der  Ka- 
nalabgabe zu  Tage  getreten.  So  heißt  es  in  der  Begründung 
des  I^ntwurfs  des  Gesetzes  vom  '21.  Mai  1896, •'*1)  des  ersten  Ge- 
bührentarifgesetzes nach  der  Eröttnung  des  Betriebes: 

..Indessen  zwingen  die  A erliältnisse  dazu,  den  Gesichts- 
ininkt  einer  angemessenen  Verzinsung  nur  so  weit  im  Auge  zu 
behalten,  als  sich  aus  der  Ivanalbenutzung  noch  Vorteile  für 
Reederei  und  Handel  ergeben.  Das  Reich,  welches  den  ICanal 
größtenteils  zu  dem  Zwecke  erbaut  hat.  der  Schiffahrt  Erleich- 
terungen  zu  gewähren,  muß  das  g-rößte  Interesse  daran  haben, 
daß  der  neue  Weg  auch  in  ausgiebiger  Weise  benutzt  wird. 
Es  dürfen  somit  die  Vorteile,  soweit  sie  sich  in  Geld  ausdrük- 
ken  lassen,  nicht  durch  die  Ivanalgebühr  wieder  aufgehoben 
werden,  vielmehr  müssen  dieselben  zu  einem  angemessenen  Be- 
trage den  Interessenten  verbleiben.  Nur  soweit  das  letztere 
gewährleistet  wird,  tritt  für  das  Reich  die  Pflicht  in  den  Vor- 
dergrund, für  eine  Verzinsung  der  aufgewendeten  großen  Mit- 
tel zu  sorgen. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  sind  die  Kanalabgaben  seit- 
her mäßig  bemessen  worden.  T^s  steht  danach  fest,  dass  bei 
der  Führung  des  T\analunternehmens  der  Zweck  der  öffentli- 


n in.  30.  Vgl.  K.-G.  Z.  68  S.  359  f. 

Vgl.  die  Aeußerungeii  iiu  Reichstag,  welche  das.  zitiert  sind. 
iV  u m.  31.  Drucksachen,  IX.  Legislaturperiode.  4.  Session.  1895/97. 
Rd.  4 Xr.  229  S.  15.  IL-ik  Z.  68  S.  361. 

A n ni.  32.  Vgl.  auch  die  Worte  des  Staatssekretärs  des  Innern,  Dr. 
Grafen  v.  Posadowski -Wehner,  am  20.  6.  99  im  Reichstage: 
und  R.-G.  Z.  6S  8.  362. 

„Icli  hin  auch  der  Ansicht,  man  muß  den  Kanal  als  eine  große  Weit- 
st raße  betrachten,  die  Deutschland  einerseits  zum  Besten  des  deutschen 
Handels  und  für  den  ^Vrkehr  überhaupt  hergestellt  hat,  und  anderer- 
seits iin  Interesse  seiner  Iv liegsmarine.  Vom  fiskalischen  Gesichtspunkte 
kann  man  deshilb  diese  große  Wasserstraße  nicht  betrachten.*"  Stenogr. 
Bt  licht  X.  I.egislal  urperiode  1 898/00,  Rd.  3 S.  2445  Spalte  1. 
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cli(  n Fürsorge  ausschla^^^ebend  ^-eblieben  ist.  Das  Kanalun- 
ter iiebmen  ist  also  eine  öffentliche  Anstalt.  Daran  ändert 
aurh  die  Tatsache  nichts,  daß  seit  1908  gewisse  finanzielle 
UeDerschüsse  bei  dem  Unternehmen  erzielt  werden. 

Eine  besondere  Stellung  in  dem  Danzen  des  Unternehmens 
ninmt  der  Schleppschiffahrtsbetrieb  ein.  Für  die  Tnanspruch- 
nanme  der  Reichsschlepper  ist  eine  besondere  Vergütung,  der 
Schlepplohn,  zu  zahlen.  Und  während  das  Kanalamt  den  Lot- 
ser  dienst  ausschließlich  übernommen  hat,  hat  es  für  die 
Sei ileppschif fahrt  auf  dem  Kanal  freie  Konkurrenz  zugelas- 
ser.^^)  Nun  sind  aber  die  Schleppgebühren  für  die  Reichs- 
schlepper  so  niedrig  bemessen,  daß  der  ganze  Schleppschiff- 
falrtsbetrieb  des  Kanalamts  ebenfalls  als  ein  zum  Zwecke 
öffäntlicher  Fürsorge  betriebenes  Unternehmen  erscheint,  wel- 
ches vom  Kanalamt  geführt  wird,  um  im  Rahmen  des  ganzen 
Ka  tialunternehmens  dem  Verkehr  einen  möglichst  günstigen 
Sei  leppdienst  anzubieten.  Also  erscheint  auch  dieser  Teil  des 
Un:ernehmens  nicht  als  ein  Gewerbebetrieb. 

Wenn  nun  aber  auch  das  Kanalunternehmen  in  allen  sei- 
nei  Teilen  sich  als  öffentliche  Anstalt  darstellt,  so  kann  trotz- 
dem das  Verhältnis  de.sjenigen,  der  das  Unternehmen  in  An- 
.spiuch  nimmt,  zum  Kanalamt  von  j)rivatrechtlicher  Natur 
sei  Allerdings  drängt  die  Entwicklung  auf  eine  Uiiter- 

we  ‘fung  aller  nicht  gewerblichen  Untei’nehmungen  des  Staa- 
tes unter  die  Herrschaft  des  öffentlichen  Rechtes.  Aber  die 
heutige  Rechtslage  ist  die,  daß  die  nichtgewerblichen  Unter- 
nehmen des  Staates  in  einzelnen  Beziehungen  von  Recht  und 
Re  ditsprechung  tatsächlich  dem  Privatrecht  unterworfen  wer- 
den. Das  Verhältnis  des  Benutzers  einer  nichto-ewerblichen 
Anstalt  des  Staates  ist  in  einigen  Fällen  genau  durch  Spezial- 
getetz  geordnet.  Wo  dies,  wie  hier,  nicht  der  Fall  ist,  wird 
man  sämtliche  für  die  betreffende  Anstalt  maßgebenden 
Rechtsvorschriften  zu  Rate  zu  ziehen  haben  und  zunächst  er- 
gri  nden  müssen,  ob  nicht  wenigstens  eine  von  ihnen  einen 
dei  tlichen  Hinweis  auf  den  privatrechtlichen  oder  öffentlich- 
reclitlichen  C’harakter  der  Anstaltsnutznng  enthält;  wenn  dies 


A n m.  33.  Vgl.  B.-U.  Z.  (i8  8.  362. 

A n m.  34.  Vgl.  R.-G.  Z.  81  8.  320. 

A II  ni.  35.  8.  Fleiiier  § US  1.  Vgl.  0.  Mn  vor. 
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nicht  zutrifft,  so  wird  man  aus  den  vorhandenen  juristischen 
Indizien  einen  Schluß  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung 

ableiten  müssen.^®) 

Betrachtet  man  unter  diesem  Gesichtspunkte  das 
unternehmen,  so  wird  man  allerdings  einen  sicheren  ^ n a 
„ad,  keiner  Seite  hin  finden.  Doch  sprechen  alle  Anseicheu 
dafür  nur  das  Verhältnis  desjenigen,  der  d,e  Reichsschleppei 
in  Anspruch  nimmt,  zum  Kanalamt  als  ein  privatrechthches 
aufzutassen.  irn  übrigen  aber  die  Benutzung  des  Kanalunte, - 
nehmens  als  ein  öffentlichrechtliches  Verhältnis  anzusehen. 
Für  diese  Entscheidung  spricht  cor  allem  die  Xatur  de.-  u,  be,- 
den  Fälkii  vom  Kanalamt  gebotenen  Leistungen.  Schlepper- 
dienste werden  im  Verkehr  regelmäßig  auf  Grund  prhmtrecht- 
lichen  Vertrages  gewährt.  Ein  wesentlicher  Grund,  daß  dies 
hier  anders  sein  solle,  liegt  nicht  vor.  Zwar  wird  die  Schlepp- 
schiffahrt vom  Kanalamt  zur  W^ahrnehmung  öffentlicher  Für- 
sorge betrieben,  doch  tritt  das  Kanalamt  dabei  völlig  wie  der 
Unternehmer  auf,  indem  es  in  freier  Komkurrenz  seine  \ er- 
tragsofferte  macht  und  eine  dem  Umfange  der  Leistung  kor- 

res])ondierende  Vergütung  verlangt.^') 

Die  übrigen  Leistungen  des  Kanalamts  werden  dadurch  zu 

einer  einheitlichen  Gesamtleistung  zusammengefaßt,  daß  sie 
alle,  soweit  es  erforderlich  wird,  gewährt  werden,  wenn  nur 
die  Kanalabgabe  entrichtet  wird.  Den  Hauptteil  und  eigent- 
lichen Grundstock  dieser  Gesamtleistung  bildet  die  Gewäh- 
rung der  Benutzung  der  Kanalgewässer.  Die  Benutzung  öf- 
fentlicher Kanäle  ist  nun  regelmäßig  ein  öffentlichrechtliches 
Verhältnis  und  zwar  durchweg  Gemeingebrauch.  Hier  er- 
scheint angesichts  des  Umfanges  und  der  Vielseitigkeit  des 
Unternehmens  der  Gemeingebrauch  als  auf  gegangen  in  dem 
größeren  Verhältnis  der  Anstaltsnutzung.  Als  Grundbestand- 
teil dieser  Nutzung  ]>rägt  er  aber  dem  ganzen  Verhältnis  den 
öffentlichrechtlichen  Charakter  auf.  So  erscheint  die  Benut- 
zung der  Lotsen,  welche  im  allgemeinen  ohne  Anforderung 
eine"^'  besonderen  Gegenleistung  nach  Erhebung  der  einheit- 
lichen Kanalabgabe  gewährt  wird,^®)  obgleich  die  Inanspruch- 


An  in.  36.  Nacli  Fleiner  § 18  I. 

A n in.  37.  Vgl.  Betriebsordnung  Neudruck  1911,  Tarif  8.  28, 
A n ni.  38.  8.  Betriebsordnung  § 8 f, 
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iialime  von  ]>-otseii  sonst  re^-elinäl3i«^  auf  Grund  privatrechtli- 
che i Vertrages  erfolgt,  liier  als  ein  öffentlich-rechtlich  zu  be- 
urtiilender  Teil  der  gesamten  öffentlichrechtlichen  Anstalts- 
nut cun^.  Für  diese  Entscheidung  spricht  auch  die  Tatsache, 
daß  die  Inanspruchnahme  der  Lotsen  re^elmäßi"  mit  der  Be- 
nut  :uii<j:  der  Kaiial^ewässer  verbunden  ist.^^)  Für  die  (iffeiit- 
! ich -rechtliche  Natur  des  «ranzen  Verhältnisses  spricht  ferner 
der  Umstand,  daß  die  Höhe  der  Ab«’aben  nicht  nach  dem  Um 
fan,r  der  erforderlich  werdenden  Ge<?enleistun^en.  sondern 
nac  1 dem  Tonneno-ehalt  der  Schiffe  und  der  durchfahrenen 
Strtcke  bestimmt  wird.^®)  Die  Kanalabs^alie  erscheint  damit 
als  öffentlich-rechtliche  Gebühr,  während  der  Schlepplohn 
alle  Ei.ü:enschaften  des  privatrechtlichen  Entgelts  zeigt.  So- 
weil  das  Kanalamt  für  gewisse  besondere  Benutzung  der  Ka 
ual^ewässer  und  -einrichtungen  eine  besondere  Geldleistung 
beai . spracht,  wie  etwa  die  Hafengelder, erscheinen  diese 
eber  falls  als  öffentliche  Gebühren“*^ ))  und  das  betreffende 
Xutnungsverhältnis  als  ein  öffentlichrechtliches. 

Nur,  wo  die  Schlepper  des  Kanalamls  in  Anspruch  ge- 
nommen werden,  tritt  also  das  Kanalamt  zu  dem  Benutzenden 
in  ein  privatrechtliches  Schuldverhältnis  ein.^^^  Zustande 
kommt  dieses  Schuldverhältnis  durch  einen  privatrechtlichen 
Verl  rag  zwischen  dem  Kanalamt  und  demjenigen  Rechtssub- 
jekt.  welches  mit  dem  zu  schleppenden  Schiffe  die  Schiffahrt 
betnnbt.  Abgeschlossen  wird  dieser  Vertrag  vom  Schiffsfüh- 
rer durch  Unterzeichnung  des  zweiten  Teiles  des  Anmeldefor- 
muh  rs.  Die  A ertretungsmacht  des  Schiffsführers  wird  bei 
Staatsschiffen  regelmäßig  auf  dem  Amte  des  Schiffsführers 
beruhen,  bei  Brivatschiffen  aus  § 527  H.-G.-B.  bezw.  § 15  B. 
Sch.  G.  hervorgehen. 


i.iini.  :>{).  Vgl.  lietrieb.sordming.  Neudruck  1911  S.  27  f. 

. um.  40.  S.  Betriebsordiumg  8.  51  f.,  S.  54  f.,  kS.  57  f. 

nm.  41.  Ebenso  Otto  Mayer  Bd.  1 1.  S.  12S  unten  (§  37);  ebenso 
Flein,  r § 26,  2 S.  395. 

11  in.  42.  Das  Beicusgericht  hat  in  seinen  Fntscheidungen  eine 
Stellungnahme  zu  der  hrage,  ob  die  Kaualbeuutzimg  im  .illgemeinen 
öffenilicb-reehtlicber  oder  privatrecbtlicher  Natur  ist,  immer  vermieden. 
^ gl.  Z.  02  8.  264  f;  08  8.  306  f.  Nur  das  Entstehen  eines  privat- 

rechtlichen  8chleppvertrages  hat  das  Beich-sgericht  anerkannt.  Vgl.  B.-G 
Z.  81  8.  320  t.  • 
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Uurch  (len  zwischen  dem  Schiffsführer  und  dem  Ivuiser- 
li(dien  Kaiiakmt  abgeschlossenen  lu-ivatreehtliehen  Schlepp- 
verfvag  wird  ein  privatrechtliches  Schuldverhältnis  von  fol- 
gendem Inhalte  begründet.  Das  kaiserliche  Kanalamt  wird 
veriiflichtet.  das  Schiff  über  die  angegebene  Strecke  durch  den 
Kanal  schleppen  zu  lassen.  Diejenige  Person,  in  deren  Namen 
der  Schiffsführer  auftritt,  wird  verpllichtet.  als  Entgelt  für 
diese  Schleppleistung  den  tarifmäßigen  Schlepplohn  zu  entrici- 
ten.  Es  liegt  also  ein  gegenseitiger  Vertrag  vor.  durch  welchen 
ein  gegenseitiges  Schuldverhältnis  begründet  wird.  Die  bei- 
derseitigen Verpflichtungen  sind  in  ihren  Grundzügen  aus- 
drücklich gekennzeichnet.  Soweit  eine  nähere 
iiuug  erforderlich  wird,  entscheiden  nach  den  §§  157  und  i4l 
B.  G.-B.  Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht  aut  die  N erkehis- 
sitte.  Bezüglich  der  dem  Kaiserlichen  Kanalamt  obliegen- 
den Verpflichtung  ist  auf  dieser  Grundlage  ergänzend  zu  be- 
merken, daß  diese  Verpflichtung  siel,  auch  auf  ein  gewisses 
Verhalten,  — Tun  und  Unterlassen,  — erstreckt,  welches  er- 
forderlich ist,  um  das  Schiff  während  der  Schleppreise  in  un- 
versehrtem Zustande  zu  erhalten.^ 

Wird  die  Leistung  nicht  so  bewirkt,  wie  sie  nach  dem  In- 
halte der  Verpflichtung  zu  bewirken  ist.  so  treten  nach  d^eni 
Gesetz  verschiedene  Rechtsfolgen  ein.  Bei  gegenseitipn  Vp- 
trägen  wird  je  nach  den  Umständen  der  Anspruch  auf  die  Ge- 
genleistung herabgesetzt  oder  aufgehoben,  es  entstehen  An- 
sprüche auf  Schadensersatz  wegen  völliger  oder  teilweiser 
Nichterfüllung,  oder  wegen  verspäteter  Erfüllung  oder  es  er- 
wächst ein  Rücktrittsrecht.  Bei  der  Beschädigung  eines  Schif- 
fes anläßlich  der  Schlep])reise  wird  es  dem  Geschädigten  regel- 
mäßig nur  auf  den  Schadensersatzanspruch  wegen  Nichterfül- 
lung ankommen.  Dieser  Anspruch  dient  seinem  wirtschaftli- 
chen Interesse  am  besten:  denn  eine  Herabsetzung  des  Schlepp- 
lohns oder  eine  Rückgäiigigmachung  des  Schleppvertrages  kön- 
nen ihm  wenig  dienen  und  auch  der  Anspruch  wegen  verspäte- 
ter Erfüllung  wird  gerade  den  Hauptteil  des  Schadens  nicht 


Aiim.  43.  Dazu  veigl.  Ennveevnis  übrn-  positiv.'  b ordern n<rsver- 


letzuueeu. 
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imi  asseii.  Dao-e^ren  gestattet  ihm  ein  Schadeiisersatzansprueh 

we^eii  völliger  oder  teilweiser  Nichterfülhino:.  den  ganzen  durch 

die  Beschädigung  des  Schiffes  entstandenen  Schaden  ersetzt 
zu  ''•erlangen. 

Will  man  in  der  Beschädigung  des  Schiffes  ein  völliges 
ode]  teihveises  Unmöglichwerden  der  Leistung  erblicken,  so 
wird  man  den  Anspruch  unmittelbar  aus  § 325  B.  G.-B.  herlei- 
ten, anderenfalls  ist  das  Vorliegen  einer  positiven  Forderuno-s- 
verl  3tzung  anzunehmen,  in  diesem  Falle  gewinnt  man  den 
gleichen  Anspruch  durch  Analogie  aus  dem  B.  G.-B.^^) 
beidBn  Fällen  ist  erforderlich,  daß  die  Beschädigung  des 
Schiffes  infolge  eines  Umstandes  eingetreten  ist,  welchen  das 
Kaiserliche  Kanalamt  zu  vertreten  hat.  Nach  § 276  B.  G.-B 
hat  1er  Schuldner  grundsätzlich  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit 
zu  vertreten.  Nach  § 278  hat  der  Schuldner  ein  Verschulden 
der  Personen,  deren  er  sich  zur  Erfüllung  seiner  Verbindlich- 
keit bedient,  m gleichem  Umfange  zu  vertreten  wie  eigenes 
ers3hulden.  Danach  hat  das  Kaiserliche  Kanalamt  ein  durch 
Besciadigung  des  Schiffes  während  der  Schleppreise  erfolo-tes 
bnmiglichwerden  seiner  schuldnerischen  Leistuno-  bzw  eine 
positive  Forderungsverletzung  nur  dann  zu  vertreten,  wenn  die 
Nerhtzung  vorsätzlich  oder  fahrlässig  durch  einen  von  denjeni- 
gen .Beamten  oder  Angestellten  herbeigeführt  worden  ist  de- 
ren es  sich  zur  Erfüllung  des  Schleppvertrages  bedient. 

Das  Kaiserliche  Kanalamt  hat  also  den  durch,  die  Beschä- 
iguig  des  Schiffes  entstandenen  Schaden  zu  ersetzen,  wenn 
die  g3minnten  Voraussetzungen  vorliegen.  Diese  privatrecht- 
iche  obligatorische  Verpflichtung  erwächst  im  Rahmen  des 
bereils  vorhandenen  privatrechtlichen  Schuldverhältnisses  aus 
diesem  SchuMx^rhältnisse  heraus.  Bezüglich  der  Bestimmung 
des  Iihalts  und  Umtangs  des  Schadens  und  der  Art  der  Er- 
satzleistung entscheiden  die  Vorschriften  des  § 249  f.  B.  G -B 
Zu  bemerken  ist  folgendes;  Nur  Vermögensschaden  ist  zu  er- 
setzen. Grundsätzlich  ist  der  Zustand  herzustellen,  der  beste- 
hen nurde  wenn  der  znm  Ersatz  verpflichtende  Umstand 
nicht  eingetre  eil  wäre.  Grundsätzlich  hat  daher  Naturalresti- 

' \ I"  'lo'-  Kegel  wird  im  vorliegenden  Falle 

der  \ ,.rletzte  von  dem  § 249  Abs.  2 Gebrauch  machen,  der  bei 
eschi  digung  einer  Sache  dem  Gläubiger  das  Recht  gibt,  statt 
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der  Herstellung  den  dazu  erforderlichen  Geldbetrag  zu  ver- 
langen. Der  Schaden  kann  über  den  bei  der  Schiffsbeschädi- 
gnng  unmittelbar  entstandenen  Schaden  hinausgehen.  Er  um- 
faßt die  im  weiteren  kausalen  Verlaiile  entstandenen  wiit- 
schaftlichen  Nachteile,  insbesondere  den  entgangenen  Gewinn. 

Grundsätzlich  haftet  das  Kaiserliche  Kanalanit  persönlich, 
das  heißt  mit  seinem  ganzen  Vermögen.  Die  Haltung  des  Ka- 
nalamts wird  milder  gestaltet  durch  § 4 des  B.  Sch.-G.,  eine 
Vorschrift,  welche  nach  Art.  32  E.G.  B.  G.-B.  als  lex  specialis 
den  Vorschriften  des  B.  G.-B.  vorgeht.  § 4 B.  Sch.-G.  be- 
stimmt:"*^) 

„Der  Schiffseigner  haftet  nicht  persönlich,  sondern  nur 

mit  Schiff  und  Fracht,  1. 

der  Anspruch  auf  die  Nichterfüllung  oder  auf  die  unvollstän- 
dige oder  mangelhafte  Erfüllung  eines  von  dem  Schiffseigner 
abgeschlossenen  Vertrages  gegründet  wird,  insofern  die  Aus- 
führung des  Vertrages  zu  den  Dienstobliegenheiten  des  Schif- 
fes gehört,  ohne  Unterschied,  ob  die  Nichterfüllung  oder  die 
unvollständige  oder  mangelhafte  Erfüllung  von  einer  Person 
der  Schiffsbesatzung  verschuldet  ist  oder  nicht.  3. 

Sind  mehrere  Schiffe  in  eipem  Schleppzuge  vereinigt,  so 
erstreckt  sich  die  Haftung  nur  auf  dasjenige  Schiff,  welches 
den  Schaden  verursacht  hat  und  auf  die  Fracht  des  Schiffes. 
Der  Fracht  steht  bei  Schleppschiffen  der  Schlepplohn  gleich.“ 

Da  das  Kaiserliche  Kanalamt  keine  Frachtverträge  ab- 
schließt, kommt  eine  Haftung  mit  der  Fracht,  wie  die  zitierte 
Vorschrift  sie  vorsieht,  nicht  in  Frage.  Im  übrigen  ist  bezüg- 
lich der  Anwendung  dieser  Vorschrift  aus  Binnenschiffahrts- 
recht auf  die  Ausführungen  in  § 6 dieser  Arbeit  zu  verweisen. 

Die  entsprechende  seerechtliche  Bestimmung  des  § 486  Z. 
2 kommt  hier  nicht  zur  Anwendung,  denn  das  Kaiserliche  Ka- 
nalamt treibt  die  Schleppschiffahrt  nicht  zu  Erwerbszwecken, 
und  der  Art.  7 E.-G.  H.-G.-B.  dehnt  imi'  die  Z.  3 des  § 486  auch 
auf  die  Seefahrt  ohne  Erwerbszweck  aus.  Tm  übrigen  ver- 
«rl eiche  § 6 dieser  Arbeit. 


A n ni.  44.  Vgl.  zu  der  juristi^chon  Xutur  dieser  Art  der  Haftung 
Hovens,  Lewis  1901,  Bd.  l.  S.  1S8  f. 


— -:>ß  — 


hh.  Hat'tiinii;  aus  d(‘u  §§  31,  89  H. 

§ 4. 

Soweit  in  der  Iiiansprudmahme  de.s  Kanaliinteruelimeiis 
mul  meiner  Xehenbetriebe  nicht  der  Abschluß  eines  privatrecht- 
licllen  obU^uitorischen  A>rtrag-es,  sondern  die  Be»Tündunj>:  des 
ölTei  tlichrechtlichen  Rechtsverhältnisses  der  öffentlichrechtli- 
(dien  Anstaltsnntzunj):  lie^t,  kommen  die  Rechtsnormen  über 
die  dattiin»;  we.u-en  der  Yerletzuno;  bestehender  privatrechtli- 
clier  ( )l)li^ationen  weder  unmittelbar  noch  kratt  Analoi?ie  zur 
Anwendun^.'^''^)  Soweit  die  Beschädigung  eines  Schiffes  nicht 
l)ei  ( er  rnans])ruchnahme  der  Schle])])er  des  Ivanalamts  erfolgt, 
kommt  also  eine  Haltung  dieser  besonderen  Art  überhaupt  nicht 
in  Frage.”"*)  Dagegen  ist  die  Anwendung  der  übrigen  eine 
Haflunir  begründenden  Kechtsnormen  von  der  juristischen  Na- 

nin.  4.-i.  Vgl.  K.-O.  Z.  7!)  8.  102.  10:1  f.,  8.  PU. 

. kiiim  uiierörtrrt  bleiben,  ob  die  Ablebinmg  einer  Häftling  des 
verkl)<’'ten  Fiskus  für  den  schuldhaft  handelnden  Fotsen  auf  (iiiind  di's 
^ 2711  B.  (i.-B.  durch  das  Berufungsgericht  in  jeder  Beziehung  gerecht- 
fertii.  erscheint,  und  ob  nicht  vielmehr  die  Annahme  eines  Vertragsver- 
liiiltn  ssos  (>d<‘i  eines  v e r t r a s ii  h u 1 i c h e ii  Verhältnisses  zwischen 
deiii  verkluf^ten  Fiskus,  als  dem  Betriebsunternehmer  des  Kaiser  Wil- 
lielm  Kanals,  und  dem  den  Kanal  zur  Durchfahrt  in  .\nspruch  nehmen- 
den Schiffer,  die  zur  .Vnwendun^'  des  § 278  IV  (b-B.  fühien  würde,  für 
der  Kechtslage  entsprechend  zu  erachten  ist.  wi<‘  dies  auch  das  lamdge- 
richt  in  seiner  Kntscheidung  ausgefühlt  hat.‘* 

''gl.  ferner  K.-D.  Z.  On  S.  117. 

Diesen  .\usfühi  ungeii  entgegen  ist  der  Ansicht  iler  \ erwaltungs- 
l echt  -ihdirer.  insbesondere  Otto  Mayer  und  Fleiner,  Hecht  zu  geben,  daß 
a uf  d'fentlich-rechtliche  X'erhältnisse  ein  besonderes  öffentliches  Hecht . 
nicht  aber  das  privatrf chtliche  Obliga tionenreclil  direkte  od(‘r  analoge 
Anw  nulung  finde. 

)as  Bestrtdten  der  Fraxi*^  in  diesen  öffentlich-rechtlichen  X'erhaltnis- 
sen  las  privat  rechtliche  Obligat  ionenrecht  analog  anzu  wenden,  ist  darauf 
zurüfkzuführen.  daß  die  betreffenden  \An*waltungsrechtsiustitute  bisher 
lu'ch  keine  goiügende  wissenschaftliche  Durchbildung  erfahren  hatten, 
^^gl.  (Jtto  Mayer.  Fleiner.  ^ 18  11.,  2b  und  § 3. 

\ n m.  4Ü.  Aus  dem  öffentlich-rechtlichen  A'erhiiltnis  heraus  findet 
ferntr  eine  Haftung,  welcher  der  aus  eiiu'r  pri\ atiechtlichen  Obligation 
(‘utst  eilenden  Haftung  entspräche,  nicht  statt. 

,’gl.  Fleiner  § 18  11.,  2 c. 

bv.  kommt  aber  die  .Vnwendbarkeit  der  verwaltungsrechtlichen 
Schu  zmittel  (Beschwerde,  Klage  im  Verwaltungsstreit  verfahren  usf.)  in 
Frag\  Vol.  Fleiner  a.  a.  0. 
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tur  der  Iiiansprueliiiahme  des  Kanaluiiteriiehmeiis  und  seiner 
Nebenbetriebe  unabbängig.-*^)  Diese  übrigen  Rechtsnormen 
lassen  nämlich  die  Haftung  nicht  durch  rmwandluiig  einer 
bereits  bestehenden  privatrecbtlicheii  Obligation  entstehen; 
sie  lassen  sie  vielmehr  als  eine  völlig  neue  Obligation  aus- 
sebließlieh  aus  dem  Tatbestände  hervorwaebsen.  Diese  Obli- 
gation, welche  die  Haftung  zum  Inhalte  bat.  ist  in  allen  Fällen 
ein  privatreehtliches  Sehnldverbältnis;  nur  im  Falle  der  durch 
Art.  77  E.-O.  B.  G.-B.  reservierten  Recbtsnormeii  ist  es  zwei- 
felhaft. ob  eine  privatreclitliclie  oder  eine  öltentliclirecbtliobe 
Yerbindlielikeit  des  Staates  vorliegt. 


Die  aus  dem  bürgerlieheii  Gesetzbiieli.  dem  Biniiensehil t- 
fahrtsgesetz  und  dem  H.-G.-B.  angeführten  Haftuiigsbestim- 
muiigeu,  welche  eine  Haftung  auf  Grund  von  Tatbeständen  aii- 
ßerlialb  privatreehtlicber  Schuldverliältnisse  begründen,  kön- 
nen überall  da  zur  Anwendung  kommen,  wo  sieb  nicht  Beamte 
in  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  befinden.  Dies  geht  aii.s  Art. 
77  E.-G.  B.  G.-B.  hervor. 

Die  Voraussetzungen  des  Artikels  77  liegen  zunächst  dort 
nicht  vor.  wo  der  Staat  ein  gewerbliches  rnternelimen  be- 
treibt.Sie  liegen  ferner  dort  nicht  vor.  wo  der  Staat  ein 
niehtgewerbliehes  Unternehmen  betreibt,  wo  sieh  aber  das  zu 
dem  Einzelnen  angeknü])fte  Verhältnis  als  ein  privatrechtli- 
ebes charakterisiert.'^*’)  Aber  auch  dort,  wo  die  Beziehungen 
des  Staates  zu  dem  Einzelnen  öffentliebreelitlieber  Natur 
sind,^*’)  befinden  sieh  die  Beamten  des  Staates  nicht  überall  in 
Ausübung  öffentlicher  Gewalt.  Sehr  oft  ülien  sie,  auch  wenn 
sie  den  Staat  in  diesen  öffentlich  reelitliehen  Beziehungen  ver- 
treten, wirtsehaftliehe  oder  technische  Amtsverrichtnngen, 

Audi.  47.  \gl.  Fleiner  S.  ;Uü.  Fermu'  die  aut  das  vorliegende 
Fiet  bezüglichen  Heichsgerichtsentscheidnngen.  insbe??.  H.-G.  Z.  74  8.  2äH  f. 
und  H.-G.  Z.  79  S.  101  f. 

A n in.  48.  Ein  solcher  Fall  kommt  im  Bereiche  des  Kaiialunterneh- 
mons.  wie  eben  dargelegt  ist,  nicht  in  Frage. 

Ein  Beispiel  ist  etwa  eine  vom  Staate  lietriebene  Bahnhofswirtschaft. 

.V  n m.  49.  Z.  B.  bei  der  Inanspruchnahme  der  Schlepper  des  Ka- 
nalamts. 

A n m.  50.  Z.  ]3»  die  übrige  Kanalbeniitzuiig. 
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nicht  aber  öffentliche  Gewalt  aus.®^)  So  kommt  es,  daß  der 
Staat  auch  dann,  wenn  er  sich  zn  dem  Einzelnen  in  öffentlich- 

M ♦ 

rechdichen  Beziehun<2:en  bewegt,  nach  den  zweifellos  rein  pri- 
vatr  jchtlichen  Vorschriften  wie  sie  unter  anderem  die  §§  31, 
89  lind  831  B.  G.-B.,  § 3 des  Binnenschiffahrtsgesetzes  und  des 
H.-C-.-B.  enthalten,  für  die  Handlungen  gewisser  natürlicher 
Persoiun  außerhalb  privatrechtlicher  Schuldverhältnisse  haf- 
ten kann.  Der  Uebergang  des  Staates  in  die  Privatrechts- 
sphäre vollzieht  sich  hier  nicht  schon  mit  der  Begründung  des 
ganzen  Unternehmens,  auch  nicht  in  dem  x\ugenblick,  in  wel- 
chem der  Einzelne  in  ein  besonderes  rechtliches  Verhältnis  zu 
dem  Unternehmen  tritt,  sondern  erst  in  dem  Zeitpunkte, in 
welciem  die  Beamten  oder  andere  für  den  Staat  handelnde  na- 
türlidie  Personen  Handlungen  für  den  Staat  vornehmen,  wie 
sie  auch  der  Privatmann  vornehmen  kann,  also  Handlungen 
aller  Art,  welche  nicht  der  rechtlich  ülierlegenen  Stellung  des 
Staa  es  entspringen. 


besprechen  sind  zunächst  die  §§  31,  89  B.  G.-B. 

^ 31  B.  G.-B.  bestimmt: 

.Der  A'^erein  ist  lür  den  Schaden  verantwortlich,  den  der 
Aors:and,  ein  Mitglied  des  AVrstandes  oder  ein  anderer  verfas- 
sungsmäßig berufener  A^ertreter  durch  eine  in  Ausführung  der 
ihm  zustehenden  A errichtungen  begangene,  zum  Schadenersatz 
vei’p  lichtende  Handlung  einem  Dritten  zufügt.“ 

^ 89  B.  G.-B.  bestimmt  dazu: 

.Die  Ab)rschrift  des  § 31  findet  auf  den  Fiskus 

entsj  rechende  Anwendung.“ 

Bei  der  Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  dem  in  die- 
ser .Lirbeit  behandelten  Gebiet  ergeben  sich  mehrfache  Schwie- 
rin-kditen. 


Zunächst  ist  die  Bedeutung  des  Ausdrucks  "A^ertreter“  in 

§ 31  streitig. 

A n m.  .31.  Das  Nähere  ist  in  § 8 dieser  Arbeit  dargestellt. 

A n in.  32.  Vjil.  § 8 diesrr  Arbeit. 

A n in.  32  a.  Die  nmi  folgende  Abgrenzung  der  ..verfassungsinäliig 
beinftnen  Vertretei“  unter  den  Beamten  des  Kaiserlicdien  Kanalamts  ist 
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Dies  ist  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ein  regelmäßig  als 
terminus  technicus  verwendetes  AVort,  welches  ausschließlich 
den  Vertreter  bei  der  Vornahme  von  Rechtsgeschäften  bezeich- 
net. Man  hat  daraus  gefolgert,  auch  im  § 31  seien  nur  dieje- 
nigen natürlichen  Personen  bei  der  Anwendung  dieses  Aus- 
drucks gemeint,  welche  zur  rechtsgeschätllichen  Aertietung  f ei 

juristischen  Person  befugt  wären. '^0  _ 

Alit  Recht  bestreitet  dies  die  andere  Lehre.^’-')  Das  B.  G.- 
B.  ist  im  allgemeinen  nicht  ängstlich  darum  besorgt,  daß  seine 
termini  technici  immer  auch  nur  im  technischen  Sinne  ange- 
wandt werden.'  Häufig  ergibt  der  Sinn  einer  Vorschrift,  daß 
ein  sonst  in  einem  bestimmten  technischen  Sinne  verwendetei 
Ausdruck  hier  notwendig  in  einem  anderen  Sinne  verstanden 
werden  muß.  Dies  ist  auch  im  § 31  bei  dem  Worte  „AVrtretei- 

der  rall.'’'D 

Der  § 31  regelt  die  Haftung  der  juristischen  Personen  für 
gewisse  Handlungen  gewisser  AVrtreter.  welche  von- denselben 
begangen  werden  ,,in  Ausführung  der  ihnen  zustehenden  A er- 
richtungen.“ Es  ist  nun  ganz  unzweifelhaft  und  unbestritten, 
daß  mit  diesen  A^errichtungen.  soweit  von  A^orstand  und  A or- 
standsrnitgliedern  die  Rede  ist,  nicht  nur  Rechtsgeschäfte  und 
Rechtshandlungen,  sondern  auch  technische  und  andere  tatsäch- 
liche AVrrichtungen  beliebiger  Art  gemeint  sind.  Dies  muß 
man  dann  logischer  Weise  auch  auf  die  anderen  AVwtreter  aus- 
dehnen. Es  handelt  sich  also  im  ^ 31  überall  um  die  Haftung 
für  Handlungen  von  jeder  beliebigen  Art;  nur  in  den  selteneren 
Fällen  wird  es  sich  dabei  um  Rechtsgeschäfte  oder  Rechtshand- 
lungen handeln. 

Dann  aber  erscheint  es  unnatürlich,  den  Kreis  derjenigen 
Personen,  für  welche  die  juristische  Person  in  dieser  Weise 
haften  soll,  für  den  Kreis  der  AVrtreter  nun  plötzlich  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  rechtsgeschäftlichen  A ertretungs- 

von  besonderer  Wichtigkeit,  blier  wird  praktisch  die  Frage  entschieden, 
ob  das  Kanalamt  im  Einzelfalle  nach  § 31  oder  § 831  B.  (i.-B.  zn  haften 
hat,  was  einen  großen  Unterschied  macht,  da  das  Kanalaint  die  Haftung 
uns  ^ S31  regelmäßig  durch  Exkulpationsbeweis  abwälzen  kann. 

Anm.  33.  Vgl.  B.-G.  Z.  74  S.  23U.  Oierke,  Gutachten. 

A n m.  54.  Vgl.  Enneccerus  § 103  Anm.  2. 

Vgl.  Enneccerus  § 51  T.  Am  Ende,  sowie  § 31  Anm.  4. 

Anm.  5.3.  l.iteratnr  dazu  s.  Gierke,  Gutachten.  Anm.  32. 
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maclit  abzuj^^renzen.  bloß  weil  der  in  der  Vorschrift  verwandte 
Ausdruck  .,Yertreter‘“  sonst  in  diesem  technischen  Sinne  vei- 
wendet  wird,  während  im  übrigen  gerade  die  rechtsgeschäft- 
liclu  Vertretung  den  allergeringsten  Teil  der  Fälle  stellt,  ln 
denen  die  Bestimmung  des  § 31  zur  Anwendung  gelangt.  Dies 
wäi’C  besonders  willkürlich  angesichts  des  Umstandes,  daß  die 
Wu-slandsmitglieder  unzweifelhaft  auch  dann  unter  31  fal- 
len, wenn  sie  gai'  keine  rechtsgeschäftliclu^  Vertretungsmachl 
inne.iaben. 

Richtig  ist  also  die  Ansicht,  daß  ,, Vertreter“  im  Sinne  des 
31  jede  natürliche  Person  ist,  welclie  überhaupt  in  irgend 

einer  W'eise  für  die  juristische  Person  handelt. 

-\  11  111.  .■)().  Ebenso  wie  iin  rexti?.  ( lertniiiuii  ,, Zweifel  kiiiiii  emllicli 
(liis  V )ni  (lesetze  gebrauchte  ort  ..Vertreter“  erw  ecken.  Bi.sweileii  will 
iiiaii  ts  ini  technischen  Sinne  ver.'taiulen  wissiui  und  daher  nur  solchi*  Fei'- 
s'Oiien  darunter  einbeziehen,  die  gerade'  zur  N’oriiahnie  eigentlicher  Hechts- 
ha iidli Ingen  für  den  ^ ercin  bestellt  s(‘i(*n.  Das  wiirdi'  aber  eine  durch 
nichts  begründete  Einschniiikiing  und  Folgewidrigkeit  bedeuten.  Denn 
daß  (1  T \ ereiii  für  den  \^nrstand  auch  dann  haften  uiuB,  wenn  dieser  durcli 
tatsäciliche  Handlungen  einen  Dritten  im  Sinne  des  S ßl  schädigt,  ist 
kaum  zu  bezweifeln,  warum  sollte  es  da  bei  den  soiistii»en  A ereinsoriranen 
nmgelehrt  sein?  Das  Wort  .,\’ertrcter“  wird  ini  Vi'ieinsrecht  auch  sonst 
nntecl  nisch  gebraucht,  s.  besonders  ^ -2(5  Abs.  2,  statt  des  geflissentlich 
vermii  denen  \\orte.s  ..Organ“  — - schwerlicli  wird  man  es  daher  in  § .‘H 
inesse  i dürfen.“ 

eicher  Ansicht  wie  der  Text  ist  ferner  Leiiel  fDeutsche  Juristeu- 
.'citunt  1902  S.  10)  mit  hervorragender  Begründung.  ..Kein  Zweifel  kann 
darübi  r obwalten,  daß  unter  ,,  Verrichtungen“  nicht  bloß  der  Abschluß  von 
Ki'cht.' geschäften,  sondern  auch  rein  tatsächliche  Veri  iclitungen  .zu  ver- 
stehen sind.  In  den  Vorberatungen  (Prot.  1 8.  ö2ß)  wurde  dies  ausdrück- 
lich a isgespiochen,  und  es  ent.spricht  diese  Deutung  auch  dem  gewöhn- 
lichen Sinne  des  Wortes.  Bei  dieser  Sachlage  muß  es  wundernehmen,  daß 
man  i arüber  streitet,  ob  nicht  gleichwohl  als  „Vertreter“  im  Sinne  des 
^ :H  lidiglich  ein  solcher  betrachtet  werden  dürfe,  der  zur  X'ornahme  von 
Itechtsgeschäften  für  den  Verein  befugt  sei.  Man  beruft  sich  darauf,  daß 
das  B.  (t.-B.  sonst  als  Vertreter  immer  nur  den  rechtsgeschäftlichen  Ver- 
treter bezeichnet.  Ich  halte  dies  Argument  nicht  für  entscheidend.  Was 
das  Wesen  der  Vertretung  ansmacht  - in  gewissem  Sinne  die  Tdentifi- 
zieriing  des  Wüllens  einer  Person  mit  dem  einer  andern  — , das  findet 
Mch  a ißerhalb  des  (Jebiets  der  juristischen  Personen,  eben  nur  bei  den 
lechts.  e.schäftlichen  A'ertretern,  und  darum  kann  für  die  Auslegung  des 
§ 31  1 iif  den  sonstigen  Sprachgebrauch  des  B.  C.-B.  wenig  aukommen. 
hur  dl'  freiere  Deutung  des  Wortes  sprechen  aber  die  triftigsten  OrüiuD. 
F..'>  hei  It  in  § .11,  ,,eiu  ^litglied  des  ^ orstandes  oder  ein  anderer  i i'rfas- 


31 


Eine  zweite  Sehwierigkeit  ero-ibt  sieh  liei  der  Anwendiinp 
der  Ausdrücke  ..Der  Vorstand,  ein  Mitglied  des  Vorstände, 
oder  ein  anderer  verfassiinn-smäßig  lienifener  Veidreter“  anl 
den  Fiskus.  Durch  die  im  B.  O.-B.  g^ebranchte  V endiing  ..ein 
anderer“  ist  ausgedrückt,  daß  auch  der  Vorstand  (gemeint  ist 
offenbtir  die  einzelne  natürlitdie  Person,  welche  allein  Aoi- 
stand  ist)  und  die  Mitglieder  des  Vorstandes  zu  dem  weiteren 

sungsmäßiger  Vertreter“.  .\us  der  Wendung  ..ein  anderer"  ergibt  sich, 
daß  § 31  in  jedem  .Mitgliede  des  Vorstandes,  dem  satzungsgmnäß  eine 
..\errich1ung“  zusteht,  einen  Vertreter  erblickt.  Xuii  sind  aber  die 
.Milglieder  des  Vorstandes  als  einzelne  an  sich  durchaus  nicht  rechts- 
geschäftliche Vertreter  des  \ ereins;  sie'  sind  es  nur.  wenn  und  soweit  die 
Salzung  ihnen  individuelle  Vei tretuiigsmacht  erteilt.  WTiiii  es  demgemäß 
nach  dem  Wortlaut  des  § 31  vollkommen  sicher  i.st.  daß  ein  Vorstands- 
mitglieil.  dem  als  einzelnen  satzungsgemäß  die  technische  l.eiiung  eines 
Betriebes,  nicht  aber  die  rechtsgeschäftliche  Vertretung  des  \'ereiiis  zu- 
steht, als  ..Vertreter“  im  Sinne  des  31  gelten  muß.  so  erhellt,  daß  dei 
Beo-riff  ..Veitreter“  hier  in  weiterem  Sinne  gebraucht  ist.  und  es  fehlt 
jeder  äußere  wie  jeder  innere  Di  und  bei  den  ..anderen"  \ ertretern  au  dem 
Erfordernis  rechtsgeschäftliclu'r  ^'ertretungmacht  festzuhalten.  ln  der 
Tat  welchen  Sinn  sollte  es  haben,  den  Wreiii  für  die  Delikte  seine.-  ver- 
fassungsmäßigen techni.scheii  Direktors  zwar  dann  unbedingt  haftbar  zu 
machen,  wenn  dieser  satzungsgemäß  zum  Vorstande  gehört,  sonst  aber 
nur  nach  Maßgabe  des  vj  831.“ 

Ferner  vertritt  di<‘  gleiclu'  Ansicht  llölder:  Allgemeiner  1 eil.  S.  14i 
31  2 b.  ..Der  Begrifl  des  N’ertreters  im  Sinne  unseres  Paragraphen  ist 
nicht  der  ti'chnische“.  ..Das  Cesetz  bestimmt  die  Haftung  des  Vereins“ 
(im  Gegensatz  zum  E 1.)  — ..für  das  zum  Schadensersatz  verpflichtende 
Verhalten  eines  tTrtreteis  desselben  ..in  Ausführung  der  ihm  zu.stehenden 
Verrichtungen“  und  damit  nicht  nur  für  Rechtsakte,  sondern  insbesondere 
auch  für  Handlungen,  die  durch  ihre  reale  Bedeutung  dritte  schädigen  und 
eine  Ersatzpflieht  begründen.“  Folgen  Beispiele  für  Vertreter,  im  Sinne 

des  Textes. 

.Vnderer  Meinung  ist  anscheinend  mit  nicht  ganz  eindeutiger  Formu- 
lierung Rehbein.  B.  G.-B.  1899  S.  34. 

.\nderer  Ansicht  ist  das  Reichsgericht,  R.-G.  Z.  74.  Wer  die  juristische 
Person  im  rechtsgeschäftlichen  t'erkehr  als  ihr  Willensorgaii  vertritt, 
dessen  Handlungen  sollen,  auch  wenn  sie  unerlaubt  sind,  als  ihre  Hand- 
lur.oeu  gelten,  falls  die  sonstigen  Voraussetzungen,  des  § 31  vorlieg-n. 
Zwar  fordert  das  Gesetz  - w ie  aus  <len  W’orten  ..ein  Mitglied  des  \ or- 
standes“  in  § 31  erhellt  - nicht  gerade,  daß  der  Vertreter  die  juristi.sche 
Peison  für  sich  allein  i echtsgeschäitlich  verpflichten  kann.  W’o  (iesamt- 
vcitretung  besteht,  gelten  auch  die  Delikte  eines  einzelnen  Vertreters  als 
Delikte  der  juristischen  Person.  W'em  aber  rechtsgeschäftliche  Vertre 
tiingsmacht  übrhaupt  nicht  beiwohnt,  der  kann  die  juristische  Person  auch 
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Begriffe  der  verfassungsmäßig  berufenen  Vertreter  zu  rechnen 
sin(  . Für  den  Staat,  auf  welchen  der  Ausdruck  „Vorstand“ 
im  eigentlichen  Sinne  doch  ja  nicht  anwendbar  erscheint,  ist 
alsr  mir  zu  ])rüfen,  wie  weit  der  Kreis  der  verfassungsmäßig 
berufenen  , .Vertreter“  reicht. 


Di.;  Meinungen  hierüber  sind  sehr  verschieden.  Nach  der 
eimn  Ansicht  ist  jeder  Beamte  verfassungsmäßig  berufener 
A ertreter  des  Staates.  Zur  Begründung  wird  angeführt,  ver- 
fas.siingsmäßig  sei  jede  Berufung,  die  im  Eahmen  der  Ver- 
bandsorganisation erfolge,  eine  solche  Berufung  läge  aber  bei 
den  durch  öffentlichrechtlichen  Akt  berufenen  Beamten  vor. 
Nur  solche  Personen  seien  nicht  verfassungsmäßig  berufene 
A'^er  reter  des  »Staates,  welche  durch  einen  pivatrechtlichen  A^er- 
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durch  seine  Delikte  verpflichten,  wenigstens  nicht  nach  :D,  sondern 
tens  nach  § 831  R.  G.-B.  ln  der  Literatur  findet  sich  freilich  auch 
»nsicht,  das  Wort  ertreter"  sei  in  .'ll  nicht  im  technischen  Sinne 
ucht.  Dem  läßt  sich  aber  nicht  beitiadiui.  .Man  A'erlüßt  damit  den 
■eil  Boden,  auf  den  das  B.  (I.-B.  durch  seine  Bestimmungen  die  bis 
viel  umstrittene  Materie  hat  stellen  wollen.  Auch  der  VI.  Senat 
.eichsgerichts,  der  sich  nach  der  (leschäffsverteilung  vorzugsweise  mit 
i Fiagen  zu  beschäftigen  hat,  st(>hf  auf  diesem  Standpunkte,  wie  sich 
er  schon  angeführten  neuesten  Lntscheiduug,  Rd.  74  S.  -23,  deutlich 
, ebenso  aber  auch  aus  den  älteren  Entscheidungen,  Bd.  .lö  S.  172 
Id.  62  S.  36.  Wenn  in  manchen  Liuzelentscheiduugen  dieses  Senates 
lei  andeien  Senate  dieser  Punkt  nicht  besonders  hervorgehoben  wird, 
rn  hinter  den  Schwierigkeiten  dei-  richtigen  Bestimmung  der  „ver- 
igsmäßigen“  Berufung  des  Vertreters  zurücktritt,  so  läßt  sich  doch 
erkennen,  daß  das  Reichsgericht  den  § :’.1  schon  jemals  auf  eine 
11  angewendet  hätte,  die  zur  rechtsgeschäftliehen  Vertretung  des 
s oder  der  Stadtgemeinde  ül>erhaupt  nicht  befugt  gewesen  wdire." 

.-(L  Z.  74  S.  Ö3.  Nur  die  durch  ein  Ges,.tz  oder  durch  eine  gleich- 
re  allgemeine  organisatorische  Restimimmg  vorgesehenen  Beamten 
als  ^ertieter  dieser  Art  zu  gelten,  ,, vorausgesetzt  natürlich,  daß 
ich  der  betreffenden  Bestimmung  überhaupt  Vertretur.gsgewalt  Dm, 
egenüber  haben  sollen.“ 

.-G.  Z.  55  S.  172  enthält  eine  deutliche  Stellungnahme  zu  der  hier 
>chenen  Frage  nicht. 

llerdings  ist  auf  S.  172  beiläufig  ausgesprochen,  daß  es  sich  bei  den 

dem  111,  Sinne  des  § 31  B.  rt.-B.  um  privatrechtliche  Vertretunos- 
handele.  ^ 

bcnsowenig  läßt  H.-G.  Z.  62  S.  36  oine  deutliche  Stclluugnah.ue 

er  strittigen  Frage  erblicken. 
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trag  in  (len  Dienst  des  Staates  gestellt  seien.^^)  Dagegen  Ist 
vor  allem  einziiwenclen,  daß  dann  der  Staat  sehr  viel  schlech- 
ter gestellt  sein  würde  als  die  Einzelperson,  denn  diese  läßt 
dieselben  Verrichtungen,  die  im  Staatsleben  von  Beamten  be- 
sorgt werden,  bei  einem  gleichartigen  ITiiternehmen  vielfach 
von  bloßen  Angestellten  ausführen  und  haftet  dann  nur  nach 
den  leichteren  A^orschriften  des  § 831.'  ) 

Eine  zweite  Ansicht  zieht  den  Kreis  der  verfassungsmäßig 
berufenen  A^’ertreter  beim  Staat  im  Gegensatz  zur  ersten  über- 
trieben eng.  Nach  ihr  würde  der  Staat  nur  für  die  obersten 
A’^erwaltungss])itzen  nach  § 31  haften  müssen,  füi  die  große 
Masse  der  Beamten  dagegen  sich  nach  § 831  leicht  entlasten 
kininen.  Dies  ist  auch  keine  angemessene  Entscheidung.^®) 

Man  hat  sich  daher  allgemein  zu  einem  Mittelw^eg  ent- 
schlossen; allein  es  ist  keine  Formulierung  gefunden^  welclie 
in  einwandfreier  und  allgemein  anwendbarer  AVeise  die 

Grenze  zöge. 

Man  hat  beim  Staat  die  unmittelbare  Berufung  auf  Grund 
des  Gesetzes  oder  durch  organisatorische  A^erwaltungs Vorschrif- 
ten von  der  Berufung  auf  Grund  von  Anordnungen  der  Vorge- 
setzten Organe  unterscheiden  wollen.  Dagegen  ist  zu  sagen, 
daß  alle  Beamten  auf  Grund  organisatorischer  Rechtssätze  und 
zugleich  durch  Vorgesetzte  Organe  berufen  werden.  Diese  Un- 
terscheidung ist  also  unzulänglich.®®) 

Nach  einer  anderen  Ansicht  soll  der  Kreis  der  A'ertreter 
nach  dem  Alaße  der  ihnen  bei  ihren  Willensentscheidungen  ein- 
geräumten Selbstständigkeit  eingeteilt  werden.  Dies  ist  wohl 
derjenige  Gerichtspunkt,  nach  welchem  eine  angemessene  Ab- 
grenzung am  ersten  erfolgen  kann,®^)  obgleich  er  mit  den  ver- 
fassungsmäßigen Berufung  nichts  mehr  zu  tun  hat.  AVie  da- 
nach aber  im  einzelnen  Falle  zu  entscheiden  ist,  ist  auch  hier 
ganz  unsicher. 

Es  ist  daher  zwecklos,  eine  Abgrenzung  in  diesem  Sinne 
unter  den  Beamten  des  Kanalamts  vorzunehmen,  da  bei  dem 

Anm.  57.  S.  Gierke,  Gutachten.  Das.  Literatur. 

A n m.  58.  8.  Gierke,  Gutachten. 

A n m.  59.  S.  Gierke,  Gutachten. 

A 11  ni.  60.  8.  Gierke,  Gutachten. 

Anm.  61.  Ebenso  Gierke,  a.  a.  0. 
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Fehlen  eines  be^^riffliehen  Maßstabes  niemand  wissen  kann, 
wie  'ich  die  (xerichte  im  einzelnen  Fall  entscheiden  werden. 
Xnr  die  bereits  vorlie^icnden  Entscheidungen  der  Praxis  wird 
man  zu  beachten  haben,  da  sie  voraussichtlich  auch  l'iir  zukünl- 
tige  Entscheidungen  di(‘  tTrundlage  al)geben  werden. 

Es  Uesen  nun  für  die  Beamten  des  Kanalamts  zwei  Ent- 
.'^che  düngen  vor,  durch  welche  die  Abgrenzung  unter  ihnen 
seho  1 ziemlich  bestimmt  vorgenommen  wird.  Das  Reichsge- 
richi  hat  einerseits  entschieden,  daß  der  Betriebsdirektor  des 
Kan  Uamts  als  Vertreter  des  Fiskus  im  Sinne  der  §§  31,  8b  B. 
G.-B  anzusprechen  seiA')  und  andererseits  festgestellt,  daß 
die  jotsen  nieht  Vertreter  in  diesem  Sinne  seien. 


Es  hat  auch  keinen  Zweck,  hier  auf  die  Begründungen  ein- 
zuge  len,  welche  das  Eeichsgericht  den  beiden  Entscheidungen 
gegeoen  hat,  denn  diese  führen  ülrerall  auf  jene  IregriffUchen 
Unterscheidungen  zurück,  welche  oben  teils  abgelehnt,  teils 
als  2U  unbestimmt  gekennzeichnet  sind.  .Man  wird  nui  die 
beiden  Entscheidungen  als  Anhaltspunkte  für  die  Zukunft  hin- 
nehrien  müssen,  und  lediglich  festzustellen  haben,  ein  wie  gro- 
ßes Gebiet  unter  den  Kanalbeamten  nun  noch  zweifelhaft  ist. 


J um.  t>2.  S.  Z.  7U  S.  107.  ..Rechtsgesehäftliche  Amtsfiiuk- 

tioiieiL — sind  nicht  crwähntj  ergeben  sich  aber  von  selbst  aus  der 

allgei  leinen  Stellung.  ITiernach  ist  der  ihdriebsdirektor  des  Kaualamts 
ebens  j wie  der  mit  weniger  umfassender  tiewalt  ausgestattete  Betriebs- 
inspe  wtor  der  preußischen  Eisenbahnen,  als  Vertreter  des  Fiskus  im  Sinne 
von  §§  ßl,  89  B.  O.-B.  anzusprechen.  Sein  Dienstauftrag  führt  auf  die 
Vei  w iltungsorganisation  selbst  zurück, die  für  ihn  einen  besonderen  Go- 
schäf  szweig  innerhalb  der  Wwwaltung  geschaffen  hat.  Das  aber  ist  das 
unteischeidende  ^lerkmal  des  ^'ertreters  gegenübtw  den  Angestellten  nach 
§ 831  B.  G.-B.,  dessen  Dienstauftrag  erst  durch  die  ^>rtreter  der  Körper- 
schaf vermittelt  wird.“ 

^Liim.  63.  S.  B.-G.  Z.  74  S.  257.  — — — , so  läßt  sich  doch  nicht 

erkernen,  daß  das  Beichsgericht  den  § 31  schon  jemals  auf  eine  Person 
angei randt  hätte,  die  zur  rechtsgeschäftlichen  N^utretung  des  Fiskus  oder 
Stadt  gemeinde  überhaupt  nicht  befugt  gewesen  wäre. 

Daß  den  Kanallotsen  eine  Befugnis,  den  iteichsfiskus  in  (iescbäften 
des  bürgerlichen  A’erkehrs  zu  vertreten,  nicht  beiwohnt,  kann  einem 
Zweilel  nicht  unterliegen.  — Die  Kanallotsen  sind  überhaupt  nicht  Ver- 
trete: des  Fiskus,  und  ihre  Handlungen  fallen  daher  nicht  unter  § 31 

B.  G -B.  Sie  sind,  soweit  ihnen  die  Schiffsführung  obliegt,  lediglich  zu 
einer  Verrichtung  bestellt,  sodaß  der  Fiskus  nur  im  Bahmen  des  § 831 
B.  G -B.  für  sie  haftet.“ 
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Das  Kanalamt  selbst  hat  einen  administrativ  geschulten 
Vorstand  (Präsidenten),  ein  wasserbautechnisches  und  ein  juri- 
stisches Mitglied.  Das  nautisch  - technische  Fach  findet 
seine  Vertretung  in  einem  dem  Vorstande  des  Kanalamts 
unterstellten,  von  letzterem  selbst  aber  losgelösten  Betriebs- 
direktor, dem  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  ganzen 
Schiffsbetriebes,  einschließlich  des  Lotsenwesens  und  die 
Handhabung  der  Kanalpolizei  obliegt.  Nachdem  nun  der  Be- 
triebsdirektor als  Vertreter  des  Fiskus  im  Sinne  der  §§  31,  89 
B.  G.-B.  anerkannt  ist,  wird  jedenfalls  dasselbe  von  dem  ihm 
übergeordneten  Präsidenten  zu  gelten  haben.  Bei  den  beiden 
anderen  Mitgliedern  des  Kanalamts  ist  die  Entscheidung  schon 
zweifelhaft,  da  sie  nicht  die  gleiche  Selbständigkeit  der  Stel- 
lung besitzen  wie  der  Betriebsdirektor. 

Die  Lotsen  sind  zum  Teil  mittlere,  zum  Teil  untere  Be- 
amte. Wie  unten  zu  erörtern  ist,  ist  aber  ihre  3 ätigkeit  eine 
s(  hr  verantwortungsvolle  und  selbständige.  Da  sie  als  \ er- 
treter  im  Sinne  der  §§  31,  89  nicht  anerkannt  sind,  wird  daher 
die  gleiche  Entscheidung  für  den  größten  Teil  der  Kanalbe- 
amten und  -angestellten,  welche  weit  iiiiselbständiger  arbeiten, 
nicht  mehr  zweifelhaft  sein.  Doch  bleibt  noch  ein  Kreis  \on 
Beamten  übrig,  bei  denen  die  Entscheidung  ungewiß  ist.  Zu 
nennen  sind  hier  etwa  die  selbständig  gestellten  Führei  dei 
Lotsenschiffe,  Schleppschiffe  und  anderen  Fahrzeuge  der  Ka- 
iialverwaltung. 


Die  zum  Schadenm-satz  verpflichtende  Handlung  muß  in 
Ausführung  der  dem  Vertreter  zustehenden  Verrichtungen  be- 
gangen sein.  Eine  nur  bei  Gelegenheit  solcher  Verrichtungen 
vorgenommene  Handlung  begründet  die  Haftung  des  Fiskus 
nicht. 

Der  Vertreter  muß  eine  zum  Schadenersatz  verpflichtende 
Handlung  begangen  haben.  Tn  Frage  kommen  hier  zunächst 
schuldhafte  widerrechtliche  Handlungen,  wie  die  schuldhafte 
widerrechtliche  Eigentumsverletzung  nach  § 831  Abs.  1 oder  die 
schuldhafte  Verletzung  von  Schiitzgesetzen  nach  § 823  Abs.  2, 
ferner  das  Beamtendelikt  nach  § 839  B.  G.-B.  ln  Betracht 


A II  in.  (U.  fs.  Lehrbücher  und  Kommentare  zU  § .tl. 
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Vo  nmen  ferner  wiclerreehtliehe  Handhnio-eii  ohne  Küeksieht 
an  A erseluilden.  soweit  sie  eine  Sehad(*nersatz])flieht  beg-rün- 
deiu  wie  etwa  eine  Handlnng  nach  § 2:5]  B.  G.-B.  Endlich  kön- 
nen in  Ph-age  kommen  Handlungen,  die  weder  schuldhaft  noch 
rechtswidrig  sind,  soweit  .sie  nur  eine  Ersatzpflicht  begründen, 
wie  etwa  eine  Handlung  nach  j?  ÜOt  B.  (t.-B.*^^) 

Neben  dem  Fiskus  haftet  der  verfassungsmäßig  berufene 
\'e'treter,  welcher  die  zum  Schadenersätze  verpflichtende 
Ha  idlung  begangen  hat,  als  (xesamtsehuldner  auch  pensön 
licl  . ) Triltt  den  A ertreter  ein  A erschulden,  so  kann  im  fn- 
m r Verhältnis  der  Staat,  soweit  er  den  Geschädigten  befriedigt 
hat  auf  den  A'ertreter,  soweit  er  Beamter  ist,  zurückgreifen. 

Hinsichtlich  der  Bestimmung  des  Inhalts  und  Umfangs 
des  Schadens  und  der  Ausführung  der  Ersatzleistung  gilt  das- 
selle,  wie  oben  bei  der  A^rletziing  eines  jirivatrechtlichen 
Schuldverhältnisses. 


Eine  besonder  Stellung  nimmt  die.  zum  Schadenersatz 
ver;)f lichtende  Handlung  nach  § 839  B.  G.-B.  ein.^'«) 

Dieser  lautet; 

erletzt  ein  Beamter  vorsätzlieli  oder  talirlassig*,  die  ihm 
eimm  Dritten  gegenübm-  obliegende  Amtsjiflicht,  so  hat  er  dem 
Dri  teil  den  daraus  entstehenden  Schaden  zu  ersetzen.  Fällt 
den  Beamten  nur  Fahrlässigkeit  zur  T^ast,  so  kann  er  nur 
dana  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  der  A'erletzte  nicht 
aiil  andere  AVeise  Pu'satz  zu  erlangen  vermag.“ 

Dazu  ist  folgendes  zu  sagen.  Hier  jst  an  der  Hand  der 
(Grundsätze  des  öffentlichen  Hechts  festzustellen,  ob  objektiv 


\ n ni.  «").  ^’gl.  Planck',  zu  § :}1. 

\ n Ui.  GÜ.  Agl.  § 840  H.  (I.-B.  Aks.  1.  und  Planck,  zu  § ,11. 

\ n in.  Gl.  S.  Fleincr  § IG  8.  2G!)  und  Anin.  17  das.;  R.-G.  Z.  74 
8.  ;p  2. 

\nm.  G8.  Die  iraftung  eines  Beamten  nach  § 839  kann  eintreten 
hci  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  und  bei  Ausübung  anderer  Funktionen. 
Im  etzteren  Falle  kann  ,,ie  eintreten  in  allen  Fällen,  einerlei  oh  der 
8taa  etua  nach  §§  31,  89  oder  nach  § 831  dafür  zu  haften  hat. 

laher  wird  der  § 839  in  den  folgenden  Paragraphen  dieser  Arbeit 
wieib  r zu  berücksichtigen  sein. 
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eine  Amtspflichtverletzuiig  vorliegt.**®)  Ferner  ist  zu  urüfeii. 
ob  es  sich  dabei  um  eine  Amtspflicht  handelt,  die  der  Beamte 
o-eoenüber  dem  Geschädigten  zu  erfüllen  gehabt  hat.  Wie 
weit  das  letztere  zutrifft,  ist  im  Einzelfalle  zu  entscheiden.  Es 
wird  immer  dann  der  Fall  sein,  wenn  dem  Beamten  die  Amts- 
pflicht im  Interesse  des  Einzelnen  auferlegt  ist.^®) 

Die  Amtspflichtverletzung  muß  eine  vorsätzliche  oder 
fahrlässige  sein. 

Aus  ihr  muß  eine  A'ermögensbeschädigung  hervorgegan- 


gen sein. 


Da  einem  großen  Teil  der  Beamten  des  Kanalamts  ihre 
Amtspflichten  wesentlich  im  Interesse  der  Benutzer  de.s  Kanal- 
unternehmens auferlegt  sind,  werden  sehr  oft  bei  schuldhaf- 
ter A’^ei'ursachung  von  Schiffsschäden  ihrerseits  die  A’^orausset- 
zungen  des  § 839  B.  G.-B.  vorliegen. ‘b) 

Eine  besondere  A'orschrift  enthält  § 839  Abs.  I S.  2.  Da- 
nach soll  bei  A’^orliegen  von  Fahrlässigkeit  der  Beamte  nur 
dann  haften,  wenn  der  A^erletzte  nicht  auf  andere  AVeise  Er- 
satz zu  erlangen  vermag.  Hier  erhellen  sich  zwei  Fragen. 

Zunächst:  Gilt  der  hier  bestimmte  Ausschluß  der  Haf- 

tung auch  daun,  wenn  gleichzeitig  ein  anderer  Deliktstatbe- 
stand etwa  der  des  § 823  Abs.  1 von  dem  Beamten  erlüllt  ist? 

Die  Frage  ist  streitig,  doch  ist  sie  zu  bejahen.'“)  Das  Ge- 
setz will  nämlich  mit  der  ATirschrift  des  § 839  Abs.  1 8.  2 einer 
übertriebenen  Aengstlichkeit  der  Beamten,  die  den  Dienst' ver- 
langsamt und  für  den  Staat  und  die  Bevölkerung  nachteilig 


a.  a.  0. 


L - 


A H Hl.  G9.  8.  Planck  zu  § 839, 

Fnneccerus  zu  § 839, 

Matthias  § 142,  E. 

Fleiuer  8.  2G2  f. 

A n 111.  70.  Matthias, 

Planck, 

Enuecerus, 

Fleiiier, 

R.-G.  Z.  78  8.  241. 

..Ist  die  Amtspflicht  ilem  Beaiiiteii  gerade  iin  Interesse  des  Einzelnen 
aiiferlegt,  .so  liegt  sie  ihm  einem  Dritten  gegenüber  ob.‘‘ 

A II  m.  71.  Derselben  Ansicht  ist  u.  a.  R.-G.  Z.  74  8.  250  f. 

A n m.  72.  Eingehend  behandelt  i.st  diese  Frage  in  R.-G.  Z.  74, 
8.  252.  Das  Reichsgericht  vertritt  auch  die  im  Text  vertretene  Ansicht, 
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sei  l würde,  Vorbeugen.  Dieser  Zweck  würde  nur  sehr  unvoll- 
koTimen  erreicht  werden,  wenn  die  Vorschrift  nur  auf  solche 
Fälle  der  Yermögensbeschädigung  bezo|?;en  würde,  die  nicht 
zugleich  eines  der  in  § 823  benannten  Rechtsgüter  betreffen. 

Ferner  fragt  sich:  Ist  ein  „Ersatz  auf  andere  Weise“  im 
Sinne  der  Vorschrift  auch  dann  gegeben,  wenn  der  Staat  selbst 
haltet?"^^) 

Auch  dies  ist  bestritten,  aber  zu  bejahen.  Denn  die  Haf- 
tung des  Staates  ist  eine  selbständige,  und  steht  zu  der  des  Be- 
am  ;en  nicht  in  einem  akzessorischen  Verhältnisse.  Sonst  aber 
liegt  kein  Grund  vor,  den  Staat,  der  den  Beamten  angestellt  hat, 
von  den  anderen  Personen  auszunehmen,  an  die  der  Beamte  den 
Vei  letzten  verweisen  kann. 

cc)  Die  Haftung  aus  § 831  B.  G.-B. 

§ 5. 

§ 831  B.  G.-B.  bestimmt: 

„Wer  einen  anderen  zu  einer  Verricditung  bestellt,  ist  zum 
Ersitze  des  Schadens  A^erpflichtet,  den  der  Andere  in  Ausfüh- 
rung der  Verrichtung  einem  Dritten  widerrechtlich  zufügt.  Die 
Ersitzpflicht  tritt  nicht  ein.  ivenn  der  Geschäftsherr  bei  der 
Aimvahl  der  bestellten  Person  und  sofern  er  Vorrichtuny'en 
ode  “ Gerätschaften  zu  beschaffen  oder  die  Ausführung  der 
\errichtung  zu  leiten  hat,  bei  der  Beschaffung  oder  der  Lei- 
tung die  im  Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  beobachtet  oder 

wer  11  der  Schaden  auch  bei  Anwendung’  dieser  Sorgfalt  ent- 
stai  den  sein  wüirde. 

Die  gleiche  Verantwortlichkeit  trifft  denjenigen,  welcher 
für  den  Geschäftsherrn  die  Besorgung  eines  der  in  Abs.  1 Satz  2 
bezcichneten  Geschäfte  durch  Vertrag  übernimmt.“ 


Ls  ist  schon  gesagt  worden,  daß  die  Haftung  aus  § 831  mit 
der  Haftung  aus  § 31  B.  (t.-B.  konkurrieren  kann.  Das  Ver- 
hältnis der  beiden  Vorschriften  zu  einander  ist  folgendes.  Der 
erst'}  Unterschied  liegt  in  der  Bestimmung  des  Rechtssubjekts, 

1 1)  m.  7-J.  Eingeliend  behandelt  i^,t  diese  Frage  in  Z.  74  8.252. 

Das  Reiclisgericlit  ist  derselben  Ansicht,  wie  der  Text. 
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welches  haftet.  Nach  § 31  haften  nur  juristische  Personen. 

§ 831  gilt  für  einen  w’eiteren  Kreis  von  Rechtssubjekten,  näm- 
lich fiU-  alle  natürlichen  und  juristischen  Personen.  Der 
zweite  Untersehied  liegt  in  der  Bestimmung  derjenigen  Perso- 
nen für  Avelche  gehaftet  wird.  Nach  § 31  wird  nur  für  den 
Vorstand,  einzelne  Vorstandsmitglieder  oder  ^ andere  Acrlas- 
sungsmässig  berufene  Vertreter  gehaftet.  Naeii  § 831  wird  lur 
einen  weiteren  Kreis  von  Personen  gehaftet,  nämlich  iur  jede 
zu  einer  Verrichtung  bestellte  Person.  Ein  dritter  Unter 
schied  liegt  in  der  Bestimmung  der  Handlung,  für  welche  ge- 
haftet werden  soll.  Nach  ^ 31  wird  gehaftet^  für  jede  zum 
Schadenersatz  ver])fliehtende  Handlung  des  A ertreters.  Aue  i 
hier  ist  § 831  weiter.  Nach  ihm  wird  grundsätzlich  für  jede 
widerrechtliche  Schadenszufügung  seitens  der  zur  A errichtiing 
bestellten  Personen  gehaftet,  auch  Avenn  diese  Schadenszufü- 
gung eine  Haftung  der  bestellten  Person  nicht  begründet,  ln 
einem  vierten  Punkte  stimmen  beide  Ahirschriften  -überein. 
Beide  verlangen,  daß  die  Handlung  von  der  Person,  für  welche 
gehaftet  wird,  in  Ausführung  ihrer  A^errichtungen  begangen 
worden  ist;  S 31  verlangt,  daß  sie  in  Ausführung  der  dem 
AVrtreter  zustehenden  AYrrichtungen  — , § 831,  daß  sie  in 

Ausführung  der  A’’errichtung.  zu  ivelcher  die  Person  bestellt 
worden  ist,  begangen  worden  ist.  ln  einem  fünften  Punkte  un- 
terseheiden  sich  beide  AVrschriften  wieder.  § 831  gibt  ira  Ge- 
gensatz zu  §31  dem  Haftenden  die  Alöglichkeit,  sich  durch  den 
Nachweis  von  der  Haftung  zu  befreien,  daß  er  bei  der  Auswmhl 
der  bestellten  Person  oder  bei  der  Beschaffung  der  A orrich- 
tungen  oder- Gerätschaften  oder  bei  der  Leitung  der  Ausführung 
der  AVrrichtung  die  im  AVrkehr  erforderliche  Sorgfalt  ange- 
wendet habe.  Endlich  stimmen  beide  Ahwschrilten  wieder  dar- 
in überein,  daß  für  jeden  einem  dritten  auf  der  angegebenen 
Grundlage  zugefügten  Schaden  gehaftet  ward. 

Zur  lnter])retation  des  § 831  ist  noch  lolgendes  zu  sagen. 
Lieber  die  Bedeutung  des  Wortes  „in  Ausführung“  gilt  hier 
dasselbe,  was  oben  zu  § 831  gesagt  worden  ist.  — Die  den 
Schaden  verursachende  Handlung  braucht  kein  Delikt  de.? 
Handelnden  zu  sein,  doch  kann  sie  auch  als  solche  einen  De- 
likttatbestand, etwm  nach  § 823,  oder  nach  § 839  erfüllen.  Tn 
diesem  Falle  haftet  der  Handelnde  persönlich  ebenfalls;  und 
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iiac  1 § 840,  Abs.  I B.-G.-B.  tritt  nach  außen  hin  ein  Gesaint- 
schi:ldverhältnis  ein.  Fm  Tnnenverhältnis  hattet  nach  § 840, 
Abs.  2 der  Handelnde  allein.  Die  Bestiramiino-  de.s  Inhalts 
und  Umfangs  des  Schadens  und  die  x\usführnn<>'  der  Ersat/,- 
leis' un^  hat  in  derselben  Weise  zu  erfolgen,  wie  in  den  Fällen 
der  oben  besprochenen  Rechtsnormen.  Im  übrig-en  wird  be- 
ich  der  Interpretation  des  § 831  auf  die  Literatur  ver- 
wies en. 


Bei  der  Anwendung  des  § 831  auf  den  Staat  erhebt  sich 
di(‘  ^rage,  ob  der  Staat  selbst  im  Sinne  des  § 831  jemand  zu 
eine"  A errichtung  bestellen  kann.  In  dei"  Literatur  wird  diese 
frage  nirgends  deutlich  untersucht.  Man  sagt  immer,  der 
Staat  hafte  nach  § 831  und  für  die  Exkulpation  sei  die  Sorg- 
falt der  A'ertreter  des  Staates  im  Sinne  des  § 31  maßgebend. 
Danach  nimmt  man  offenbar  an.  der  Staat  selbst  bestelle  an- 
dere zu  einer  AVrrichtung  und  aus  § 31  sei  zu  schließen,  daß 
hier  das  A^erschulden  der  A^’ertreter  des  Staates  im  Sinne  des 
§ 31  als  identisch  mit  dem  A^erschulden  des  Staates  zu  be- 

traclten  sei.  Dieser  Konstruktion  kann  hier  nicht  beigetreten 
werd  3n. 


Me  AMrwendung  des  Ausdrucks  „Handeln“  und  aller 
Wor1e,  die,  wie  hier  das  Wort  „bestellen“,  ein  Handeln  be- 
zeichnen, auf  die  Lebensfunktionen  juristischer  Personen 
empfiehlt  sich  nicht,  da  sie  zu  Unklarheiten  führt.  Es  ist 
doch  immer  nur  ein  Gleichnis,  wenn  derjenige  Ausdruck,  wel- 
cher im  eigentlichen  Sinne  den  menschlichen  Willensakt  mit 


kausaler  Beziehung  zu  einer  außerhalb  der  Psyche  sich  voll- 
ziehenden AMränderung  l)ezeichnet,  auf  die  Lelmnsäußerungen 
von  .Körperschaften  verwendet  wird,  bei  denen  die  Selbstbe- 
stirariung  bald  durch  Mehrheitsbeschlüsse  der  Gesamtheit 
oder  von  Ausschüssen,  bald  durch  mehr  oder  weniger  unab- 
hängige Willensakte  Einzelner  sich  vollzieht.  Ein  Gleichnis 


diese]  Art  kann  aber  die  Klarheit  der  juristischen  Gedanken- 
gängi  nur  trüben.  Uebrigens  findet  jene  A'erwendung  des 
Ausd-ucks  „handeln“  und  der  ein  Handeln  bezeichnenden  an- 
deren Ausdrücke,  auf  die  juristischen  Personen  auch  in  der 
Term  nologie  des  B.-G.-B.  keinen  Rückhalt.  Denn  dies  Gesetz 


i 
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verwendet  einerseits  das  Wort  ..Handeln”  nicht  für  juiisfi- 
sche  Personen,  andererseits  vermeidet  es  auch  die  Anwendung 
des  Ausdrucks  „Organ“,  welcher  ebenfalls  nur  ein  Gleichnis 
darstellt.  Das  Gesetz  spricht  im  § 31  audrücklich  von  einer 
AMrantwortlichkeit  der  juristischen  Person  für  die  Handlungen 

seiner  verfassungsmäßigen  AMrtreter. 

Richtig  ist  daher  folgende  Darstellung.  Handeln  im  ju- 
1‘istischen  Rinne  kann  wie  im  natürlichen  Rinne  nur  die  natür- 
liche Person.  In  der  Erwägung  aber,  daß  die  Handlungen  der 
verfassungsmäßigen  A^ertreter  der  juristischen  1 eison  füi  die 
Beziehungen  der  juristischen  Person  zum  Rechtsleben  eine 
ähnliche  Bewertung  verdienen,  wie  die  Handlungen  dei  natüi- 
lichen  Person  für  ihre  eigenen  Beziehungen  zum  Rechtsleben, 
hat  das  Gesetz  Sorge  getragen,  daß  die  juristische  Person  für 
die  Handlungen  ihrer  verfassungsmäßigen  AMrtreter  eine  ähn- 
liche A^erantwortlichkeit  treffe,  wie  die  natürliche  Person  für 
ihre  eigenen. 

Will  man  den  § 831  auf  die  Lebensfunktionen  des  Staates 
aiiNA'enden,  so  wird  man  folglich  zunächst  einen  verfassungs- 
mäßig berufenen  A^ertreter  des  Staates  ausfindig  macnen 
müssen,  der  den  AMrursacher  des  Schadens  zu  seiner  A er- 
richtung  bestellt  hat,  und  der  nach  § 831  für  diesen  Schaden 
haftet.  Der  Staat  haftet  dann  erst  durch  weitere  A^ermittelung 
der  §§  31,  89,  nach  welchen  er  selbst  für  die  Handlung  seines 
A^ertreters.  welche  diesen  nach  § 831  ersatzpflichtig  macht, 
einstehen  muß.’^'^) 

Aus  den  gleichen  Gründen  ist  auch  eine  direkte  Haftung 
des  Staates  aus  § 823,  wie  sie  anscheinend  bei  Kommissiv- 
delikten  durch  Unterlassung  nach  § 823  zuweilen  angenommen 
wird,  abzulehnen.  Auch  das  Unterlassen  ist  ein  Handeln. 
Unterlassen  kann  daher  nur  die  natürliche  Person.  Erfüllt 

A n m,  74.  A.  M.  "),■)  8.  176.  Zu  duu  in  dieser  Entscheidung’ 

^‘emaehten  Ausfiihnmeen  ist  zu  lieinerkeii,  daß  auch  dann,  wenn  die  Be- 
stellung einer  Person  zu  einer  Verrichtung  auf  (Tiund  allgemeiner  Vor- 
schriften erfolgt,  irgend  ein  Vertreter  des  Staates  vorhanden  ist,  der  die 
hauptsächliche  A'erautwortung  für  die  Bestellung  der  J\u>on  trägt,  sei  es 
derjenige,  Avelcher  die  allgemeine  Dienstvorschrift  erlassen  hat,  sei  es  der- 
jenige,. Avelcher  auf  (!rund  dieser  Dienstvorschrift  die  konkrete  Bestellung 
vornimrnt.  Wäre  keine  natürliche  Person  an  der  Bestellung  schuld,  so 
könnte  man  erst  recht  nicht  ein  Verschulden  des  Staates  annehmen. 


> 

I 


— 42  — 

die  Unterlassung  eines  verfassun^sniäßi^>-  benii'enen  Vertreters 
des  Staates  in  Ausführung  der  ihm  zustehenden  Verrichtungen 
den  'Vithestand  eines  Kommissivdelikts  durch  Unterlassung 
nach  § 823,  so  hat  der  Staat  nicht  unmittelbar,  sondern  erst 
duich  A'ermittlung  der  §§  31.  80  Jb  G.-lb  dalür  einzustehen. 


Zuweilen  kann  sich  ferner  bei  Beamten  des  Staates  die 
Frtge  erheben,  ob  sie  wirklicli  von  staatlicher  Seite  oder  von 
ancerer  Seite  zu  ihrer  Verrichtung  bestellt  sind.*'^)  Bestände 
z.  B.  aut  dem  Kanal  kein  Lotsenzwang,  und  träten  die  Lotsen 
nm  aul  Anrul  seitens  des  Schiffsführers  in  Tätigkeit,  so 
wüi'de  es  sehr  fraglich  sein,  ob  nicht  der  Schiffsführer  oder 
der  Reeder,  bezw.  Schiffseigner,  Geschäftsherr  im  Sinne  des 
§ 831  bezüglich  des  Lotsen  sei.‘*0  Im  Kanalunternehmen  ist 
es  jedoch  bei  dem  Bestehen  des  Lotsenzwanges  nicht  zwei  fel- 
hat t.  daß  die  Bestellung  von  staatlicher  Seite  erfolgt  ist. 


Line  l)esondere  Schwierigkeit  erhebt  sich  bei  der  Anwen- 
dui  g des  § 831  aul  den  Staat  bezüglich  des  Kxkulpations- 
bev  eiscs.  Ls  tragt  sich,  welcher  Zeitpunkt  bei  der  Bestellung 
der  Beamten  tür  die  Anwendung  der  im  Verkehr  erforderlichen 
Sorgtalt  ausschlaggebend  ist,  der  Zeitpunkt  der  allgemeinen 
.Unstellung  als  Beamter  oder  derjenige  der  besonderen  Be- 
stellung zu  einer  einzelnen  Veirichtung. 

l\lan  wird  dem  Reichsgericht  beistimnien  müssen,  daß  der 
bit/tere  Zeitpunkt  zu  Grunde  zu  legen  ist,  da  sonst  der  Staat 
erheblich  günstiger  gestellt  sein  würde  als  der  Einzelne.'") 
Allerdings  ergibt  sich  hierdurch  eine  Härte  für  das  Reich,  da 
das  Reich  untaugliche  Beamte  nach  dem  Gesetz  nur  unter  er- 
sch  verenden  Voraussetzungen  entfernen  kann.  Es  steht  dem 
Reich  aber  ja  die  Möglichkeit  offen,  diese  Beamte  in  weniger 
gefihrlicher  Tätigkeit  zu  verwenden. 


A n m.  75.  XH’ 

Ü.-L.-G.  l^ostcck. 

A n m.  70.  Vgl.  § 73S  IT.-Ck-B. 

A II  m.  77.  \'gl.  Z.  70  S,  104/5. 

Ent  astungsbeweis. 


Ibiselbst  noch  näheres  über  den 
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Da  das  Kanalamt  den  Entlastungsbeweis  meistens  leicht 
führen  kann,  haftet  es  tatsächlich  nach  § 831  nur  selten.  Da 
außerdem  das  Kanalamt  meistens  nur  nach  § 831  haften  wird, 
ist  der  Kreis  der  Fälle,  in  denen  das  Kaiialamt  für  Schiffs- 
schäden einziistehen  hat,  in  Wahrheit  sehr  beschränkt. 


dd.  Die  Haftung  aus  3 des  Binnenschiffahrtsgesetzes 

und  die  seerechtliche  Haftung. 

§ ß. 

§ 3 des  Biimenschiffahrtsgesetzes  bestimmt: 

,l)er  Schiffseigner  ist  für  den  Schaden  verantwortlich, 
welchen  eine  Person  der  Sohiffsbesatzung  einen,  nritteii  durch 
ihr  Verschulden  in  Ausführung  ihrer  Dienstvernehtimgen 

zuftigt.‘“ 

Schiffseigner  ist  der  Eigentümer  eines  zur  Schiffahrt  auf 
Binnengewässern  bestimmten  und  hierzu  \on  ihm  \ei\\ende 
teil  Schiffes.  (§  1 des  Gesetzes.'^®)  In  diesem  Sinne  ist  das 
Kanalamt  im  Bereiche  des  Kanals  in  vielen  Fällen  Schiffs- 
eigner. Dies  ist  der  Fall  unter  anderem  bei  den  T.otseiidamp- 
fern,  Schleppdampfern,  den  Zollschiffen,  den  Fährschiffen  und 
den  Fahrzeugen  der  Bauverwaltung.'®) 

Zur  Schiffsbesatzung  gehören  der  Schiffer,  die  Schiffs- 
mannschaft und  alle  übrigen  auf  dem  Schiffe  angestellten 
Personen  mit  Ausnahme  der  Zwangslotsen.  Die  letzteren 
kommen  auf  den  Schiften  des  Reiches  nicht  in  Fiage. 

Das  Kanalamt  haftet  für  jede  schuldhafte  Verniögens- 
beschädigung  seitens  dieser  Personell.  Das  geht  also  über  die 
Haftung  nach  § 31  B.  G.-B.  hinaus.  Dort  mußte  der  Vertreter 
einen  besonderen  Deliktstatbestand  erfüllt  haben.  Die  Haf- 
tung unterscheidet  sich  ferner  von  der  des  § 831  B.  G.-B.  da- 
durch, daß  im  § 831  B.  G.-B.  eine  widerrechtliche  Schadens- 
zufügung verlangt  wurde,  während  hier  eine  s c h ii  1 d h a f t e 
Schadenszufügung  erfordert  ist.  Die  Bedeutung  des  Wortes 
..in  Ausführung“  ist  hier  die^elbe  wie  im  Falle  des  § 31  B. 


V n 111.  TH. 
A 11  in.  70. 
tag,  S.  112  f. 


\'gl.  § 2 lies  Cesetzes. 

\'gl.  die  Betiiehsordnung  und  2.  deutscher  Seeschi Ifahrts- 
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(Ü.-B.  Bei  rlen  1 )ieiistven’ieht>,iiu^e]i  der  Selii rftrltesalzung  wird 
es  si'di  rejjeltnäßi^  um  n:iutis(*he  YerriehUin^^eii  liaiidehi. 

\\  enii  der  Ersatzansprneli  auf  (“in  Yersehiilden  der  Schiffs- 
hesatcinij;  ^e^ründet  wird,  haftet  das  Kanalanit  nach  § 4 Z.  4 
nur  nit  Schiff  und  Schlepplohn,  soweit  ein  Schlepplohn  In 
Betracht  kommt.  — nicht  persönlich.  Eine  Haftung-  mit  der 
E)-acht.  wie  sie  das  Gesetz  vorsieht,  kommt  nicht  in  Fra»-e,  da 
das  IGiiserliche  Kanalamt  keine  Erachtverträi^e  abschließt. 

Keben  der  Haftung  des  fvanalamts  bleibt  die  etwa  be- 
^n-ündete  Haftung  der  betreffenden  Person  der  Schiff sl)esat- 
zun^>-  bestehen.  Nach  außen  ein  Gesamtschuldverhältnis. 

HYnii  auch  etwa  zu^lei(‘h  die  A’^oraussetzunoen  des  (S,4I 
beste  len,  greift  doch  keine  perscuiliche  Haftung  des  Kanal- 
amts Platz.  Denn  in  diesem  Sinne  beansprucht  die  Spezia  1- 
vorsc  irift  des  § 4 Zf.  ß B.-Sch.-G.  offenl)ar  den  A^orran^  vor 
den  allj^emeinen  Bestimmungen. 

Hinsichtlich  der  Bestimmung  des  Inhalts  und  rmfanges 
des  Schadens  und  der  Ausführung  der  Ersatzleistung  hat  auch 
hier  dasselbe  zu  gelten,  wie  bei  den  oben  besj)rocheiien  Rechts- 


norm oii. 


erso 


485  H.-G.-B.  bestimmt: 

Der  Reeder  ist  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  eine 
i der  Schillsbesatzung  einem  Dritten  durch  ihr  A^er- 
len  in  Ausführung  ihrer  Dienstverrichtungen  zuftigt.“ 

leeder  ist  der  Eigentüm.er  eines  ihm  zum  Erwerbe  durch 
eefahrt  dienenden  Schiffes.  484  des  Gesetzes.)  Tn 
11  Sinne  ist  das  Kaiserliche  Kanalamt  jedenfalls  nicht 
r.  da  es  in  keinem  Falle  Schil fahrt  zum  Erwerbe  betreibt, 
ist  oben  dargelegt  worden.  Trotzdem  kann  § 485  eine 
ng  des  Kaiserlichen  Kanalamts  begründen,  da  Art.  7 
H.-G.-B.  folgendes  bestimmt:  ..Die  Abirschriften  des 

und  des  § 48(!.  Abs.  1 Xr.  ß des  Handelsgesetzbuchs  über 
attung  des  Reeders  für  das  A’^erschulden  einer  Person  der 

sbesatzung linden  auch  Anwendung,  wenn  die 

‘iidung  des  Schil les  zur  Seefahrt  nicht  des  Erwerlies 
erlolgt.”  Imter  welchen  Abu’aussetzungen  im  übrigen 
leerechtliehe  Haitung  des  Kaiserlichen  Kanalamts  ein- 
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tritt,  ist  unten  zu  besprechen,  wo  die  Gebiete  des  Binnenschiff- 
fahrtsrechts und  des  Seerechts  voneinander  abzugrenzen  sind. 

Das  Kanalamt  haftet  für  jede  schuldhafte  A^^ermögerisbe- 
schädigung.  welche  von  einer  Person  der  Schiffsbesatzung 
einem  Dritten  gegenüber  verursacht  wird. 

Auch  dies  geht  über  die  Haftung  nach  § ßl  B.  G.-B.  hin- 
aus. Dort  mußte  der  Yertreter  einen  besonderen  Deliktstat- 
bestand erfüllt  haben.  Die  Haftung  unterscheidet  sich  ferner 
von  der  des  8ßl  B,  G.-B.  dadurch,  daß  im  8ßl  B.  G.-B. 
eine  widerrechtliche  Schadenszufügung  verlangt  wurde,  wäh- 
rend hier  eine  schuldhafte  Schadenszufügung  erfordert  ist. 

Die  Bedeutung  des  Wortes  ..in  Ausführung“i^t  auch  hier 
dieselbe  wie  im  Falle  des  ßl  B.  G.-B.  Bei  den  Dienstver- 
richtungen der  Schiffsbesatzung  wird  es  sich  auch  hier  regel- 
mäßig um  nautische  A^errichtungen  handeln. 

Wenn  der  Ersatzanspriu'h  auf  ein  A’^erschulden  der  Schiffs- 
besatzung gegründet  wird,  haftet  das  Kanalamt  nach  § 48{> 
Z.  2,  ß nur  mit  Schiff  und  Schlepplohn,  soweit  ein  Schlepplohn 
in  Betracht  kommt.  — nicht  persönlich.  Eine  Haftung  mit 
der  Fracht,  wie  sie  das  Gesetz  vorsieht,  kommt  nicht  in  Frage, 
da  das  Kaiseidiche  Kanalamt  keine  Frachtverträge  abschließt. 

Neben  der  Haftung  des  Kanalamts  lileibt  die  etwa  be- 
giündete  Haftung  der  betreffenden  Person  der  Schiffsbesat- 
zung bestehen.  Nach  außen  entsteht  ein  Gesamtschuldver- 
hältnis. 

Wenn  auch  etwa  zugleich  die  A’^oraussetziingen  des  § 8ßl 
bestehen,  greift  doch  keine,  ])ers(>nliche  Haftung  des  Kanalamts 
Platz,  denn  in  diesem  Sinne  beansprucht  die  Spezialvorschrift 
des  § 48()  Z.  ß H.-G.-B.  offenbar  den  A'orrang  vor  den  allge- 
meinen Bestimmungen. 

Hinsichtlich  der  Bestimmung  des  Inhaltes  und  Umfanges 
des  Schadens  und  der  Ausführung  der  FIrsatzleistung  gilt  auch 
hier  das  oben  Gesagte. 


Tn  dem  i?  7ß4  f.  H.-G.-B.  ist  die  Haftung  des  Reeders  für 
Schaden  bei  Zusammenstoß  von  Schiffen  geregelt.  Auch  hier 
gilt  als  grundsätzliche  Bestimmung,  daß  der  Reeder  für  ein 
A’^erschulden  der  Schiffsbesatzung  zu  haften  hat  und  zwar  nicht 


— — 

penöiilich,  sondern  mit  Schiff  und  Fracht.  Bezüglich  der 
Einielheiten  ist  aut  die  Bestiminungeu  des  (lesetzes  zu  ver- 
weisen. Die  Anwendung  dieser  Bestimmungen  auf  das  Kaiser- 
lich b Kanalamt  gründet  sich  wieder  auf  eine  ausdrückliche 
Am  rdnung  des  Art.  7 K.-G.  H.-G.-B.^^*) 

Die  Grenze  zwischen  den  Gebieten  des  Binnenschiffahrts- 
recl  ts  und  des  Seerechts  ist  schwer  zu  ziehen.  Diese  Abgren- 
zung ist  aber  von  besonderer  Wichtigkeit,  weil  die  Bestim- 
mungen des  Seerechts  und  des  Binnenschiflahrtsrechts  sich 


A 11  ni.  80.  § 784.  ,,Wenii  zlpei  SchiftV  zusammenstoüen  mul  entweder 
auf  dner  oder' auf  beiden  Seiten  durch  den  Stoß  Schiff  oder  Ladung  allein 
oder  Schiff  und  Ladung  beschädigt  werden  oder  ganz  verloren  gehen,  so 
ist,  falls  eine  Person  der  Besatzung  des  einen  Schiffes  durch  ihr  Ver- 
schu  den  den  Zusammenstoß  herbeigeführt  hat,  der  Reeder  dieses  Schiffes 
nach  Maßgabe  der  §§  485,  480  verpflichtet,  den  durch  den  Zusammenstoß 
dem  anderen  Schiffe  und  dessen  Ladung  zugefügten  Schaden  zu  ersetzen. 
Die  Eigentümer  der  Ladung  beider  Schiffe  sind  nicht  verpflichtet,  zum 
Ersn  tze  des  Schadens  beizutragen. 

Die  persönliche  X'erpflichtung  der  zur  Schiffsbesalzung  gehörigen 
Pei> anen,  für  die  Folgen  ihres  \'erschuldens  aufzukommen,  wird  durch 
die.'^t  ■ Vorschriften  nicht  berührt.“ 

§ 785.  ..Fällt  keiner  Person  der  Besatzung  des  einen  oder  des  andern 
Schiffes  ein  ^''erschulden  zur  Last,  so  findet  ein  Anspruch  auf  Ersatz  des 
dem  einen  oder  anderen  oder  beiden  Schiften  zugefügten  Scliadens 
nich  statt. 

Ist  der  Zusammenstoß  durch  beiderseitiges  Verschulden  lierbeigeführt, 
so  liängt  die  X’erpflichtung  zum  Ersätze  sowie  der  Umfang  des  zu  leisten- 
den Ersatzes  von  den  Umständen,  insbesondere  davon  ab,  inwieweit  *ler 
Zus;  mmmenstoß  vorwiegend  von  Personen  der  einen  oder  der  anderen  Be- 
satz mg  verursacht  worden  ist.“ 

730.  ,,Di(^  X'orschriften  der  §§  784,  785  kommen  zur  Wendung 

ohiu  Unteischied,  ob  beidi»  Schiffe  oder  das  eine  oder  das  andere  sich  in 
der  Fahrt  befinden  oder  \ <>r  Anker  oder  am  Lande  befestigt  liegen.’* 

§ 787.  ..Ist  ein  durch  den  Zusammenstoß  beschädigtes  Schiff  ge- 
sunl  en,  bevor  es  einen  Hafen  erreichen  komite,  so  wird  vermutet,  daß 
der  Untergang  des  Schiffes  eine  Folge  des  Zusammenstoßes  war.“ 

788.  „Hat  sich  das  Schiff  unter  Führung  eines  Zwangslotsen  be- 
funden und  haben  die  zur  Schiffsbesatzung  gehörigen  Personen  die  ihnen 
obliegenden  Pflichten  erfüllt,  so  ist  der  Heeder  des  Schiffes  von  der  Ver- 
antv  Ortung  für  den  Schaden  frei,  welcher  durch  den  von  dem  Lotsen  ver- 
scliu  deten  Zusammenstoß  entstanden  ist.“ 
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f^eft’enseiti^  ansschließen,  so  daß  entweder  mir  die  einen  oder 
mir  die  anderen  an^ewendet  werden  können,  und  weil  die  Be- 
stiminiinj^en  beider  Keclitsinstitiite  in  eini<ren  Punkten  von 
einander  abweiehen.*^^) 

Das  Binuenschiffahrtsreeht  verlangt  ein  zur  Scdiiftalirt 
aut  Flüssen  oder  sonstigen  Binnengewässern  bestimmtes  ii  n d 
hierzu  verwendetes  Schiff.  Das  Seerecht  verlangt  ein  zum 
Erwerbe  durcli  die  Seefahrt  dienendes,  bezw.  ein  überhaupt 
zur  Seefahrt  verwendetes  Schiff.  Der  Aiisdrnek  ..Dienen“ 
wird  hier  als  gleichbedeutend  mit  ..Yerwendetwerden“  zu  be- 
trachten sein,  <la  Art.  7 E.-G.  H.-G.-B.  in  unzweideutiger  Weise 
lieide  Ausdrücke  einander  gleiehstellt.  Das  Bimiensehiffahrts- 
reeht  verlangt  also  mehr  als  das  Seereeht,  es  fordert  nämlich 
ein  Doppeltes.  Das  Schiff  muß  zur  Binnenschiffahrt  erstens 
bestimmt  sein  und  zweitens  verwendet  werden.  Fehlt  eine 
dieser  Yoraussetziingen,  so  findet  das  Binnensehiffalirtsreelit 
keine  Anwendung.  Zwei  Möglichkeiten  sind  denkbar.  Ent- 
weder: das  Schiff  ist  zur  Binnenschiffahrt  bestimmt,  cs  wird 
aber  vorübergehend  nicht  dazu  verwendet,  weil  es  etwa  aus- 
nahmsweise eine  Seereise  macht.  Das  Binnenschiffahrtsrecht 
kann  hier  nicht  angewendet  werden.  Es  findet  vielmehr  das 
Seerecht  Anwendung,  da  das  Schiff  in  diesem  Falle  zu  eimn* 
Seefahrt  dient,  bzw.  verwendet  wird.^^)  Oder:  das  Schiff  ist 
zur  Binnenschiffahrt  nicht  bestimmt,  sondern  es  ist  etwa  zur 


§ 78Ü.  ,,Dic  ^'orschriileu  dieses  Titels  kommen  auch  zur  Anwendung, 
wenn  mehr  als  zwei  Schiffe  zusannneustoßeii. 

Ist  in  einem  solchen  Falle  der  Zusammenstoß  durch  eine  Person  der 
Besatzung  des  (dnen  Schiffes  v<‘rschuldet,  so  haftet  der  Reeder  des  letz- 
teren auch  für  den  Schaden,  welcher  daraus  entsteht,  daß  durch  den  Zu- 
sammenstoß dieses  Schiffe.s  mit  einem  anderen  der  Zusammenstoß  dieses 
anderen  Schiffes  mit  einem  dritten  verursacht  ist.“ 

Endlich  bestimmt  Artikel  7 F.-(L  B.  (i.-B.:  ,, — — — — sowie  die 
X'orschriften  der  §§  784 — 789  des  Handelsgesetzbuches  über  die  Haftung 
im  Falle  des  Zusammenstoßes  von  Schiffen  finden  auch  Anwendung,  wenn 
die  X^'erwendung  eines  Schiffes  zur  Seefahrt  nicht  des  Erwerbes  wegen  »er- 
folgt.“ 

A u m.  81.  So  die  X'orschriften  über  die  Havarie. 

A n m.  82.  Bezüglich  der  Abgrenzung  vgl.  Mittelsteiii.  Deutsches 
Biunenschiffahrtsrechl,  I.eipzig  1908,  Band  1 S.  89  f. 

A II  m.  88.  Ebenso  ATittelstein,  a.  a.  O.  S.  41  oben. 
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8o(  fahrt  bestimmt,  es  wirrl  abei'  in  einem  einzelnen  Falle  znr 
Biiinensehif fahrt  verwendei . Das  Binnenseliiffahrtsrecht  kann 
in  diesem  Falle  nicht  Amvendnn^^  finden,  da  eine  seiner  Vor- 
am  Setzungen  fehlt.  Auch  das  Seerecht  kr)nnte  nach  dem  Wort- 
laut des  H.-G.-B.  nicht  angewendei  wer«len.  denn  das  H.-G.-B. 
tri  'ft  für  den  Fall,  daß  ein  S(diiff  zur  Seefahrt  zwar  bestimmt 
ist.  aber  nicht  verwendet  wird,  keine  Bestimmnng.  Diese  Ge- 
setieslücke  ist  durch  Anwendung  des  Seerechts  auszufüllen.^D 
Fs  »"ibt  also  folgende  ^ iei’  Mögli(dikeiten:  1.  Das  Schifi 
ist  znr  Binnenschiffahrt  bestimmt  und  wird  dazu  verwendet: 
Bii  nenschiffahrtsrecht.  2.  Das  Schiff  ist  zur  Binnenschif f- 
falrt  bestimmt,  wird  aber  ausnahmsweise  zur  Seefahrt  ver- 
wendet: Seerecht,  ß.  Das  Schiff  ist  zur  Seefahrt  bestimmt, 
wild  aber  ausnahmsweise  zur  Binnenschiffahrt  verwendet: 
See  recht.  4.  Das  Schiff  ist  zur  Seefahrt  bestimmt  und  wird 
dazu  verwendet:  Seerecht.  — Alle  vier  Fälle  sind  auch  im 
Bel  riebe  des  Kaiserlichen  Kanalamts  denkbar.  Doch  dürften 
Fall  3 und  4 praktisch  nicht  so  häufig  sein,  da  das  Kaiserliche 
Ka  lalamt  hauptsäidilich  zin  Binnenschiffahrt  bestimmte 
Sei  iffe  hält.*'*“) 


ee.  Die  Haftung  aus  § 83(>  B.-G.-H. 

§ 7. 

83ß  B.-G.-B.  bestimmt: 

..Wird  durch  den  Einsturz  eines  Gebäudes  oder  eines  an- 
der :^n  mit  einem  Grundstücke  verbundenen  AVerkes  oder  durch 

die  Ablösung  von  Teilen  des  Gebäudes  oder  des  Werkes 

eiim  Sache  beschädigt,  so  ist  der  Besitzer  des  Grundstücks, 
sofern  der  Plinsturz  oder  die  Ablösung  die  Folge  fehlerhafter 
Friichtung  oder  mangelhafter  Unterhaltung  ist,  verpflichtet, 
dem  Verletzten  den  daraus  entstehenden  Schaden  zu  ersetzen. 
Die  Ersatzpflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  der  Besitzer  zum  Zwek- 
ke  der  Abwendung  der  Gefahr  die  im  Verkehr  erforderliche 
Sorgfalt  beobachtet  hat.  — — — 


-V  ii  111.  84.  Ebeii.so  Hoyoiis  I S.  98,  ferner  R.-ü.  bei  Bolze  19  Xr.  .81 
le.vp  (Iruehot  38  IS.  1142,  Mittel&tein  a.  a.  0.  1 S.  40  unten. 

.V  n in.  84a.  Vgl.  im  Einzelnen  hierzu  die  Dissertation  von  D r e w e; 
>S  c 1 1 e p [)  s c li  i f f a li  r t i in  Kaiser  W'  i 1 h e 1 m - K a n a 1. 
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Besitzer  im  Sinne  dieser  Vorschriften  ist  der  Eigenbesit- 
zer.“«'') 

Von  den  Bestimmungen  der  §§  31.  831  B.-G.-B.  des  § 3 
des  Binnenschiffahrtsgesetzes  und  des  Seerechts  unterscheidet 
sich  diese  AVrschrift  dadurch,  daß  hier  die  Ersatzpflicht  nicht 
unmittelbar  an  die  Handlung  einer  natürlichen  Person,  son- 
dern an  ein  anderes  Ereignis  geknüpft  ist.  Aus  dem  Tatbe- 
stände der  ^"orschrift  kann  im  Bereiche  des  Kanalamts  nur  der 
Einsturz  eines  nicht  unter  den  Begriff  des  Gebäudes  fallen- 
den, mit  dem  Boden  verbundenen  Werkes  oder  die  Ablösung 
von  Teilen  dieses  Werkes  in  Frage  kommen.  Als  ein  mit  dem 
Grundstück  verbundenes  WVrk  im  Sinne  der  Bestimmung  ist 
jedes  mit  dem  Boden  verbundene  Bauwerk  anzusehen,  insbe- 
sondere eine  Mauer,  eine  elektrische  Ijcitung,  ein  Kanal,  ein 
Damm  oder  Deich,  eine  Brücke,  eine  Schleuse  und  andere 
noch.«*')  Nach  einer  Entscheidung  des  Keichsgerichts  gehö- 
ren aufgehäufte  Schlamm-  und  Sandmassen  nicht  hierher.  Er- 
eignisse der  genannten  Art  können  danach,  insbesondere  ge- 
legentlich der  umfangreichen  Erweiterungsbauten  des  Ka- 
nals«") sehr  wohl  im  Bereiche  des  Kanals  eintreten  und  die 
Beschädigung  von  Schiffen  zur  Folge  haben. 

Das  Reich  ist  Eigentümer  der  Kanalgewässer  und  der 
Ufer.««)  Es  ist  durch  das  Kanalamt  auch  Eigenbesitzer.  Eine 
Haftung  nach  § 836  kann  also  das  Reich  in  solchem  Falle  tref- 
fen. 

Eine  Ersatzpflicht  trifft  das  Reich  nach  § 836  aber  nur 
dann,  wenn  der  Einsturz  oder  die  Ablösung  -die  Folge  fehler- 
hafter Errichtung  und  mangelhafter  Unterhaltung  war.  Die 
Begriffe  fehlerhaft  und  mangelhaft  sind  hier  rein  objektiv  aus- 
zulegen. Mit  dem  Nachweise  des  Fehlens  eines  subjektiven 
Verschuldens  kann  sich  das  Kanalamt  wie  im  Falle  des  § 831 


A n in.  85.  auol»  die  Be^tinmuinoen  der  §§  83(i  Abs.  2,  837.  838. 

.V  II  in.  86.  Vgl.  Planck  § 836. 

Matthias  § 143  111.  2 u.  f. 

Cosak  I.  Bd.  S.  683. 

Knneceerus  § 456  I.  l.,  ferner  R.-G.  Z.  60  S.  139. 

A n in.  87.  Vgl.  2.  Deutscher  Seeschiffahrtstag  S.  112  f. 

A n ni.  88.  Ob  hier  sogenanntes  öffentliches  Eigentum  vorliegt,  ist 
dabei  ohne  Belaiu:. 
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von  Jer  Haftung-  befreien,  wenn  nämlich  von  einem  seiner  Ver- 
treter im  Sinne  des  § 31  zum  Zwecke  der  Abwendung  der  Ge- 
fahr die  im  Verkehr  erforderliche  Sor<>^falt  beobachtet  worden 
ist. 

Das  Reich  hat  dem  A'erletzten  den  aus  der  Beschädigung 
des  Schiffes  entstehenden  Schaden  zu  ersetzen.  Hinsichtlich 
der  Bestimmung  des  Inhalts  und  Umfanges  dieses  Schadens 
und  der  Ausführung  der  Ersatzleistung  hat  dasselbe  zu  gelten 
wie  ')ei  den  oben  bes])rochenen  Vorschrift«!!!. 


I f.  Die  Haftung  aus  § 1 des  Reichsgesetzes  vom  2'2.  Hai  1910 
über  die  Haftung  des  Reichs  für  seine  Reainten. 


§ 8. 


Der  § 1 des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1910  ül)er  die  Haftung 
des  Reiches  für  seine  Beamten^®)  bestimmt: 

..Verletzt  ein  Reichsbeamter  (§  1 des  Heichsbeamtengeset- 
zes)  in  Ausübung  der  ihm  an  vertrauten  «Hf  entliehen  Gewalt 


vorsätzlich  oder  fahrlässig  die  ihm  einem  Dritten  gegenüber 


oblitgende  Amtspflicht,  so  trifft  die  im  § 839  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  bestimmte  ^"^erantwortlichkeit  an  Stelle  des  Be- 
amt« n das  Reich. 

Ist  diese  Verantwortlichkeit  des  Beamten  deshalb  aiisge- 
.schlossen,  weil  er  den  Schaden  im  Zustand  der  Bewußtlosigkeit 
oder  in  einem  die  freie  Willensbestimmung  ausschließenden 
Zustinde  krankhafter  Störung  der  Geistestätigkeit  verursacht 
hat,  so  hat  gleichwohl  das  Reich  den  Schaden  zu  ersetzen,  wio 
wen  1 dem  Beamten  Fahrlässigkeit  zur  T^ast  fiele,  jedoch  nur 
so  ueit  als  die  Billigkeit  die  Schadloshaltun»’  ei  forciert.“ 


Die  Abgrenzung  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  von 
anderer  j ätigkeit  der  Beamten  ist  nicht  leicht  vorzunehmen. 


- um.  89.  Vf>l.  dazu  Niedner,  E -0.  Art.  t).5,  77;  ferner 

Keicll.stags-^>rhandl^lnf>•en  94/9Ü  Session  Anlage  H 8.  13.39. 
Oierke,  Gutachten. 

Gierke,  Geno.ssenschafts-Theorie. 

Staudinger  Art.  77  E.-G.  B.  G.-B. 

. , nni.  90.  Siehe  Gierke,  Gutachten.  S.  116;  ebenso  MatUiias  8.  68 
„Aiisi  hung  privatrechtlicher  Befugnisse“;  ebenso  Planck.  Art.  77  E.-G.  B. 


r>i 


Die  Worte,  welche  in  der  Literatur  zur  Charakterisierung  des 
Gegensatzes  gebraucht  werden,  sind  verschieden;  doch  besteht 
in  ""den  Gedanken  wohl  grundsätzlich  Einigkeit.  Zunächst  ist 
zu  betonen,  daß  es,  wie  bereits  oben  angedeutet,  nicht  auf  die 
allgemeinen  Beziehungen  des  Staates  zum  Einzelnen  ankommt, 
inirerhalb  welcher  der  Beamte  für  den  Staat  handelt,  sondern 
auf  die  einzelne  Handlung  des  Beamten.  Nicht  darauf  kommt 
es  an,  ob  der  Staat  ein  Unternehmen  zur  Wahrnehmung  öffent- 
licher Fürsorge  betreibt  oder  ein  solches,  welches  dem  privat- 
wirtschaftlichen  Erwerbe  dient;  ferner  nicht  darauf,  ob  im  ei- 
steren  Falle  das  Verhältnis  des  Einzelnen  zum  Staate  öffent- 
lichrechtlichen oder  privatrechtlichen  ( harakter  hat;*  ) nu! 
um  den  Charakter  der  einzelnen  Handlung,  welche  für  den 
Staat  vorgenommen  wird,  handelt  es  sich  hier.  Diese  Hand- 
lung als  solche  ist  darauf  zu  prüfen,  ob  sie  sich  als  Ausübung 
öffentlicher  Gewalt  darstellt;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so  gehört 
sie  in  die  Privatrechtssphäre,  auch  wenn  sie  im  Bereiche  eines 
vom  Staate  zur  WLahrnehmung  öfffentlicher  Fürsorge  betrie- 
benen Unternehmens,  ja  sogar,  wenn  sie  innerhalb  eines  be- 
stimmten öffentlichrechtlichen  Rechtsverhältnisses  des  Ein- 
zelnen zum  Staate  vorgenommen  wird. 

Ferner  steht  heute  fest,  daß  im  Zweifel  und  bei  gemisch- 
ten Umständen  die  Entscheidung  über  die  Natur  der  einzelnen 
Handlung  zu  Ungunsten  der  öffentlichen  Gewalt  zu  erfolgen 
hat.  Man  sagt  richtig,  daß  sich  das  öffentliche  Recht  gegen- 
über dem  Privatrecht  als  ein  Spezialrecht  darstellt,  daß  aber 
insbesondere  der  Artikel  77  E.-G.  B.  G.-B.  und  die  duch  ihn 
reservierten  gesetzlichen  Vorschriften  den  Vorschriften  des  B. 
G.-B.  gegenüber  als  spezielle  Ausnahmevorschriften  erschei- 


(t.-B.  Weitere  Literatur  bei  Gierke;  Oertmaun  Art.  77.  Mau  miterschei- 
tlet  die  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  von  der  Ausübung  privatrechtlicher 
Verrichtung.  Andere  betonen  die  Privatwirtschaft  liehe  Tätigkeit  gegen- 
über der  Ausübung  öffentlicher  (iewalt.  Mit  Recht  aber  weist  Laband 
tlarauf  hin,  daß  es  sich  nicht  allein  um  privatwirtschaftliehe,  sondern  auch 
um  technische  Amtsverrichtungen  in  Betriebsanstalten  und  wissenschaft- 
lichen Anstalten  handelt.  Gosack  IT  S.  524,  LalDand  § 48  8.  470.  Vgl. 
Gierke,  Jahrbücher  für  Dogmatik  35,  8.  231—240.  Vgl.  Biennann  T 8.  52v3. 
ferner  Dernburg  1 8.  207. 

A n m.  01.  Vgl.  § 4 der  Arbeit  am  Anfang. 
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nen.'^)  Soweit  daher  ihre*  Vorausetzuii^’eii  nicdit  zweifellos 
vorli^«:en,  komineii  an  ihrer  Stelle  die  ^^enerellen  Yorsehril'ten 
zur  Anwendunji:. 

Im  Einzelnen  endlieh  i.st  man  sieh  eini^,  daß  öffentliehe 
(fewiilt  dann  vorlie^t,  wenn  der  Beamte  Zwaiu»smittel  zur  An- 
wenc  un^  bringt,  wo  er  als  der  (rebietende  gegenüber  dem  Ge- 
hörs; rapflichtigen  erseheint  und  dann,  wenn  er  Akte  der 
staatlichen  Fürsorge  oder  der  amtlichen  F^eurkundung  oder  der 
F^ean fsiehti^^un”'  vornimmt.  d;iß  dao‘eo’(‘ii  keine  Ausübung,’ 
()ffei  tlieher  Gewalt  vorliegt,  wenn  der  Staat,  sei  es  in  Beteili- 
gun^i  am  privatwirtsehaftliehen  Leben,  sei  es  in  Wahrnehmung 
(iffer tlieher  Aufgaben,  Handlungen  vornimmt  oder  in  Yerhäll- 
nissea  sieh  bewegt,  welche  dem  priv:itwirtsehaftliehen  Fvel)en 
eigei  sind,  ferner,  wenn  zw:ir  nicht  priv;i1  wirtschaftliche,  aber 
rein  technische  Handlungen  für  ihn  vorgenommen  werden,  sei 
es  v(  n technischen  F^eamten,  sei  es  von  staatlichen  Fjehrern.^^') 

Bei  einem  l^eberblick  über  alle  Tätigkeiten,  welche  auf 
dem  Yerwaltungsgebiete  des  Kaiserlichen  Kanalamts  für  das 
Reic  1 vorgenommen  werden,  und  alle  Yerliältnisse,  in  welchem 
das  Gleich  sich  auf  diesem  Gebiete  bewegt,  ergibt  sich  folgen- 
des. Nur  wo  vom  Kanalamt  die  ])olizeili<‘he  und  die  zollamt- 
liche Gewalt  und  Aufsicht  ausgeübt  wird,  handelt  es  sich  um 
Ausi  bung  öffentlicher  Gewalt.  Fm  übrigen  sind  alle  iin  Un- 
terndimen  des  Fvanalamts  ausgeübten  Yerrichtungen,  insbe- 
sond  me  die  mannigfaltigen  nautischen  und  technischen  Funk- 
tionen nicht  Ansübung  öffentlicher  Gewalt.  Alle  nautischen 
Yerrichtungen.  insbesondere  die  l^^ührung  des  Schiffes,  sind 
also  auch  dann  nicht  als  Ausübung  (if fentlicher  Gewalt  anzu- 
seheii,  wenn  die  Schiffahrt  bei  Gelegenheit  oder  zu  dem  Zwek- 
ke  der  Ausübung  staatlicher  Hoheitsrechte  betrieben  wird. 
Dem  der  FKgriff  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  ist  streng 
auf  liejenigen  Handlungen  zu  beschränken,  durch  welche  der 
Staa . sein  öffentlichrechtliches  Febergewicht  gegenüber  dem 
Einzälnen  geltend  macht.  Andere  mit  dieser  Handlung  äußer- 
lich zusammenhängende  Betätigungen  sind  dagegen  aus  dem 
F^egriff  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  auszuscheiden.  Nau- 
tisch 3 Yerrichtungen  k;um  der  Einzelne  in  gleicher  WYise  wie 


n in.  T2.  Ebenso  Gierke,  (üitachteii,  und  Fleiner  § 1 Anin.  12. 
J 11111.  98.  (iierke,  föitiiohteii  S.  117.  Fleiner.  a.  a.  O.  8.  26(1. 
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der  Staat  ausüben.  Sie  sind  durchaus  nicht  dem  Staat  allein 
eigentümlich,  wie  dies  von  der  Ausübung  öffentlicher  Gewalt 
zu  gelten  hat.  Yon  dem  öffentlichrechtlichen  Uebergewicht 
des  Staates  ist  ihre  Ausführung  in  keiner  Beziehung  abhängig. 
— Daraus  ergibt  sich,  daß  auch  bei  der  Schiffahrt,  welche  der 
Staat  liei  Gelegenheit  oder  zum  Zwecke  der  Ausübung  staat- 
licher Hoheitsrechte  betreibt,  bezüglich  der  nautischen  Tätig- 
keit, insbesondere  der  Schiffsführung,  die  rein  privatrecht- 
lichen Rechtsnormen  über  die  Fiaftung.  insbesondere  die  Nor- 
men des  Binnenschiffahrtsrechts  und  des  Seerechts  zur  An- 
wendung kommen. 


F^hne  interessante  Doppelanfgabe  bezüglich  der  Ausübung 
öffentlicher  Gewalt  und  entgegengesetzter  P^'unktionen  haben 
nach  § 14  der  F^etr.-O.  die  Ivanallotsen.  Diese  Yorschrift 
lautet: 

..Der  Iva  na  1 lotse  übernimmt  mit  Antritt  seines  Dienstes  an 
FKird  die  verantwortliche  Führung  des  Schiffes  durch  den  K;i- 


-\  n ni.  04.  lii  Interatur  und  Kocht sprechunf*’  wurde  vielfach  die  Aii- 
>icht  vertreten,  daß  nautische  \'errichtuii<>en  auch  .\usübuu«j  öffentlicher 
<iewalt  sein  könnten,  wenn  staatliche  Schiffe.  vor  allem  Kriejr^^schiffe. 
!■  ährten  hei  (leleoenlieit  oder  zum  Zwecke  der  .Xusühun^  staatlicher  TIo- 
heitsrechte  ausführten.  (So:  K(U’tz,  (^njchol  Kd.  öö  S.  49  f.,  Pappenheim, 
(iruchot  Hd.  5ö.  S.  10  f.,  K.-<;.  Z.  72.  S.  447  f.,  K.-G.  Z.  70  S.  ISO  f.)  Es 
eilioh  sich  dtiraufhin  die  Era<»e.  ob  in  solchen  Fällen  die  Haftung  des 
Staates  (bun  Seerecht  oder  dem  .Xrt.  77  E.-(k  K.  G.-B.  und  den  durch  ihn 
reservierten  Kechtsnormen  unterläge.  Diese  Frage  wurde  verschieden  b(*- 
anlwmtet.  Hertz  will  nicht  Art.  7 F.-G.  B.  (t.-B..  sondern  Art.  77  E.-G. 
P>.  G.-B.  und  die  durch  ihn  reservierten  Uechtsnornien  amvenden.  wenn  die 
Besatzung  eines  Kriegsschiffes  den  Schaden  ..in  Ausführung  der  ihr  anver- 
t rauten  öffentlichen  Gewalt^'  verursacht  habe.  Daß  letzterer  Fall  vorbH^e. 
nimmt  Heitz  z.  B.  dann  an.  wenn  der  Schaden  unmittelbar  bei  einer 
Kriegsübung  des  Kriegsschiffes  entstanden  ist.  Aehnlich  entscheidet  B.-(k 
Z.  7*S  S.  447  I.  . Im  < Gegensatz  dazu  ist  Pappenheim  (a.  a.  O.)  der  An- 
sicht. daß  Art.  7 E.-(k  H.-<4.-B.  jedenfalls  ein  einheitliches  mit  dem  Recht 
des  II. -G.-B.  übeieinstimmendes  Recht  für  alle  vom  II. -G.-B.  selbst  nicht 
getroffenen  Kollisionsfälle  hätte  schaffen  wollen,  und  daß  er  daher  dem 
Art.  77  P].-(k  B.  (k-B..  auch  wenn  dessen  W)raussetzungen  vorlägen,  als 
stärkeros  Gesetz  vorgehe.  — Ebenso  nimmt  IG-G.  Z.  79  8.  18U  f.  an,  daß 
.\it.  7 E.-G.  ll.-G.-lt.  dem  Art.  77  K.-G.  li.  G.-B.  ausdrücklich  habe  dero- 
gieren wollen,  lind  daß  daher  die  seerechtliche  Haftung  auch  bei  Staats- 
schiffen, die  in  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  sich  befinden,  .\nwendnng 
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iial  ind  übt  außerdem  die  zollamtliche  und  iiiiierlialb  der  ihm 
erteilten  Befugnisse  die  polizeiliche  Aufsicht  auf  dem  Schiffe 

aus. 

Allen  von  ihm  in  Ausübun<>:  der  vorstehend  bezeichneten 
dien  Glichen  Tätijrkeit  «retroffenen  Anordnungen  hat  der 
Schiffsführer  wie  jeder  einzelne  Mann  der  Besatzung  unbe- 
dingte Folge  zu  leisten.  Der  Schiffsführer  hat  die  Besatzung 

mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen  und  ist  für  deren 

1 

Befc  Igung  verantwortlich.“ 

In  der  Tätigkeit  des  Lotsen  ist  danach  zweierlei  enthalten. 
Die  Schiffsführung,  welche  sich  als  eine  nautische  Verrichtung 
und  daher  nicht  als  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  darstellt. 
und  die  polizeiliche  und  zollamtliche  Aufsicht  auf  dem  Schifb'. 
die  lila  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  erscheint.  Auch  bezüg- 
lich der  auf  Grund  des  Abs.  “2  der  Bestimmung  von  dem  Ka- 
nallotsen an  den  Schiffsführer  oder  die  Schiffsbesatzung  er- 
teilt ni  Anordnungen  wird  man  unterscheiden  müssen.  Bezieht 
sich  eine  Anordnung  auf  nautische  Verrichtungen  oder  ist  sie 
sonst  von  der  Art,  wie  sie  der  Schiffsführer  austeilen  kann, 
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— üb  die  Ansicht  des  Reichsgerichts  und  Pappenheiiiis,  daß  der  Art. 
G.  H.-G.-B.  den  Willen  enthielte,  dem  Art.  77  E.-G.  B.  G.-B.  vorzii- 
, richtig  ist,  erscheint  als  zweifelhaft.  Nach  der  im  Tegt  vertretenen 
ssiing  wird  diese  Frage  bei  den  nautischen  Verrichtungen  der 
isbesatzung  überhaupt  nicht  akut,  da  nach  ihr  diese  Verriclitungen 
Bs  Ausübung  öffentlicher  Gewalt  sein  können  und  bei  Staalsschiffen 
r eo  ipso  unter  Art.  7 E.-O.  IT.-(.k-B.  fallen.  — Pappenheim  nennt  es 
treffend  einen  Zug  der  Reehtsent wieklung,  daß  die  für  den  Seehan- 
eschaffenen  Rechtssätze  in  angemessener  Weise  auf  den  Seeverkehr 
laupt  zu  erstrecken  seien.  Diesem  Zuge  hübtet  jedenfalls  auch  das 
)uis  der  im  Text  vertretenen  Auffassung  (Genüge.  Näheres  s.  Pap- 
‘im.  Seerecht  Jl  S.  12  f.  und  Wüstendörfer.  Flauseatische  (ieriehts- 
ig  29,  Beilage  1 llauptblatt  S.  9 f. 

A n m.  95.  Vgl.  auch  die  folgenden  Bestimmungen  der  Betr.-Ordn. 
]ine  den  .Vusführungen  des  Textes  entgegengesetzte  .\nsicht  hat  das 
G.  Rostock  \ertreten.  Danach  ist  auch  die  nautische  X'errichtung 
inem  Zwangslotsen  Ausübung  öffentlicher  Gewalt. 

).-L.-G.  R.-Sp.  14.  3. 

^gl.  Gruchot  50  S.  19.  Pappenheim.  Zur  Frage  der  Haftung  des 
es  für  das  ^ erschulden  der  Besatzung  von  Kriegsschiffen, 
gl.  feiner  K.-G.  Z.  72  S.  .347  f.  7!)  8.  180  f. 
lertz,  Gruchot,  ßd.  55  S.  39  f. 
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so  erscheint  sie  als  ein  Ausfluß  der  nach  Seerecht  dem  Schiffs- 
führer zustehenden  und  nun  auf  den  Kanallotsen  übertragenen 
Befehlsgewalt.**«)  Dann  ist  keine  Ausübung  öffentlicher 
Gewalt  gegeben.  Handelt  es  sich  aber  um  eine  sonstige  An- 
ordnung, die  über  den  Machtbereich  des  Schiffslührers  hinaus- 
geht. oder  bezieht  sie  sich  auf  den  Zolldienst,  so  wird  Aub- 
übung  öffentlicher  Gewalt  vorliegen.'’') 


Tm  übrigen  ist  zur  Interpretation  des  ^ 1 des  Gesetzes 
vom  19.  Mai  1910  noch  folgendes  zu  bemerken. 

Als  Handelnden  benennt  das  Gesetz  einen  Reichsbeamten. 
Der  Begriff  des  Reichsbeamten  ist,  wie  die  ^ orschrilt  aus- 
drücklich erklärt,  aus  dem  § 1 des  Reichsbeamtengesetzes  zu 
entnehmen.  Dieser  lautet:  ..Reichsbeamter  im  Sinne  dieses 

Gesetzes  ist  jeder  Beamte,  welcher  entweder  vom  Kaiser  ange- 
stellt oder  nach  Vorschrift  der  Reichsverfassung  den  Anord- 
rungen  des  Kaisers  Folge  zu  leisten  ver])llichtet  ist.  Dei  Kai- 
ser braucht  die  Ernennung  also  nicht  selbst  zu  vollziehen,  er 
überträgt  sie  vielmehr  für  Mittel-  und  l nterbeanite  an  Behör- 
den.'*'’) Tm  Gegensatz  zu  den  vorher  besprochenen  Rechtsnor- 
men bestimmt  also  diese  Vorschrilt  den  Begrill  des  handeln- 


11 111.  90.  Seeniiumsüidiuing. 

11  111.  97.  ^'gl.  ß.-(i.  Z.  74  S.  25:l  f.  Nach  der  ßetrieO.sordiuiiig  ..sind 
in  ilcr  Stellung  des  Kanallotsen  bezüglich  der  IMensttiitigkeit  zu  unter- 
scheiden; erstens  die  Schiffsführung  und  zweitens  die  ihm  außeidem  über- 
tragene zollamtliche  und  polizeiliche  Aufsicht,  also  die  Wahrnehmung 
obrigkeitlicher  ßefiignisse.  .\ls  wesentlich  für  die  Stellung  eine.s  beainte- 
leii  Zwangslotsen  wird  man  die  zweite  Funktion  nicht  auffassen  dürfen, 
sie  ist  dem  Ka nallotseii  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  mit  übertragen. 
Die  Sache  könnt i'  auch  so  geregelt  sein,  daß  außer  dem  Lotsen  allemal 
noch  ein  Zollbeamter  und  ein  Polizeioffiziant  mitfahren  müßten. 

ß ei  de  r S c h i f f s f ü h r ii  n g handelt  es  sich  nicht  u m die 
W a h r n e h in  u n g von  II  o h e i t s r e c h t e n des  Staates  — wenn 
auch  die  Anordnung  des  Lutseiizw  anges  selbst  Ausfluß  eines  Staatshoheits- 
rechts ist  — , sondern  um  die  Leistung  von  Diensten,  die  in  das  Gebiet 
des  bürgerlichen  Verktdirs  fallen  und  die  hier  nur  die  Eigentümlichkeit 
aufweisen,  daß  sie  nicht  von  einem  bürgerlichen  Gewerbetreibenden,  son- 
dern vom  Fi.skiis  durch  seine  ßeamten  geleistet  werden.“ 

Von  Ausübung  öffentlicher  Gew^alt  sei  in  solchem  Falle  nicht  die  Hede. 

.V  11  m.  98.  Siehe  ßornhak,  Staatsrecht  S.  182. 
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den  Subjekts  in  konkreter  Weise.  — W'^elcbe  Beamte  zum  Kai- 
ser! eben  Kanalamt  gehören,  ergibt  sicli  aus  dem  jeweiligen 
dem  Keichstage  vorgelegten  Etat. 

Die  Handlung  wird  durch  das  Gesetz  in  folgender  Weise 
bestimmt.  Es  ist  erforderlich,  daß  der  Heichsbeamte  vorsätz- 
lich oder  fahrlässig  die  ihm  einem  Dritten  gegenüber  oblie- 
gende Amtspflicht  verletzt.  Diese  AVorte  sind  in  gleicher 
Weise  zu  interpretieren  wie  die  entspr(;chenden  Worte  des 
8»'  IJ  im  4 die  ser  Arbeit  am  Ende  interpretiert  wurden.  Es 
ist  :ai  beachten,  daß  auch  die  Handlung,  für  welche  gehaftet 
wii’( , in  diesem  Gesetze  enger  bestimmt  wird,  als  in  den  vor- 
her besprochenen  Gesetzen.  Nur  das  Delikt  des  § 83ü  B.  G.-B. 
l)ild(!t  hier  die  Grundlage  für  die  Haftung.  — Der  Beamte  muß 
die  Detretfende  Handlung  in  Ausübung  der  ihm  anvertrauteu 
öffentlichen  Gev/alt  begangen  haben.  Heber  den  Begriff  „in 
Ausübung“  ist  dasselbe  zu  sagen,  was  über  den  Begriff  ..in 
Aus  ührung“  im  § 31  B.  G.-B.  gesagt  worden  ist.  Wann  Aus- 
übung öflentlicher  Gewalt  vorliegt,  wurde  bereits  erörtert. 
Das  Gesetz  verlangt,  daß  die  betreffende  öffentliche  Gewalt 
dem  Beamten  an  vertraut  ist. 

Als  haftendes  Subjekt  wird  im  Gesetz  das  Reich  genannt; 
wieder  eine  konkrete  Bestimmung  im  Gegensatz  zu  den  abstrak- 
ten 1er  vorher  besprochenen  Gesetze,  ln  dieser  Arbeit  inter- 
essiert nicht  die  Haftung  des  Reiches  im  allgemeinen,  sondern 
nui  diejenige  Haltung  des  Reiches,  welche  vom  Kaiserlichen 
Kanalamt  getragen  wird. 

Heber  die  Art.  in  welcher  das  Reich  haften  soll,  enthält 
das  Aesetz  nähere  Bestimmungen.  Zunächst  wird  bestimmt, 
daß  das  Reich  dieselbe  Verantwortlichkeit  tragen  soll,  welche 
nach  § 839  der  Beamte  selbst  trägt.  Hier  kann  auf  die  Dar- 
stellung zu  § 839  verwiesen  werden.  Ferner  wird  bestimmt, 
daß  das  Reich  die  Haftung  anstelle  des  Beamten  tragen  soll. 
Im  (regensatz  zu  den  Fällen  der  vorher  besprochenen  Geset.zo 
haltet  also  das  Reich  na(“h  außen  hin  allein.  Nur  im  Tiinen- 
■verhtltnis  kann  es  sich  an  den  Beamten  halten  gemäß  § 2 des 
Gese-zes.  Endlich  übernimmt  das  Reich  im  Abs.  2 des  § 1 so- 
gar rine  weitergeheiide  Haftung  als  sie  den  Beamten  selbst 
trellcii  v\üide,  indem  es  lür  gewisse  Fälle  einstehl,  in 


Avelclen  das  Verschulden  des  Beamten  ausgeschlossen  ist.  In 


».dl 


diesem  Falle  kann  es  sich  auch  nicht  im  Tnnenverhältnis 
schaldlos  halten. 

Das  Reich  hat  den  Schaden  zu  ersetzen,  welcher  dem  Drit- 
ten aus  der  A’^erletzung  der  Amtspllichl  entsteht.  Die  Bestim- 
mung des  Inhalts  und  des  Umfangs  des  Schadens  und  die  Aus- 
führung der  Ersatzleistung  halien  in  gleicher  \A  €*ise  zu  ei  fol- 
gen. wie  im  Pralle  des  § 839  B.  G.-B.  selbst.®^) 

C.  Zweiter  Teil. 

Die  Schäftung  eines  gewillkürten  Reclitszustandes  hinsichtlich 
der  Haftung  durch  Eingreifen  des  Kaiserlichen  Kanalaints. 

Erster  Abschnitt. 

§ 1 Abs.  2 der  Betriebsordnung  alter  Fassung  und  § o Abs.  2 
der  Betriebsordnung  als  einseitige  Anordnungen. 

§ 9. 

Als  das  Kaiserlicdic  Kanalamt  im  tiahre  1890  es  unter- 
nahm. sich  von  seiner  nach  dem  geltenden  Recht  bestehenden 
Haftung  für  Schiffsschäden  zu  befreien.’"'’)  glaubte  es  zu- 
nächst. es  genüge  zur  Herbeiführung  dieser  Befreiung  die 
Aufnahme  entsprechender  Bestimmungen  in  die  Betriebsord- 
numr.  Es  ist  nicht  zweifelhaft,  daß  dabei  zunächst  garnicht 
an  die  Begründung  einer  vertraglichen  Norm  gedacht  wurde, 
man  meinti'  vielmehr,  das  Kaiserliche  Kanalamt  könne  ein- 
seitig solche  Bestimmungen  rechtswirksam  erlassen.  Dies 
war  ein  Irrtum. 

Im  ersten  Teile  dieser  Arbeit  ist  festgestellt  worden,  daß 
die  hier  fragliche  Haftung  damals  durch  Rechtsnormen,  wel- 

A n in.  01).  ^*or  ihmi  lukratttroteu  (le>  (ie-^etzes  vom  2‘2.  Mai  1910 
haftete  das  Keicdi  nach  lAUidesrecht . Hier  f»alt  also  das  preußische  Kecdit 
Ul  Schleswig- Holst  (‘in.  Xacli  allgemeinem  ( Berich  tsgebraiich  wurde  dort 
die  Haftung  abgelelint.  (umaiier  s.  (derke,  (ditachten  S.  120/127. 

A n m.  lOU.  \'on  dem  Kingreifeu  des  Kaiserlichen  Kanalamts  abge- 
sehen. bestehen  Bestimmungen  über  die  Haftung,  welche  nicht  den  C'ha- 
rakter  von  Kechtsnormen  haben,  nicht.  Die  im  ersten  Teile  dargestellten 
iD^chtsnnrmen  worden  also  im  übrigen  nicht  modifiziei t. 
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die  teilis  in  rornielleii  (lesetzeii  enthalten,  teils  ^ewohnheits- 
reehtlidier  Natur  waren,  alischließend  geregelt  war,  und  daß 
>ie  1 eilte  ebenso  absehließend  durch  .Rechtsnormen  yreordnet  ist. 
Danit  steht  lest,  daß  die  Kegelung  dieser  Haftung  ein  Gegen- 
stand rechtlicher  Normierung,  nicht  aber  ein  Gegenstand  der 
freien  Yerwaltungstätigkeit  war  und  ist.’*’D  W'ollte  das  Kai- 
serliche Kanalamt  einseitig  für  einen  bestimmten  Kreis  von 
Fällen  das  bestehende  Haftungsreeht  abändern,  so  konnte  es 
dies  nur  durch  Erlaß  einer  Rechtsverordnung  wirksam  tun. 
Daz  i gebricht  es  ihm  jedoch  an  der  Delegation.  Auch  heute 
best  dit  eine  solche  nicht. Durch  eine  A'eni  altungsverord- 
nung-  dagegen,  wie  es  die  Betriebsordnung  in  ihrem 
gan;  eil  Umfange  ist.  konnte  die  Behörde  das  geltende 
Reclit  nicht  ändern.  i)as  Feld  der  freien  Verwaltungs- 
tatigkeit  endet  überall,  wo  die  Rechtsnormen  anfangen. 

^ ersucht  eine  Behörde  im  \\  ege  der  Verwaltung  für  engere 
Kreise  von  Fällen,  welche  unter  die  abstrakten  lK*stimmungen 
bestehender  allgemeiner  Rechtsnormen  .fallen,  Bestimmungen 
zu  schatten,  welche  diesen  Rechtsnormen  widers])rechen,  so 


-.um.  101.  Labaiul,  das  Staalsreclit  dus  deutschoii  Keiches.  1011. 
r>.  Al  flao’e.  § 5tS  T.  2.  Baud  S.  S(>. 

. Ihr  .Vmvviiduiigsgobiet  (d.  h.  d.  A.  der  materiellen  Verordnung)  ist 
da>  1 üii  den  (Jesetzen  der  X'erwaltungsbehörde  freigelassene  Feld  staatli- 
cher Fürsorge.“ 

(».  Mayer.  Deutsches  \'er\valtungsrecht.  18l)5.  § 0 [.  (1.  Band 

Seite  72.) 

. Der  Staats\ville,  der  auf  dem  W ege  der  verfassungsmäßigen  ges^tz- 
lichei  Willensäußerung  zur  Frscheinung  gekommen  ist.  kann  rechtlich 
auf  I einem  anderen  W ege  aufgehoben,  abgeändeit  oder  unwirksam  ge- 
mach werden.“ 

.irndt.  Das  Staatsiecht  des  deutschen  Keiches  1001,  8.  203. 

. Kiite  \eiurdnung  i>l  nicht  rechtsbeständig.  u'onn  sie  gegen  ein 
Keicl  sgesetz  verstößt.*^ 


(.eorg  Meyer.  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  1890,  § 178. 

I r i t z Flein  e r.  Institutionen  des  deutschen  Verwaltungsrechts. 
1013.  ^ 0.  S.  132  f.  Insbesondere  .,Die  Normen  des  (Jesetzes  sind  für  das 
freie  Krmessen  der  Heliörde  unübersteigbar.  — Die  Krmessensüberschrei- 
tung  stellt  eiiu'  Hechts  Widrigkeit  dar“,  und  andere. 

J um.  102.  S.  Laband.  a.  a.  O.  § 58.  IlL  (2.  Bd,  S.  07  f.) 
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lien-t  eine  lleberschreitung  der  Grenzen  der  vollziehenden  Ge- 

ciJic  r,  . , . , • i 103  104  105  10(5i 

walt  vor,  welche  als  solche  rechtlich  unwirksam  ist.  , ^ t ) 

Au  111.  103.  Ganz  dieselben  Gründe  tührte  das  Reichsgericht  in  sei- 
ner ersten  die  Frage  dieser  Arbeit  berührenden  Entscheidung  am  2.  De 
zember  1899  an.  H.-G.  Z.  45  S.  162  f..  zn  einer  Zeit,  als  jene  Restiinmnn- 
..en  der  Betriebsordming  bereits  bestanden,  die  neue  Fassung  des  Anmel- 
deformulars aber  noch  nicht  eingeführt  war.  Diese  Entscheidung  enthält 

folgende  Sätze: 

..Zufolge  des  Allerliöch.-teii  Erlasses  vom  15.  Juni  1895  (R.-tb-Rl.  189a 
S.  349)  war  das  Kanalamt  zuständig,  für  den  Betrieb  die  erforderlichen 
Bestimmungen,  soweit  diese  zum  Gebiete  der  Verwaltung  gehören,  zu  m- 
lassen.  Nicht  dagegen  konnte  die  Knnalverwaltuiig  in  das  Gebiet  hin- 
übergreifen, das  der  Desetzgebniig  Vorbehalten  ist.  und  daher  war  sie 
nicht  in  der  Lage,  für  die  rechtlichen  Beziehungen  des  Fiskus  zn  dritten 
Personen  allgemeine  Bestimmungen  zn  treffen,  die  durch  das  geltende 
Recht  anders  geregelt  sind.  Insbesondere  konnte  die  Kanalverwaltung 
nicht  schlechthin  verordnen,  daß  niemand,  der  den  Kanal  benütze,  t.rsatz- 
:msprüche  gegen  den  Fiskus  erheben  dürfe.  Unter  welchen  \'oraussetzun- 
gen  und  in  welchem  lAnfange  wegen  einer  schadeubringenden  Handlung 
Ersatz  zu  leisten  sei,  ist  von  der  Uechtsordnnng  la'stimmt.  Diese  gestat- 
tet zwar,  bei  dem  Abschluß  eines  l'ertrages  die  Verpflichtung  zum  Scha- 
densersatz auszuschließen,  setzt  indes  auch  in  dieser  Beziehung  der  Ver- 
Iragsfreiheit  Scliraiiken.  Dagegen  kennt  sie  keinen  allgemeinen  Urund- 
sat7  der  es  ermöglichte,  die  im  Recht  begründete  Verantwortlichkeit  für 
Schaden,  der  einem  anderen  außerhalb  eines  bestehenden  Vertragsverhält- 
nisses zugefügt  wird,  durch  einseitige  Willenserklärung  abzulehnen. 

Als  selbstverständlich  ist  hier  hinzuznfügen.  daß  auch  innerhalb  eines 
bestehenden  Vertragsverhältnis, -es  durch  einseitige  Willenskundgebung  die 
nach  den  Gesetzen  l)e,stehende  Haftung  nicht  abgelehnt  werden  kann. 

A n m.  104.  Auf  die  zitierten  Sätze  bezieht  sich  das  Reiehsgericht 
auch  in  der  späteren  Entscheidung  vom  8.  Jai\uar  1906  wieder.  R.-G.  Z. 
Bd.  62  S.  264  f..  265.) 

A n m.  lt»5.  ln  jener  ersten  Ent.scheidnng  spricht  das  Reichsgericht 
-päter  noch  ans  (R.-G.-Z.  Bd.  4;>  S.  167): 

,,Eint'  die  Ausschließung  der  Haftung  des  Reiclu's  verfügende  allge- 
' emeine  Bestimmung,  die  für  jedes  in  den  Kanal  eingelanfene  Fahrzeug 
nur  deshalb,  weil  es  den  Kanal  befährt,  maßgebend  sein  soll,  hätte  nur 
kraft  eines  (Je>etzes  getroffim  werden  können,  und  ein  solches  ist  nicht 
erlassen.“ 

A n ni.  10().  Vgl.  ferner  H.-(r.-Z.  Ü8  iS.  3Ö(): 

.,Der  Allerhöchste  Erlaß  vom  15.  Juni  1805.  welcher  die  Errichtung  des 
Kanalamts  für  die  Unterhaltung  und  den  Betrieb  des  Kanals  anordnet, 
hatte  nicht  die  Kraft  und  nicht  die  leiseste  Absicht,  das  Kanalamt  zu  einer 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  beiden  Formeln  im  Aiimeldetorimilar. 

aa)  Die  reclitliehe  Hedeutuii^?  der  Unterzeiehniuii?  der  beiden 

Formeln  im  Anmeldeformiilar. 

§ 10. 

Als  der  Yersiieh  des  Kaiserlieheii  Kanalaints,  sich  durch 
eiiK  einseitig  von  ihm  erlassene  Restimmuno-,  als  solche,  von 
der  Haltung’  für  Schil’fsschäden  zu  befreien.  fehl^eschla»-en 
wai , versuchte  das  Kanalamt,  sein  Ziel  dadurch  zu  erreichen, 
daß  es  den  Ausschluß  dieser  Haftung  auf  ein  von  seiten  der 
hal tun^sberechti^ten  Rechtssubjekte  abjj^eschlossenes  Ke(‘hts- 
^es(  hä  ft  stützte. 

Zunächst  wurde  behauptet,  der  Schiffsführer  ^el)e  durch 
den  Antritt  der  Fahrt  durch  den  Kanal  oder  durch  die  sonstige 
fna  ispruchnahme  der  Kanaleinrichtun^en  und  der  Kanalbe- 
triebe eine  ,, stillschweigende“  Willenserklärung:  des  Inhalts 
ab.  daß  mit  den  übri^-en  Bestimmungen  der  Betriebsordnung' 
auch  jene  «igelten  sollten,  in  welchen  de]'  Ausschluß  der  Haf- 
lun<:  vertüijt  sei.  Dadurch  würde  in  jedem  einzelnen  Falle 
die  Haltun<j'  des  Kaiserlichen  Kanalamts  für  Schiffsschäden 
im  v’oraus  ausgeschlossen.’'*^) 

l m sich  der  entsprechenden  Willenserklärung'  des  Schiffs- 
tüh ‘crs  besser  zu  versic'hern,  fü»'te  das  Kanalamt  dann  die  bei- 
den in  der  Einleitung'  zitierten  Sätze,  in  welchen  die  Geltung' 
jeinr  Pfestimmuni>'en  dei'  Betriebsordnunp;'  über  die  Haftuiu;' 
ausdrücklich  anerkannt  wird,  in  den  Text  des  Anmeldeformulars 


leruiig'  der  durch  das  (iesetz  ^oschatfeiUMi  li(‘chtsla<>‘o  zu  oniiächtiiiDn. 
Dar  lAhs.  2 der  l^('triel)sordiiun<>:  entbehrt  dt^r  rechtlichen  tirundlage 
und  ist  darum  uiioiltiir." 

\ Hin.  107.  ^ p‘l.  Z.  45,  41  S,  10-^  uiit<Mi. 

.Das  ßerufuno-sgericht  ist  daoeoen  des  Krachtens.  daß  (durch  ^ 1 Ab- 
satz 2 der  Hetriebsordmino  jede  Haftung  des  Fiskus  auch  für  die  Führer 
der  '^chleppsichiffe  aus^^eschlosseu  wurden  sei),  daß  der  Schiffer  d(‘s  Ewers 
..An  ia  diesei'  H(*dinoimo,  wi(‘  überhaujpt  den  BestiTnmunj'en  der  ße- 

t ruA  sordjiun^  sich,  jedenfalls  durch  st illscli weisende  \ ereiiibaruni^  iinter- 
worf^ii  habe,  und  daß  auch  Klägerin  dies  selten  lassen  müsse,  da  der 
Schilfer  H.  aus  .Art.  504  ir.-(b-B.  oder  § 10  .\bs,  2 des  ßinneiischiffahrtsoo- 
setz(s  als  ihr  .\randatai'  in  Ans(*luiu^  der  Eailun^'  ^ehaiulelt  habe/* 
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ein  und  nötiote  den  Schiffsführer,  sie  zu^^leich  mit  der  An- 
meldung- zur  Fahrt  durch  den  Kanal,  bezwv.  dem  Antrag-,  sein 
Schiff  zu  schleppen,  zu  unterschreiben.’'^^) 


Es  ist  zunächst  zu  beachten,  daß  die  hier  angeblich  abge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte  nur  für  die  bei  ihm  beteiligten 
Rechtssubjekte,  nicht  aber  allgemein,  die  \\drkung  herbeifüh- 
ren können,  welche  vom  Kaiserlichen  Kanalamt  erstrebt  wird. 
Kommen  hier  tatsächlich  Rechtsgeschäfte  des  Inhaltes  zu- 
stande. daß  jene  Bestimmungen  der  •Betriebsordnung  gelten 
sollen,  daß  also  die  Haftung  ausgeschlossen  sein  soll,  so  hat  dies 
nui'  für  diejenigen  Rechtssubjekte  Wirkung,  von  denen  oder  in 
deren  Xamen  diese  Rechtsgeschäfte  abgeschlossen  -werden.  Es 
ist  bereits  dargelegt  worden,  daß  <ler  Schiffsfühi'er  in  dem  Au- 
genblicke, in  welchem  er  zu  der  Kanalverwaltung  in  Beziehung 
tritt,  regelmäßig  zur  Vertretung  des  Reeders,  des  Schiffseig- 
ners und  der  dem  Schiffseigner  gleichgestellten  Personen  in 
allen  Geschäften  und  Rechtshandlungen,  welche  die  Ausfüh- 
rung der  Reise  mit  sich  bringt,  gesetzlich  ermächtigt  ist.  Da 
die  Kanalverwaltung  die  Zulassung  zum  Kanal  und  die  Stel- 
lung der  Reichsschle])])er  von  dem  Abschluß  der  genannten 
Rechtsgeschäfte  abhängig  macht,  sind  diese  in  der  Tat  als  zur 
Ausführung  der  Reise  erforderlich  anzusehen.  Der  Schiffsfüh- 
rer kann  diese  Rechtsgeschäfte  daher  im  Xamen  der  genannten 
Personen  wirksam  abschließen.’'*”)  Daß  er  auch  für  den  Be- 
frachte!' diese  Rechtsgeschäfte  wirksam  vornehmen  kann,  wird 
aus  § ößf)  H.-G.-B.  und  aus  ^ 10  des  Binnenschiffahrtsgesetzes 
zu  folgern  sein.’'*”)  Bei  Staatsschiffen,  welche  Seefahrt  ohne 
Erwerbszweck  treiben  und  daher  den  Bestimmungen  des  H.-G.- 
R.  über  die  Yertretunü'smacht  des  Schiffsführers  nicht  unterlie- 


Aiini.  108.  Vgl.  K.-O.  Z.  62,  S.  266  mul  Z.  68  S.  :1Ö8  --  S. 

307 ; insbesondere  S.  359, 

..Die  Unterzeichnung  der  Anmeldung  bilde,  dahingestellt.  ob  einen 
A'ertrag  über  die  Benutzung  des  Kanals,  jedenfalls  eine  A'ereiubarung.  daß 
die  Betriebsordnung  für  die  Fahrt  maßgebend  sein  solle.*' 

A n m.  109.  Ebenso  K.-G.  Z.  45  S.  163  f. 

S.  ferner  tl.-G.-B.  §§  527,  535,  537  und  Binnenschiffahrt sgeset/.  15 

und  10. 
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<>(‘1.,  dürfte  eine  solche  ;uis  dem  staatlichen  Anite  des  Schiffs- 
fnl  rrrs  erwachsen. 

Solant^e  nun  eine  ausdrückliche  Erklänin«’  seitens  des 
Scliiffsführers  über  den  Erlaß  der  Haftuno-  nicht  «-egeben  wur- 
de. la^  auch  eine  rechts«’es(diiiftliclie  Abmachung  von  jenem  Tn- 
halte  jedenfalls  nicht  vor.  Man  kann  umnöglich  das  Verhalten 
des  Schiffsführers  bei  Anknüpfung  der  Beziehungen  zur  Ka- 
na] Verwaltung  dahin  deuten,  daß  darin  ohne  jede  ausdrückliche 
Er  vähnung.  ja  sogar  ohne  das  Bewußtsein  des  Schiffsführers 
die  rechtlich  bindende  Plrklärung  enthalten  sei,  es  solle  auf  so 
wichtige  Rechte,  wie  es  die  Haftnngsansprüche  sind,  verzich- 
tet werden.  Am  ersten  könnte  man  noch  geneigt  sein,  anzu- 
nel  men,  daß  in  dem  privatrechtlichen  S(dilepp\  ertrag  ohne  Er- 
klärunu’  und  Bewußtsein  des  Scliiffsführers  eine  Nebenabma- 
chi  ng  des  bezeichneten  Inhaltes  enthalten  sei.  Benützt  jemand 
aul  Grund  eines  privatrechtlichen  Vertrages  einen  größeren 
Bei  rieb,  so  darf  man  allerdings  sein  Vcu-halten  dahin  deuten, 
dal  er  sich  ohne  ausdriUddichc  Erklärung  auch  den  ihm  unbe- 
kai. Ilten  in  diesem  Betriebe  geltenden  Bestimmungen  unter- 
wiift.  Aber  das  darf  doch  immer  nur  gelten,  so  weit  diese  Be- 
stiiiimungen  dem  im  Verkehr  lieblichen  im  allgemeinen  ent- 
sprechen und  man  daher  nach  der  Verkehrssitte  das  Verhalten 
des  Kontrahenten  als  eine  Anerkennung  dieser  Bestimmnngen 
auJ  fassen  darf.  Wenn  es  sich  dagegen  um  eine  so  außerge- 
w(")  inliche  Bestimmung  handelt,  wie  es  der  Ausschluß  der  Haf- 
tui  g im  vorliegenden  Falle  ist,  so  darf  man  das  Verhalten  des 
Küiitralienten  iiicdit  ohne  weiteres  als  eine  Anerkennung  dieser 
Be  dimmung  deuten.^’**) 


A II  ni.  110.  Ueberall  wird  diese  Jiedeutiinji’  der  „Verkelirssitte“,  der 
..ii  11  iirenieiiien  A'erkehrsauschauung’“,  der  ,,Verkohrsübung“  bei  der  Aiisle- 
gnniir  der  sogenannten  .^stillschweigenden  Willenserklärung“  hervorgehoben. 

Vgl.  Danz,  Auslegung  der  Rechtsgeschäfte; 

Dernburg.  1900,  S.  44o. 

Eudemanu.  1903,  1.  Band  § 04.  2,  b.  und  Anni.  15. 

Planck,  T.  Band.  1913.  Amn.  2 vor  § 110. 

Matthias,  § 48. 

Enneccerus.  § 144. 

Staudinger.  1 91 0,  1.  Bd.  S.  388,  S.  389  unter  Willenserklärung“. 

II.  1,  2,  3.  R.-G.‘R.  Komm.  1910  vor  § 110,  Anni.  2.  Vgl.  auch  den  da 
selbst  erwähnten  Grundsatz; 


Seit  jedoch  jene  Sätze  in  das  Anmeldeformular  aufgenom- 
men sind,  liegt  im  allgemeinen  und  im  besonderen  mit  Be- 
ziehung auf  den  Schleppvertrag,  eine  Erklärung  des  bezeichne- 
ten Inhaltes  vor.  die  angesichts  ihrer  Ausdrücklichkeit  und  ih- 
rer  bestimmten  Fassung  nur  als  eine  rechtsgeschäftliche  Er- 
klärung aufgefaßt  werden  kann.  Und  zwar  ist  sie,  da  eine  über- 
einstimmende Erklärung  seitens  der  Kanalverwaltung  angebo- 
ten  wird,  im  ersten  Falle  als  Abschluß  eines  privatrechtlichen 
\Vrtrages.  durcli  welchen  im  voraus  auf  gewisse  zukünftige, 
sei  es  privatrechtliche,  sei  es  öffeiitlichrechtliche  Ans])rüche  ver- 
zichtet wird,  im  zweiten  Falle  als  Einfügung  einer  ent- 

s])iech(uiden  Nebenabrede  in  den  gleichzeitig  abgeschlossenen 
Schlep])vertrag  anzusehen.^^“) 

Zunächst  ist  also  dahin  zu  entscheiden,  daß  bis  zum  Febru- 
ar 1!M1  durch  die  Fnterzeichnung  des  ersten  Teiles  des  Anmel- 
deformulars ein  privatrechtlicher  Vertrag  zwischen  dem  Fee- 
der oder  Schiffseigner  oder  einer  dem  Heeder  oder  dem  Schiffs- 
eigner gleichgestellten  Person  oder  dem  Befrachter  einerseits 
und  dem  Deutschen  Reich  andererseits  des  Inhaltes  zustande 
kam.  daß  dem  Reiche  die  Haftung  für  jede,  gleichgültig  aus 


^'or7.u<i  soll  iimiuH-  die  henigiia  inteipretatio  halten“  und  die 
daselbst  zit.  Entscdi. 

Anni.  111.  Der  Inhalt  des  Vertrages  ist  also  eine  ..Verfügung“, 
nicht  etwa  die  Begründung  einer  Obligation. 

Anni.  112.  Vgl.  R.-O.  Z.  Ü2  S.  2üü. 

,,Es  kann  dahin  gestellt  bleiben,  ob  im  vorliegenden  Eall  durch  Un- 
terzeichnung eines  solchen  Formulars  ein  Vertrag  zwischen  der  Kanalver- 
waltuiig  und  dem  Führer  des  Dampfers  ..Kriemhild“  zustande  gekom- 
men ist.“ 

Diese  Sätze  beziehen  sich  übrigens  wohl  auf  die  Anmeldung  überhaupt. 

Ferner  R.-O.  Z.  68  S.  366. 

,,Die  Revisiftii  erblickt  in  dem  von  dem  Führer  der  ., Unterweser  10” 
Unterzeichneten  .Anmeldeformulare  wenigstens  die  ^’ereinbarnng,  daß  für 
die  Fahrt  durch  den  Kanal,  auch  was  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Ka- 
nalverwaltung und  Schiffer  anlangt,  die  Bestimmungen  der  Betriebsord- 
nung maßgebend  sein  sollen.  .Vueh  eine  solche  ..Vereinbarung“,  falls  dies 
in  Wahrheit  überhaupt  eine  \'ereinbarung  darstellt,  wäre  ungültig.“ 

Leider  sagt  das  Reichsgericht  auch  hier  wieder  nicht.  warum  es 
zweifelhaft  ist.  ob  hier  eine  A'ereinbarung  vorliegt. 

Vgl.  E.-G.  Z.  45. 

O.-L.-G.  Kiel. 


\ 
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\vel:-IuMi  rrsacheii.  im  Kanal,  auf  den  beiderseitift-en  Reeden 
ode'  in  den  Vorhäfen  oder  auf  den  am  Kanal  Heftenden  Schiffs- 
lie^epläfzen  eintretende  Beschädig’un»'  d(^s  hetrel  lenden  Scbit- 
l‘e,s  im  voraus  erlassen  sein  sollte. 

Ferner  ist  zunächst  dahin  zu  entscheiden,  daß  durch  die 
Fn' erzeichnuno-  des  Schleppvertra^s  im  Anmeldeformular  noch 
heilte  in  den  durch  dii'se  rnterzeichnuno-  zwischen  dem  Reeder 
oder  Schiffsei<j:ner  oder  der  dem  Reeder  oder  dem  Schiffseigner 
<>le  chn-estellten  Person  oder  dem  Befrachter  einerseits  und 
dem  Deutschen  Reiche  andererseits  zustande  kommenden  privat- 
reclitli(dien  Schlep])vertrag  als  yehenabrede  die  Bestimmung 
aut  jcnommen  wird,  daß  dem  Reiche  die  Haftung  für  solche  Be- 
s(di  idigungen.  wehdic  das  ges(dile])])te  S(diifl  bei  Betörderung 
mittels  eines  Sidileppdampfers  durcdi  Verschulden  des  an  der 
Belörderung  des  geschlo])pten  Sidiiftcs  beteiligten  Personals 
der  Kanalverwaltung  innerhalb  des  Kanal])olizcibezirks”B  cr- 
lei(  et.  im  voraus  erlassen  sein  soll. 


Die  Frage,  ol)  trotzdem  im  ei’stcn  Falle  der  privatrechtliche 
Veitrag  und  im  zweiten  Falle  die  in  den  jirivatrechtlichen 
Sch lep])vertrag  aufgenomniene  XebenabriMlc  reiditliche  Gültig- 
kii  niidit  besitzt,  findet  für  beide  Fälle  eine  in  wesentlichen 
Puidvten  verschiedene  Beantwortung.  Die  lieiden  Fälle  sind  da- 
her in  dieser  Hinsicht  getrennt  zu  untersuchen. 

bb)  Die  Ueelitswirkimg  der  ersten  Formel. 

1.  nach  k 1 :14  B.  U.  - B. 

§ 11. 

Der  privatrecht li(die  AVrtrag  im  ersten  Falle  bezieht  sich 
auf  die  Haftung  im  allgemeinen.  Es  ist  also  sowohl  von  der 
Ha  tung  wegen  Verletzung  liereit  bestehender  privatrechtlicher 
Sei  uldverhältnisse  als  von  der  Haftung  aus  solchen  Tatbestän- 
den die  Rede,  welche  außerhalb  bereits  bestehender  privat- 
rec  itlicher  Schuldverhältnisse  eintreten.  Da  nun  aber  für  den 
ein  sigen  Fall,  in  welchem  ein  privatrechtliches  Schuldverhäll- 

.\  11  m.  113.  Der  Uint'ang  des  Kaimlpolizeibezirks  ist  genau  angege- 
heii  in  den  ..Vorlieinerkungen“  zur  Betriebsordnung.  Xeudriiek  1911. 
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nis  bereits  vor  dem  schädigenden  Ereignis  besteht,  jene  zweite 
spezielle  Abmachung  getroffen  wird,  kommt  hier  nur  die  Haf- 
tung außerhalb  bereits  bestehender  privatrechtlicher  Schuldver- 
hältnisse in  Frage. 

Eine  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung,  daß  diese  Art 
Haftung  nicht  im  voraus  erlassen  werden  könnte,  besteht  nicht. 
Mit  Recht  hat  aber  das  Reichsgericht  zweimal  dahin  entschie- 
den, daß  der  hier  vorliegende  Vertrag  nach  § 134  B. 
nichtig  sei. 

Die  Errichtung  des  Kaiser- Wilhelm-Kanals,  in  seiner  Ei- 
genschaft als  öffentliche  Anstalt,  und  seine  Eröffnung  für  die 
allgemeine  öffentlichrechtliche  Anstaltsnutzung  sind  auf 

Grund  der  öffentlichrechtlichen  Rechtsnormen  erfolgt,  welche 
in  dem  Reichsgesetz  vom  16.  März  1886,  betreffend  die  Her- 

n 

-V  11  lu.  114.  Siehe  B.-G.  Z.  (52  S.  26t>.  Danach  hätte  die  etwaige  ver- 
tragliche Vereinbarung  der  Bestimmungen  des  § 1 .Vb.s.  2 der  Betriebs- 
ordnung keine  zivilrechtliche  Gültigkeit. 

„Wenn  die  Kanalverwaltung  die  Benutzung  des  Kanals  von  der  ver- 
traglichen Uebernahme  zivilrechtlicher  Beschränkungen,  insbesondere 

von  einem  vertraglichen  Verzicht  auf  in  Rechten  begründete  Ansprüche, 
abhängig  machen  will,  .so  widerstreitet  dies  der  durch  das  Gesetz  festge- 
legten Bestimmung  des  Kanals,  dem  allgemeinen  V’'erkehr  als  öffentliche 
Wasserstraße  zu  dienen.“ 

R.-G.  Z.  Ü8  S.  267. 

“Das  Gesetz  vom  16.  IMärz  1886  will  positiv,  daß  der  Kanalbetrieb 
ausnahmslos  dem  bürgerlichen  Rechte,  also  nach  dem  1.  .Januar  1900  dem 
§ 823  B.  G.-B.  unterstehe.  Der  Privatwille  kann  nicht  das  Gegenteil,  den 
Ausschluß  der  Haftung  aus  § 823  B.  G.-B.  bewirken.  Diese  Haftung 
kann  (vgl.  diesen  Ausdruck  in  §§  276  Abs.  2,  419  Abs.  3,  1888  Abs.  2, 
2382  Abs.  2 B.  G.-B.)  durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen  werden.  Ein 
.solcher  Vertrag  verstößt  gegen  das  gesetzliche  Veibot  des  Gesetzes  vom 
16.  März  1886  und  ist  darum  nach  § 134  B.  G.-B.  nichtig.“ 

Von  diesen  Begründungen  ist  die  erste  (R.-G.  Z.  62  S.  266)  richtig, 
aber  sie  entbehrt  der  näheren  Ausführung;  die  zweite  Begründung  (R.-G. 
Z.  68  8.  367)  ist  unzutreffend.  Vgl.  die  Kritik  im  Text. 

Vgl.  ferner  die  zutreffende  Begründung  in  R.-G.  Z.  81  8.  319. 

„Auf  die  Benutzung  des  Kaiser  Wilhelm-Kanals  ist  der  Schiffer,  wel- 
cher auf  der  Fahrt  zwischen  der  Ostsee  und  Nordsee  den  langen  und  ge- 
fährlichen Weg  um  das  Kap  Skagen  herum  vermeiden  will,  angewiesen. 
Der  Kanal  soll  daher  als  eine  öffentliche  Schiffahrtsstraße  der  freien, 
wenn  auch  nicht  abgabenfreien  Benutzung  offen  stehen,  das  ist  der  Wille 
xjes  Kanalgesetzes.“ 

5 


i 


(U) 


fies  Xordostseekaiia Is.  eiitlialteii  sind.  ) Daiiii.  daß 
de:-  Kanal  der  All^renieinheil  eniffnel  worden  ist,  lie<>t  die  An- 
ordnung, daß  grundsätzlich  jeder  Einzelne  ohne  Erfüllung  ir- 
ge  Kleiner  erschwerenden  A oraussetzung  zur  Benutzung  des  Ka- 
na Is  zuzulassen  ist.  Der  Satz,  daß  die  Benutzung  de^  Kanals 
gr  indsätzlich  frei  sei,  ist  daher  als  zur  Rechtsnorm  erholten 

a n Zusehen. 

Die  Anordnung  erschwerender  Yoransetzungen  Inr  die  Zu- 
lassung bedeutet  die  Aufstellung  von  Ausnahmesätzen  gegen- 
über dieser  Eechtsnorm  und  kann  folglich  nur  durch  Gesetz  oder 
Gewohnheitsrecht  erfolgem.  Das  Gesetz  vom  Id.  März  18SC)  be- 
stimmt, daß  die  Zulassung  zum  Kanal  gegen  Entrichtung  einer 
Abgabe  erfolgen  soll.^^0  ln  diesem  ITmfange  ist  daher  die  Be- 
nutzung des  Kanals  recht  wirksam  erschwert. 

Gesetz  und  Gewohnluntsrecht  können  die  Befugnis,  die  Zu- 
lassung zum  Kanal  an  ersehwerende  Voraussetzungen  zu  knü])- 
feii,  an  andere  Instanzen  übertragen.  Bezüglich  der  Zulas- 
smio- fremder  Kriegsschiffe  hat  das  Gesetz  eine  solche  1 eher- 
vollzoiTGii.  .pGrnpr  ist  n.iis  (Igiii  Siiiiic  rlps  (^Gsptzps  zu 
folo-ern,  daß  das  Kaiserliche  Kanalamt  für  einen  gewissen  Em- 

^ * t 

kl  eis  befugt  sein  soll,  die  Zulassung  zum  Kanal  an  erschwerende 
V iraussetzungen  zu  knüpfen,  auch  oh.ne  daß  das  Gesetz  dieses 
ai  sdrücklich  liestimmt.  Es  kann  nämlich  nicht  im  Sinne  der 
d(  11  Kanal  konstituierenden  Rechtsnormen  sein,  daß  das  Kaiser- 
liche Kanalamt  den  Einzelnen  auch  dann  zur  Benutzung  des 
Kanals  zulassen  muß.  wenn  diese  Zulassung  die  Erfüllung  des 
Z vecks  des  Kanals  gefährden,  beeinträchtigen  oder  vereiteln 
würde.  Der  Zweck  des  Kanals  ist  ein  dojipelter.  Ph-  soll  einer- 
sfits  der  Kriegsmarine  dienen,  andererseits  der  Allgemeinheit 
zur  Durchfahrt  offen  stehen.  So  weit  einer  dieser  bidden  Zwecke 
in  lAalle  der  Zulassung  bedroht  sein  würde,  muß  man  das  Kai- 
s(  rliche  Kanalamt  auf  Grund  der  die  Anstalt  konstituieren- 
den Eechtsnornien  als  ermächtigt  betrachten,  die  Zulassung  zu 
verweigern. Zu  beachten  ist.  daß  es  sich  hier  um  einen  Aiis- 

A II  Jii.  115.  Siehe  § 1 des  (Gesetzes. 

A u 111.  116.  Siehe  § .3  des  (Gesetzes. 

A n ni.  117.  Nur  soweit  der  Zweck  einer  öffentlichen  Anstalt,  dem 
öffentlichen  Interesse  zu  dienen,  es  erfordert,  d.irf  die  Verwaltung  die 
Zi 'hnssumr  zur  Anstalt  erschwen-n.  aucli  ohne  dal.1  es  iin  (Jesetz  vorge- 
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nahniesatz  handelt,  der  noch  dazu  nicht  ausdrücklich  ausge- 
sprochen ist  und  nur  aus  dem  Zweck  der  Rechtsnormen  gefol- 
gert werden  kann.  Es  ist  bei  seiner  Anwendung  eine  große  Vor- 
sicht geboten,  und  er  ist  eher  zu  eng  als  zu  weit  zu  interpretie- 
ren. Seine  Geltung  ist  daher  nur  dann  anzunehmen,  wenn  der 
Zweck  des  Kanals  unmittelbar  bedroht  erscheint;  hierher  gehö- 
ren neben  andercju  die  Störung  der  Ordnung  im  Kanal  und  die 
Beschädigung  der  Kanaleinrichtungen,  denn  dadurch  wdrd  der 
Zweck  des  Kanals,  der  Kriegsmarine  zu  dienen  und  der  All- 
gemeinheit eine  Durchfahrt  zu  bieten,  unmittelbar  gefährdet, 
beeinträchtigt  oder  vereitelt. 

Ueberall,  wo  Gesetz  und  Gewohnheitsrecht  dem  Kaiserli- 
chen Kanalamt  eine  entsprechende  Befugnis  nicht  übertragen 
haben,  hat  dieses  nicht  die  Macht,  die  Zulassung  zum  Kanal  von 
irgend  einer  erschwerenden  Voraussetzung  abhängig  zu  machen. 
Hier  steht  es  wieder  vor  den  Schranken  der  freien  Verwaltungs- 
tätigkeit; die  Rechtsnormen  setzen  ein.  Eine  Eeberschreitung 
dieser  Grenzen  ist  rechtswidrig  und  die  betreffende  Maßnahme 
ist  rechtlich  unwirksam. 

Das  Kaiserliche  Kanalamt  hat  durch  die  Plinführung  jenes 
Anmeldeformulars  mit  seiner  ersten  allgemein  gehaltenen  For- 
mel die  Zulassung  zum  Kanal  davon  abhängig  gemacht,  daß 
der  Schiffsführer  in  einem  privatrechtlichen  Vertrage  aus- 
drücklich auf  die  Haftungsansprüche  für  Beschädigung  des 
Schiff  es  \erzichtet.  Zu  einer  solchen  Elrschwerung  der  Zulas- 
sung zum  Kanal  ist  das  Kaiserliche  Kanalamt  durch  irgend- 
eine Rechtsnorm  nicht  ermächtigt.  Insbesondere  ist  zu  sagen, 
daß  eine  solche  Ermächtigung  nicht  auf  eine  Gefährdung  des 
Anstaltszwecks  im  Falle  der  Zulassung  gegründet  werden 
kann.  Das  Kanalamt  will  durch  jene  Maßnahme  seine  finan- 
zielle Dage  bessern.  Der  hier  verfolgte  Zweck  steht  mit  dem 
Zwecke  der  Anstalt  in  einem  gewissen  Zusammenhang.  Doch 
würde  durch  eine  Verschlechterung  der  finanziellen  Lage  des 
Kaiserlichen  Kanalamts  der  Zweck  des  Kanals,  der  Kriegs- 
marine  und  dem  allg*enieineii  Verkelir  zu  dienen,  nur  ganz  in- 

«elieu  ist.  so  iuis  (Jründen  der  Ordnung  in  der  Anstalt  und  der  Erhaltung 
der  Einrichtungen.  Vgl.  dazu  Fleiner  § 18  TI  2a  und  b.  S.  312  f.  und  Otto 
Mayer  über  ..Oeffentlicli-recht liehe  Anstaltsnutzung  und  über  Gemeinge- 
lirancli.“ 
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(iir  ;kt  «:efälirflei  werden.  Von  einer  unmittelbaren  Bedrolmug 
dieses  Zweckes  kann  nicht  o-esprochen  werden.  — Da  also  das 
Ka.serliehe  Kanalamt  durch  keinerlei  Kechtsnormen  erm.äch- 
tio-  ist,  die  Zulassung  zum  Kanal  auf  die  angegebene  \Veis<^ 
zu  erschweren,  muß  seine  Anordnung  einer  solchen  Krschwe- 
rui  g als  ein  Akt  freier  Yerwaltungstätigkeit  betrachtet  wer- 
de,! , welcher  die  durch  die  Reehtsnorm  gezogenen  Grenzen  über- 
schreitet und  daher  rechtswidrig  und  unwirksam  ist. 

Die  am  nächsten  liegende  Folgerung  ist  die,  daß  der 
Sei  iffsführer  berechtigt  ist,  den  Abschluß  jenes  Vertrages 
über  die  Haftung  zu  verweigern  und  die  Zulassung  zum  Kanal 

tro:zdem  zu  verlangen. 

Eine  weitere  Folgerung  ergibt,  daß  der  ^'ertrag  über  die 
Haftung,  den  er  auf  das  Verlangen  des  Kaiserlichen  Kanal- 
amts durch  Unterzeichnung  des  Anmeldeformulars  wirklich 
abschließt,  gegen  den  Zweck  des  Gesetzes  vom  16.  März  1886. 
vei  stößt  und  folglich  nach  § 181  B.  G.-B.  nichtig  ist.  Denn 
dieser  bestimmt;  ,,Ein  Rechtsgeschäft  das  gegen  ein  gesetzli- 
ches Verbot  verstößt,  ist  nichtig,  wenn  .^ieh  nicht  aus  dem  Ge- 
setz ein  aneleres  ergibt.“ 


^h)n  dieser  Argumentation  hängt  das  praktische  Ergebnis 
dieser  Arbeit  bezüglich  ihres  wichtigsten  Gegenstandes  ent- 
scheidend ab.  Denn,  wie  im  §12  der  xArbeit  dargestellt  weiden 
wird,  begründet  § 188  Abs.  1 B.  G.-B..  welchen  das  Heichsge- 
ri(  ht  neben  § 184  zur  Begründung  der  Dichtigkeit  der  ersten 
Fcrmel  des  Anmeldeformulars  herangezogen  hat,  eine  solche 
Nichtigkeit  nicht.  Angesichts  solcher  Wichtigkeit  dieser  Ar- 
(»•rmentation  ist  über  zwei  Punkte,  \velche  Bedenken  erregen 
kennten,  nocli  einiges  zu  sagen. 

Erstens  enthält  das  Gesetz  vom  16.  März  1886  gar  kein 
ausdrückliches  Verbot  eines  ^Vrtrages.  wie  er  hier  vorliegt.  Es 
kennte  vielmehr  nur  nachgewiesen  werden,  daß  dieser  Vertrag 
gegen  Zweck  und  Inhalt  jenes  Gesetzes  verstößt.  Ist  unter  sol- 
chen Umständen  § 184  B.  G.-B.  anw^endbar?  Die  Frage  wdrd 
von  der  herrschenden  Lehre  mit  Bestimmtheit  bejaht.  Die  ^ er- 
le  zung  einer  ausdrücklichen  Verbotsnorm  wird  für  § 184  nicht 


69 


erfordert;  allgemein  begnügt  man  sich  mit  dem  A erstoß  gegen 

Zweck  und  Inhalt  eines  Gesetzes.^ 

Zweitens  ergibt  eine  schärfere  Untersuchung,  daß  bei  dem 
vorliegenden  4’^ertrage  der  gegen  das  Gesetz  verstoßende  Um- 
stand gariiicht  im  Inhalt  des  ^ ertrages  enthalten  ist.  sondern 
in  einem  außerhalb  des  A ertrages  liegenden  Tatbestand  zu  fin- 
den ist.  nämlich  in  der  durch  Rechtsnorm  nicht  vorgesehenen 
Erschwerung  der  Zulassung  zur  Benutzung  des  Kanals.  In 
einer  seiner  Entscheidungen  (R.-G.  Z.  68  S.  867)  behauptet  das 
Reichsgericht  allerdings,  daß  bei  jenem  A ertrage  der  Inhalt 
selbst  dem  Gesetze  vom  16.  8.  86  widerstreite.  Es  lührt  aus, 
dieses  Gesetz  wolle  den  Kanalbetrieb  ausnahmslos  dem  bürger- 
lichen Rechte  unterstellen,  daher  könne  die  zivilrechtliche  Haf- 
tung durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen  w^erden.  Ein  solcher 
Vertrag  sei  aus  diesem  (frunde  nichtig.  Diese  Folgerung  ist 
irrig.  Es  ist  gewiß  richtig,  daß  es  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
16.  März  1886  liegt,  daß  der  Kanalbetrieb  dem  bürgerlichen 
Rechte  nicht  entzogen  sein  soll.  Daraus  folgt  aber  nicht,  daß 
die  zivilrechtliche  Haftung,  welche  im  sonstigen  Rechtsleben 
regelmäßig  durch  Privatwillen  ausgeschlossen  w'erden  kauii, 
hier  von  einer  Abänderung  durch  Privatwillkür  ausgeschlossen 
sein  sollte.  Der  Vertrag  wdderstreitet  in  seinem  Inhalte  dem 
Gesetze  vom  16.  März  1886  nicht.  Schließt  etwa  der  Schiffs- 
führer freiwillig  einen  A ertrag  dieses  Inhalts  mit  der  Kanal- 
verwaltung ab.  so  ward  niemand  behaupten  wmUen,  daß  dieser 
A^^crtrag  dem  genannten  Gesetze  \viderstreite.  Das  Gesetz- 
w'idrige  liegt  nicht  im  Inhalte  des  A^ertrages  begründet,  sondern 
in  anderen  mit  dem  AVrtrage  zusammenhängenden  Umständen, 
nämlich  in  seiner  Entstehiiiigsart  in  AVrbindung  mit  seiner  aus 
dieser  hervorgehendeii  wirtschaftlichen  Bedeutung.  Das,  was 
dem  Gesetze  widerstreitet,,  ist  der  Umstand,  daß  das  Kaiialamt 
die  Zulassung  zum  Kanal  von  dem  Abschluß  dieses  A ertrages 

,\  n 111.  llS.  Vgl.  Euiieccerus  § 177  1. 

AVI.  Matlhia«  § 54  II I. 

Cusack  § 62  a, 

\gl.  Planck.  1913,  § 134  T h. 

..Aber  auch  oliue  solche  ausdrückliche  Hervorhebung  kann  sich  das 
Verhol  aus  dem  Zwecke  und  Inhalte  einer  \'orschrift  im  übrigen  ergeben.“ 
Vgl.  in  diesem  Sinne  aus  der  Rechtsprechung  R.-G.  Z.  68,  358  (zum 
Gesetz  vom  16.  ^lärz  1886,  i»etr.  die  ITerstellung  des  Nordostseekanals). 
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abl  ängi^y  macht  und  dadurch  die  Zulassuii«:  zum  Kanal  auf  eine 
"esitzlich  nicht  vorgesehene  ^^"eise  erschwert. 

Wiederum  erscheint  die  Anwendbarkeit  des  § 184  14.  G.- 
B.  in  Frage  gestellt.  Ist  er  auch  dann  anzuwenden,  wenn  das 
Gesetzwidrige  nicht  im  Inhalt  des  Vertrages  enthalten  ist,  son- 
dern wenn  nur  ein  mit  dem  Abschluss  zusammenhängender 
Urr  stand  den  Verstoß  enthält?  Auch  hier  ist  die  iVnwendbar- 
kei:  zu  bejahen;  allerdings  in  gewissen  beschränkenden  Gren- 
zen. Nicht  nur  dann  ist  das  Rechtsgeschäft  im  Sinne  des  § 181 
verboten,  wenn  sein  Inhalt  gesetzwidrig  ist,  sondern  vielmehr 
überhaupt,  wo  der  durch  dieses  Rechtsgeschäft  verwirklichte 
'Ta1  bestand,  in  seiner  Gesamtheit  betrachtet,  dem  Gesetze  wi- 
derstreitet.Dies  ist  hier  der  Fall;  denn  durch  dies  Rechts- 
ges:'häft  wird  die  Zulassung  zum  Kanal  auf  eine  dem  Gesetz 
wir  ersprechende  Weise  erschwert. 


Diesen  Erwägungen  entsprechen  die  Gründe,  welche  das 
Reichsgericht  in  richtiger  Weise  in  zwei  anderen  Entscheidun- 
gei: aufführt  (R.-G.  Z.  62  S.  266,  R.-G.  Z.  81  S.  810).  [n  bei- 
den Entscheidungen  wird  betont,  daß  der  Kanal  der  freien, 
wei  n auch  nicht  abgabenfreien  Benutzung  im  öffentlichen  Ver- 
kehr offenstehen  solle.  Damit  ist  zutreffend  darauf 
hin  gewiesen,  daß  die  Beschränkung  der  freien  Benutzung 
des  Kanals,  nicht  die  Ausschließung  der  Haftung,  als 
soh  he,  das  ist,  was  dem  Gesetze  widerstreitet.  Diese  Argu- 
me  itation  des  Reichsgerichts  hat  seither  in  AVissenschaft  und 
Rechtsprechung  keinen  AViderspruch  erfahren. 

A 11  m.  119.  ])ie.-<  ist  in  dieser  Bestiinmllieit  in  der  Literatur  nicht 

aus«  esprochen.  Es  wird  aber  auch  das  (legentel  nicht  vertreten.  Aller- 
dings wird  mehrfach  betont  (Staudinger  u.  a.).  daß  ein  gesetzwidriger 
Unr.tand  bei  der  Entstehung  eines  Vertrages  allein  nicht  genüge,  um 
Niclitigkeit  nach  § 134  B.  G.-B.  herbeizuführen.  Das  ersehe  man  daraus, 
daß  das  C^esetz  für  die  Fälle  arglistiger  Täuschung  und  Bedrohung  An- 
feclitung,  nicht  Nichtigkeit  wolh>.  ln  diesen  Fällen  ist  aber  auch  der 
gan  :e  durch  das  Heeht.sgescbäft  verwirklichte  'ratbestand  nicht  rechts- 
wid  ig.  ln  dem  hier  besprochenen  Falle  verstößt  dagegen  d.'r  ganze  durch 
das  Beclit.sgeschäft  verwirklichte  Tatbestand,  nämlich  die  Er.-^chwerung 
der  Zula.ssnng  zum  Kanal,  gegen  das  (Jesetz. 

A n m.  120.  Selbstverständlich  stehen  dem  Einzelnen  gi'gen  das 
gesf tzwidrige  Verfahren  des  Kanalamts,  ivelches  die  Zulassung  zum  Kanal 
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2.  N a c h § 1 3 8 B.  G.  - B. 

§ 12. 

In  einer  .-einer  Entsebeidungen  bat  da>^  Reichsgericht  fer- 
ner erklärt,^“^)  der  vorliegende  AVrtrag  sei  auch  nach  § 138 
Abs.  1 B.  G.-B.  nichtig,  da  er  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
stoße. Wo  der  einzelne  ein  ihm  tatsächlich  zustehendes  Mo- 
nopol oder  den  Ausschluß  einer  Konkurrenzmöglichkeit  dazu 
mißbrauche,  dem  allgemeinen  Verkehr  unbillige,  unverhältnis- 
mäßige Bedingungen  vorzuschreiben,  da  könnten  dieselben 
rechtlich  Anerkennung  nicht  finden.  Dies  treffe  hier  zu. 

Diese  Ansicht  ist  von  ( osack  lebhaft  angegriffen  wor- 
122^  l)etont,  daß  es  den  Reedern  freistehe,  sich  gegen 


von  dem  Verzicht  auf  die  Haftung  abhängig  macht,  auch  die  Bechtsschutz- 
mittel  des  Verwaltungsrechts,  also  insbesondere  die  Beschwerde  zu.  A gl. 
Fleiner  § 11.  Da  jener  Vertrag  ohnehin  nichtig  ist,  braucht  aut  diese 

Bechtsschutzmittel  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden. 

Vgl.  ferner  noch  die  Betrachtung  Fleiners  § 9 S.  134—13(1  von  „^Vel 

sich  (Um*  eigene  WilU»  . . . Uis  „Kechtsgracl  . 

\ 11 111  U'»!  K-(i  Z.  ()2  S.  2(U).  ,Jii  einem  solchen  Verfahren  mußte 

auch' eiV^'er, stoß  gegen  die  guten  Sitten  erblickt  weiten.  Wo  der 
einzelne  ein  ihm  tatsächlich  zustehendes  Monopol  oder  den  Ausschluß 
einer  Konkurrenzinöglichkeit  dazu  mißbraucht,  dem  allgemeinen  \ erkelir 
unbillige,  unverhältnismäßige  Opfer  aufzuerlegen,  unbillige  und  unverhalt- 
nismäßige  Bedingungen  vorzuschreiben,  da  können  dieselben  lechtliche 
Vnerkeiinung  nicht  finden.  Dieser  allgemeine  Grundsatz,  welchen  das 
Beichsgericht  wiederholt  zur  Geltung  gebracht  hat,  trifft  insbesondere 
auf  den  vertragsmäßigen  Ausschluß  einer  nach  dem  ( Jesetz  bestehenden 
Haftuim-  dann  zu,  wenn  dem  Publikum  die  anderweite  Wahrung  seiner 
Interessen  nicld  möglich  und  dasselbe  daher  gezwungen  ist,  sich  den  ge- 
stellten Bedingungen  zu  unterwerfen.“ 

^'gl.  H.-G.  Z.  ()>S  S.  3G7. 

Hier  läßt  es  das  B.-G.  dahingestellt,  ob  den  obigen  Ausführungen 
beizutreten  sei  oder  nicht.  Vgl.  aber  B.-G.  Z.  81  S.  320. 

A n m.  122.  Cosack,  Lehrbuch  des  Deutschen  bürgerlichen  Bechts, 

t).  Auflage,  1913,  S.  231. 

..Sehr  beachtenswert  ist,  daß  das  Beich.sgericht  die  Vereinbarung 
zwischen  dem  Beichsfi.skus  und  den  den  Kaiser-Wilhelm-Kanal  befahren- 
den Heedern,  wonach  der  Fiskus  für  die  \'erschulduugen  der  Kanalbeainten 
nicht  eiuzustehen  braucht,  für  unsittlich  erklärt  hat.  Denn  diese  'S  erein- 
bi  iung  verfolgt  den  Zweck,  die  finanziellen  Lasten,  die  der  Kanal  dem 
Bliche  bringt,  zu  mindern,  und  dient  damit  dem  allgemeinen  Interesse, 
sowie,  indem  sie  eine  sonst  unvermeidliche  Erhöhung  der  Kanalgebühren 
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Unfälle  auf  dem  Kanal  durch  Versicherung  zu  decken  oder  den 
Kaaal  zu  vermeiden  und  durch  das  Kattegatt  zu  fahren;  ande- 
rerseits diene  das  Kanalamt  durch  den  Abschluß  dieses  Vertra- 
ges dem  allgemeinen  Interesse  und  dem  besonderen  Interesse 
der  Reeder,  indem  er  die  Unkosten  des  Iletriebes  mindere  und 
dac  urch  eine  sonst  unvermeidliche  Erhöhung  der  Kanalgeljüh- 
ren  verhindere. 


Wie  vorher  das  Ungesetzliche  an  dem  vorliegenden  Ver- 
trage nicht  in  seinem  Inhalte  enthalten  war,  so  liegt  auch  das 
angeblich  Unsittliche  jedenfalls  nicht  im  Inhalte  des  Vertrages, 
Wi  *d  die  Haftung  mit  Beziehung  auf  so  konkret  bestimmte 
Voi  aussetzungen,  wie  hier,  im  voraus  erlassen,  so  wird  man 
ein«!  den  guten  Sitten  widerstreitende  Einschränkung  der  wirt- 
sch  iftlichen  Freiheit  des  einen  Vertragsteils  in  dieser  Abma- 
chung nicht  erblicken  können.^“®)  Schließt  etwa  ein  Schiffs- 
führer freiwillig-diesen  Vertrag  ab,  so  liegt  der  Gedanke,  daß 
dies  Rechtsgeschäft  unsittlich  sei,  völlig  fern.  Das,  was  nach 
All!  icht  des  Reichsgerichts  unsittlich  ist,  liegt  vielmehr  wieder 
in  demselben  Umstande,  in  dem  das  Gesetzwidrige  liegt.  Es 
ist  darin  enthalten,  daß  die  Zulassung  zum  Kanal  von  dem 
Abschluß  des  vorliegenden  Vertrages  abhängig  gemacht  wird, 
lind  daß  dadurch  der  Einzelne  infolge  der  außergewöhnlichen 
Stellung  des  Kanalamts  vor  die  Wahl  gestellt  wird,  entweder 
auf  die  wichtigen  Haftungsansprüche  im  voraus  zu  verzichten 

\erhiiiclert,  dem  besonderen  Interesse  der  Keeder,  die  den  Kanal  befahren. 
Eint  derartige  Vereinbarung  kann  natürlich  unter  Umständen  sehr  un- 
zvve(  kmäßig  sein.  Dagegen  ist  schlechterdings  nicht  einzusehou,  a\  arum 
sie,  wie  das  lleichsgericht  will,  unsittlich  sein  soll,  zumal  es  den  Keedern 
fl  eisteht,  sich  gegen  Unfälle  auf  dem  Kanal  durch  Versicherung  zu  decken 
oder  den  Kanal  zu  vermeiden  und  durch  das  Kattegat  zu  fahren.  Aller- 
meis tens  hätte  man  aber  von  dem  Keichsgericht  erwarten  sollen,  daß  es 
sein«  entgegenstehende  Anschauung  eingehend  b«!griinden  würde,  während 
es  d e Frage  tatsächlich  mit  wenigen  Zeilen  abtut.  Wie  mir  .scheint,  liegt 

hier  einfach  ein  grober  Mißbrauch  der  dem  lleich.sgericht  anvertraiiten 
oberntrichterlichen  Gewalt  vor.“ 

Vnm.  123.  Vgl.  Ennecceriis,  ^ 178,  2.,  § 310  H.  G.-B. 
indemann  S.  604,  § 103  a,  Anm.  1. 
datthias  § 54  C. 

/gl.  die  Beispiele  Cosacks  § 62  a, 
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oder  den  Umweg  um  Dänemark  zu  wählen.  In  diesem  Sinne 
soll  eine  unzulässige  Beschränkung  der  Freiheit  vorliegen. 

Die  Tatsache,  daß  hier  das  angeblich  Unsittliche  nicht  im 
Inhalte  des  Vertrages,  sondern  in  einem  mit  dem  A ertrage  zu- 
sammenhängenden Punkt  liegt,  stände  der  Annahme  einei 
Nichtigkeit  nach  § 138  Abs.  1 B.  G.-B.  nicht  entgegen.  Wie 
bei  § 134,  so  kommt  es  auch  bei  § 138  Abs.  1 darauf  an.  cb  der 
ganze  durch  den  Vertrag  verwirklichte  Tatbestand  die  A oiaus- 
setzung  der  Nichtigkeit  erfüllt,  hier  also,  ob  er  den  guten  Sit- 
ten widerstreitet.^ 

Verstoßen  nun  aber  die  vom  Reichsgericht  genannten  Uni- 
slände  in  der  Tat  gegen  die  guten  Sitten?  Das  Reichsgericlit 
spricht  von  dem  Mißbrauch  eines  tatsächlichen  Monopols  sei- 
tens des  Kaiserlichen  Kanalamis  und  von  einer  Unterwerfung 
der  Allgemeinheit  unter  unverhältnismäßig  schwere  Bedin- 
gungen. Es  liegt  also  ein  Dop])eltes  vor,  auf  der  einen  Seite 
eine  Machtausübung,  auf  der  anderen  Seite  eine  dieser 
Machtausübung  kori’espondierende  I reiheitsbeschränkung. 
Beide  sollen  unsittlich  sein,  weil  dem  einen  Teil  das  sittliche 
Anrecht  auf  diese  Machtausübung  fehle,  und  weil  der  andere 
Teil  ein  sittliches  Am  echt  darauf  habe,  daß  er  nicht  in  dieser 
Weise  in  seiner  Freiheit  beschränkt  werde.  Es  handelt  sich 
hier  um  eine  Frage  sozialer,  insbesondere  wirtschattlicher  Sitt- 
lichkeit. Sie  ist  zu  l)eantworten  auf  Grund  der  in  der  gesam- 


A n m.  124.  Vgl.  Oeitiiuiuu. 

Cofiack  1003  S.  230.  Lit.  das. 

Staucliuger. 

B.-G.  Z.  48  S.  251,  203. 

Biermaiiii  8.  184. 

Eunecceru.s  S.  470  11.  1.  Anf.  c.  «l. 

Planck  1003  S.  362  f. 

..Geg«‘n  die  guten  Sitten  kann  in  diesem  i>bjektiven  Sinne  eben.sowohl 
der  durch  den  Geschäftsabschluß  herbeigeführte  Erfolg  wie  das  Mittel  ver- 
stoßen, mit  dem  ein  an  sich  nicht  sittenwidriger  Erfolg  herbeigeführt 
wird.“ 

Ferner  Planck  S.  366.  berichtet  über  den  vorliegenden  Fall. 

Staudinger  101 0 1 S.  478,  berichtet  über  vorliegenden  Fall. 

Matthias  ^ 55  C.  1.  am  Ende. 

..Ueberall  liegt  die  Unsittlichkeit  des  Geschäftes  entweder  in  seinem 
unmittelbaren  Inhalte  und  deshalb  auch  in  der  Bedeutung  des  Geschäftes 
für  die  Sittlichkeit,  oder  sie  liegt  lediglich  in  di«>ser  letzten  Bedeutung.“ 
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Ich  Nation  lion-scheiiden  An.^cliaumii>e]i  iiljer  die  sittlielien 
Xo]  nu*n  des  ^’esellseha ttliehen,  insbesoiiders  des  wirtseliaftli- 
ehci)  Ziisainnienkdieiis.  X.nf  (irimd  dieser  Anseliaimii,£!;eii  ist 
y.M  prülen.  ob  das  Ivaiserliebe  Kanalaint  als  sittheh  l)erBclitijj!,’t 
aiiMiselien  ist.  die  ihm  tatsäehlieh  zustehende  wirtsehaftliehe 
Madit  dazu  zu  ^j^el.trauelien.  von  der  Alijn’emeiiiheit  den  Ab- 
seliluB  jenes  Yertra.U’es  zu  erzv.ingen.  oder  andererseits,  ob  die 
Allj^^emeinlieit  als  sittlich  berechtigt  zu  .u’elten  hat,  die  Krzwin- 
uaim''  dieses  Yertrajisabsehliisses  als  eine  übermäßi^’e  Be- 
sehränknna-  ihrer  wirtsehaftliehen  Freiluüt  zuriiekzuweisen.^^"’) 
Be  dieser  Brüfnno-  ist  das  wirtscdia Itliehe  ^ erhaltnis,  aus  wel- 
chem der  ani^ebliehe  Yerstoß  ^2^egen  die  p^uten  Sitten  her\or- 
<>-el  t.  in  seiner  (lesaratheit  zu  C4runde  zu  legen;  denn  wenn  der 
einzelne  Tatbestand  aus  dem  wirtseha Itlielien  Zusammenhang 
gei  issen  würde,  würde  sieh  vielleicht  ein  sehietes  Bild  ergeben. 

W ie  bereits  elargelegt  worden  ist.  dient  der  Kanalbetrieb 
in  der  Hauptsache  den  Zwecken  der  Kriegsmarine,  daneben  der 
Be  riedigung  wichtiger  Interessen  des  Handels  und  \ erkehrs. 
Der  Kanal  ist  eine  (d'lentliche  Anstalt,  welche  der  Wbihrneh- 
inriiir  öffentlicher  Fürsorge  dient.  Der  Ausdruck  Monopol, 
we  eher  auf  eine  überragende  Machtstellung  im  wirtsehalt- 
lic  leii  Konkurrenzkampf  anzuwenden  ist,  sollte  aul  ein  sol- 
che s der  öffentlichen  Fürsorge  dienendes  Unternehmen  des 
St:  :ites  überhau])t  nicht  :ingewandt  werden.  Xoch  schieier  er- 
scl  eint  der  Ausdruck  im  \orliegenden  Falle,  wenn  beachtet 
wi  •<!,  d:iß  der  K;ni:il  nicht  einmal  :ils  Nebenzweck  die  Frzie- 
lui  g wirtsclmftlichen  Erwerbes  erstrebt.  Auf  Rentabilität  des 
Betriebes  h:it  das  Kelch  kein  Uewicht  gelegt.^"'’)  Die  Abg;:- 
beii  sind  (bilu'r  nicht  viel  liölier  bemessen,  als  es  durchaus  er- 
roiderlich  ist.  um  die  Unterhaltungskosten  zu  decken.  In  der 
Tat  hat  sicdi  bis  1!H):>  ein  Uebers(‘hnß  d(>r  Einnahmen  über  die 


A M in.  12.*).  Knm*c(nus  I S.  472  und  Z.  02  S.  ItiO. 

A 11  in.  120.  Z.  OS  S.  :502  f.  liier  wird  eim^  ausführlidie 

Da  stelluii«»’  ^e^eben  von  dein  Ktandjiiinkt e.  weltdien  das  Keicdi  zai  einer 
eventuell  zu  erzielenden  Kentabilitäl  des  Kanals  ein  nimmt. 

ferner  die  .\usfiihrun^en  des  Herrn  Ivanalpräsidenten  Hrofesstn' 
Dr.  Kautz.  Kiel,  über  den  KrweittMTUij^sbau  des  KaisfM-Willielni-Kanals, 
2.  S(my  chiffabrtstap.  am  !ll.  lOlO  zu  rjorlin,  S.  112  f, 
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fortdauernden  Betriebsausgaben  nicht  ergeben.  Seit  UJOß  wii'd 
ein  Ueberschuß  erzielt,  welcher  im  V erhältnis  zu  dem  T^mfang 

des  Betriebs  nicht  bedeutend  ist. 

Andererseits  ist  zu  erwägen,  d:iß  vor  der  Eiiichtung  dc?> 

Kanals  der  V erkehr  auf  die  Fahrt  um  das  Ka])  Skagen  «inge- 
wiesen wai.  Diese  Fahrt  ist  einerseits  im  Yergleieh  zum  Ka- 
nal weit  länger,  andererseits  gehört  sie  ;inerkanntei maßen 
noch  heute  zu  den  außergewöhnlich  getährlicheu  Seei eisen. 
Diese  Fahrt  k:inn  der  Schiffer  jetzt  vermeiden,  indem  er  gegen 
Enti’ichtiing  einer  niedrig  bemessenen  Abgabe  die  ungleich 
kürzere  und  weniger  gelahrvolle  fahit  durch  den  K«inal  «in- 
tritt. 

W ä g t m a n b e i d e 4'  a t s :i  e h e n g e g e n e i n a n d e r 
:i  b . s o e r g i b t s i c h,  daß  i n d e r G e s a in  t h e i t d e i 
g e g e 11  s i t i g e n B e z i e h u n g e n b e i de  ni  Kanal  b e- 
trieb  das  R e i c h s i c‘  h keine  w e s e n t 1 i c h e n w i i t- 
s c h a f t 1 i c h e n Y o r t e i 1 e v e r s c h a t ! t.  da  ß d e m 
e r k e h r d a g e g e n s e h r h o h e wirtschaftliche 
Yorteile  zu  teil  werden.  Unter  diesen  Umständen 
kann  man  d:is  Bemühen  des  Kaiserlichen  Kanalamts,  das  Ri- 
siko des  Betriebes  in  Hinsicht  der  Haftung  für  Schiffsschäden 
Moi  sich  abzuwälzen,  nicht  als  unsittlichen  Machtmißbrauch 
betrachten.  Um  so  weniger,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Ha- 
vi.rieschäden  außerordentlich  bedeutend  sind  und  daher  für  die 
Kanalverwaltung  einen  Gegenstand  ernstester  Sorge  bilden. 
Denn  die  Ersatzforderungen  haben  sich  derartig  ausgewachsen, 
daß  eine  völlige  Yerschiebung  des  Gleichgewichts  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  zu  befürchten  ist.  (Ygl.  oben  Anm. 
12).  Auf  der  anderen  Seite  kann  m;in  das  Dpter.  welches  der 
Yerkehi  bringt,  nicht  als  nnverhältnismäßig  und  unbillig  be- 
trachten. IVO  er  im  ülirigen  so  große  Yorteile  genießt.  V\  ürde 
das  Reich  die  Konsequenzen  aus  dem  Umstande  ziehen,  daß 
die  finanzielle  L:ige  des  K.inalunternehmens  durch  die  Rava- 
riesidiäden  ernstlich  gefährdet  wird,  so  würde  es  die  Abgaben 
ents]irechend  erhöhen,  was  gewiß  niemand  ein  unsittliches  V or- 
'»•ehen  nennen  würde.  Andererseits  bleibt  zu  erwägen,  daß  der 
Yerkehr  bei  der  Fahrt  um  Däneni:n‘k  in  Folge  der  Seegelahr 
(in  weit  größeres  Risiko  tragen  müßte,  als  es  das  Risiko  der 
Schiffssohäden  bei  der  Kanalbenntzung  ist.  Endlich  ist  es 
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nie  it  Aui'^alic'  de.s  Kaiserliclieii  Kanalanit?;.  (laTär  /.ii  .sor^^en, 
(lai  ein  großer  Schaden  nicht  den  Kinzelnen  tiad'l‘e,  sondern 
anl  die  All^-cincinheit  verteilt  werde.  Zn  diesem  Zwecke  nn'i- 
^•e  'i(di  dei‘  ^"erkehr  der  Privat versi(diernn^'  bedienen.  Der  Um- 
sta  id.  daß  das  Kanalanit  die  Znlassnii|;-  ziini  ivanal  von  dem 
AbadPiiiß  des  in  Fra^-e  stehenden  Vertra<2;'es  abhän^i^-  niacdit. 
wi(  erstreitet  also  den  i»'uten  Sitten  nicht.  Xaeh  § FIS  Abs.  1 
wä  •»*  daher  der  voi-lieg-ende  ^'ertrai^;  nicht  ni(ditiL>^. 


ec.  hie  irkim^  dn  Formel. 

§ 13. 

Die  Xebenabinaehnmi,’.  welche  im  zweiten  Falle  in  (hm 
l>ri  atrechtlicdien  S(‘hlep])vertra^  ein2’ei'ü<yt  Avird,  l)ezielit  sieli 
nie  it  nur  aut'  die  Hattunp,-  wep'en  idiier  Wrletzunp-  des  dur(‘h 
diesen  Yertrap:  bep:ründeten  Sehuldverhültnisses.  SoA\-eit  die 
\b)  ■aussetzun,u-en  des  ^ äh  Abs.  2 der  Bctriebsordnuai»'  vorFu'- 
i>'ei  . Ijezieht  sie  si(di  auch  auf  die  Haftung'  aus  'ratbestän- 
dei  , \A'cleh(‘  außerhalb  bereits  bestehender  urivatreeht lieher 

i 

Sei  uldverh<ältniss(>  eint)'et(m.  Denn  die  i>'enannte  P.estimmunp: 
si)rieht  <>-anz  all,i>-emein  \on  dem  Ersatz  für  Schäden,  welelu' 
(Mii  ’in  Fahrzeuc-  l>ei  Beftirderunc-  mittels  eiii(‘s  vS(‘hle])])dani])fei's 
der  Kanalverwaltnnn'  zuc-efüc’t  werden. 

Zunächst  ist  hier  zu  beachten,  daß  die  Haftung  füi’  Ab>r- 
sat'..  soweit  sie  wegen  Veidetziing  bereits  liestehender  jirivat- 
reeatlichei-  Schuldverhältnisse  eintritt.  nach  § 27ß  Abs.  2 B. 
(l.-B.  dem  Scduildner  ni(dit  im  voraus  erlassen  werden  kann. 
\a  dl  27S  S.  2 Ib  (P-B.  gilt  diese  \"orschrift  jedoch  nicht  für 
da?  A"ers(diulden  der  Erfiillunc’sgehil fen.  Da  ein  solches  Ver- 
s(d  üblen  hier  allein  in  Frage  kommt,  kann  also  dem  Kanalami 
die  Haftung  wegen  \b*rb‘tziing  der  ])rivatre(ditlichen  Obligation 
ganz  erlassen  werden. 

Diese  A^creinbarung  wiial  auch  dundi  k 3 des  (tesetzirs  vom 
Hi.  März  IßSli  und  § 13-1  B.  O.-B.  nicht  nicditig.  Es  ist  bereits 
dai  gelegt  worden,  daß  die  Sehlei)])s(diiffahrt  im  (lebiete  des 
Kanals  nicht  ausscdiließliidi  (hun  Ridche  A’orbehalten  ist.  dab 
Aie Imehr  S(dilej)]) vertrüge  mit  verschiedenen  ITiitermdiinern 
abgescdilossen  n'erden  können.  Der  Schiffer  ist  also  vollkom- 
nie  I frei.  Es  ist  seinem  Belieben  überlassen,  ob  er  den  Sidilep])- 
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vertrag  einsehließliidi  jener  Xebenabmaehung  mit  dem  Reich 
absidilicßen  will  oder  einen  anderen  I nternehmer  heranziehen 
will.  Damit  entfällt  der  Fmstand.  auf  webdiem  im  ersten 
Falle  die  (Gesetzwidrigkeit  und  Nichtigkeit  des  Vertrages  be- 
ruhte. Denn  die  Zulassung  zur  Benutzung  des  Kanals  ist  hier 
weder  formell  mich  tatsä(dili(di  von  dem  Abschluß  d(*r  Nebeni- 
abniachnng  abhängig.  Es  liegt  also  nichts  gesetzv.'idriges  in 
dem  \Vrlangen  des  Kanalamts,  daß  diese  Nebenabniaehung  in 
den  Schle]i]3vertrag  aufgenoinnien  werde.  Dem  Staat  steht  e.-. 
wie  dem  Privatmann,  frei,  beliebige  Bedingungen  in  eine  AAr- 
transofferte  aufzunehmen,  welche  er  bei  Ireier  Konkiirrenzmög- 
Hchkeit  im  privatrechtlichou  Vorkehr  nii  den  Kinzelnen  riehtet. 
Dahei  wiid  ilie  Ahniaehnn^’  aneh.  insoweit  sie  sudi  ant  di(*  Rai- 
1 1111^’  aiiBeidia  11)  l)ereits  liestehender  ol>l lU'atoriselier  SehnhK ei - 
lialtnisse  liezieht,  niehl  liernhri.  da  der  Ofi’ereni  dundi  nichts 
o-ehindfrt  wird,  aneh  diesen  Teil  der  Alimachnnu*  znin  Bestand- 
teil seines  An^'chots  zu  machend“^) 

.Vueh  unter  dem  (iesichts])unkte  des  ^5  idS  .\l)s.  1 ist  die 
vor] ie<^eii de  Vebenahmacdiunn’  nndit  ni(diti^\  /zunächst  lie^t 
dies  schon  darin  begründet,  daß  hier  Konkiirrenzmöglichkeit 
vorliegt.  Eine  Besidiränkung  der  Freiheit,  wie  sie  im  ersten 
Falle  in  der  Tat  vorlag.  ist  hier  garnicht  gegeben.  Denn  dem 
Schiffer  steht  es  frei,  sich  an  andere  rnternehmer  zu  wen- 
den.’-^) Aber  auch  der  Oesicht«])unkt.  der  bei  der  ersten  For- 


u in.  ms.  Dits  Ütüch.Ngoricht  vertritt  dic^seltie  Ansiclit.  S. 

Z.  S1  S. 

..I)i('  l{(‘visi()ii  ist  der  Ansicht.  d;tü  hicrinioh  (nach  U.-tl.  Z.  tiS  .'S.  :3.)S) 
anotMuminn'ii  w crd(*n  müsst«,  andi  inncrliaU»  («ines  Vortraoes  vi'rstoüc  die 
Hcstinnnnni;  des  Ahs.  2 Betriebsordming  gegen  ein  im  Kanalgesetze 

enthaltenes  Verhol.  Allein  hierin«!  wird  fngleiehe.s  («inander  gleichgesetzt. 
Anf  di('  Henntznng  d(‘s  !\ai>(«r  Wilhelm- Ivanais  ist  dt«r  ^^chift^«r.  welchei 
ant  der  Fahrt  zwischen  dt«r  0>tsee  ninl  N'ortlsee  den  langen  nnd  geiähr- 
lithen  \t'('g  nni  das  Kag  Skag(«n  hemm  vermeiden  will,  angewie.sen.  Der 
Kanal  soll  daher  als  eine  öffeiitliclie  .SchiffahrtsstraBo  der  t'reien,  wenn 
auch  nicht  a l>ga l)enfreien  Benutzung  ot'feu.dehen ; das  ist  der  Wille  des 
Kanal<i(set zes.  Schleppverträge  dagegen  können  mit  vc'i'schiedenen  T ntt«r- 
nehmen  ahgeschlo.ssen  werden.  Dafür,  daß  das  ( Besetz  für  den  .Schlep)  - 
vertrag  eine  (i(«m  § öö  Ahs.  2 Betriebsordnung  entsprechende  Vertrags- 
hedingung  untersagen  will,  fehlt  es  an  jedem  Anhalt." 

A n m.  12Ü.  ln  lieiden  Punkten  vertritt  auch  hier  das  Kt«iclisgericht 
dit'selht«  Ansicht.  S.  Z.  S1  S.  .>10-  -.321. 
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ni(*l  (lurchsc'lilii«;,  um  dio  Xichlaiuveiulbarkeit  des  § 138  Abs.  2 
zu  1 ei'TüiHbui.  würde  liu*r  zutrefleii.  A\  ii’d  die  l)eideiseiti,?i;e 
Siel  um!,-  bei  dies(*m  Sehle])i)vertraf;’e  ln  il\rer  (lesaniibeit  1)e- 
irac‘)i(‘l.  so  erj>’ibl  si(di.  daß  bievlxM  wedtu*  das  Reieh  sieh  iin- 
\ (‘rliältnisinäßij>‘e  wirlsehaftliehe  \ orioile  verselm  1 11.  noeli  dei 
Hm:  eine  un^  evhiili nisniaßu>e  \\  niseha 11  licin“  Xaehteile  eileid(*i. 
He^^eis  hiei-nir  ist.  daß  trotz  B(‘sieh(‘ii<  der  Konlairrenz  sieb 
o (>(rt  n wärt i‘>'  die  H^^’t■r  und  sonsti!j,'<Mi  khum'ii  b abizeii^e  leptd- 
inäl.’io-  der  Sehlepinu-  der  Kaniilviu-waltnuu-  l)edieiien,  imr  aus 
dem  (Jrunde.  weil  dio  liidebsscb.lejiper  di<‘  vorteilhaftesten  Be- 
din(vin‘^('n  bieten,  insbesondero  w(dl  die  SehlepplöhiH'  der  Ka- 
na h erwaltunu'  anßtu’ordentl ich  niedrig'  siiifl.^“'*) 


Uas  l'h’^’ebnis  der  llniersuehniiL!,’  diesem  ^Vbsehnilts  hißt  sii  h 
in  l al^-ender  Weise  zusammen  fassen : Abu'  dm'  Pani  iihrun<2;  d(>s 
.\ni  leldeformulars  mit  seinen  beiden  Formidii  erloln^'te  eine 


111  trühortAii  Fallr  ( i>il.  02  S.  260)  luibo  dtis  K.-F.  ;ils  \ oriiussotzuiigiMi 
eine.'  Voistoües  dio  <i.’uloii  Sitten  bezeicliiH't,  daü  der  oiuo  Teil  oino 

winiiixstens  tatsächliche  Monopolstellung  iniu'  habe  und  dann,  durch  Wett- 
bweib  unlK^hindert.  seim^  Stellung  dazu  mißbrauclus  tbun  andern  \hu*trags- 
li  ib'  unbillig«'  und  un cerhält ni<niäßige  Bedingungen  vorzusch reiben. 

..!ii(U'  Irittl  jedoch  \v  «'  d e i*  d i «'  i n e n o c h di  e a n d r o \ (»r- 

a i!  s 1 z u n g zu.  Das  Bt*rutungsg(uiclit  hat  festgestellt,  daß  «'in  auch 

nur  talsächliclu's  Schb']>pinonopol  des  Reiches  nicht  besteht.  ( nd  Avenn 
sich  aiudi  ga'genwärtig  die  F\A(*r  und  sonstigen  kleinen  hahrzeuge  regel- 
uiäLiie  dei‘  Schlepper  der  KanalverAvaltung  luHlienlen,  so  hab«'  die^  ('ben 

dai'i  i si'iinu!  tiruml.  «laß  di('  Reichsschb'pper  dit'  vorteilhaftesten  Bedin- 
*'un  p*n  b(U(*n.  I)it*se  lä'ststi'llung  Z(dgl  bereits,  «laß  die  von  d«'r  Kanal- 
v«r\  altung  gesidzttui  BiMlinguugen  nicht  Avohl  «‘inen  unangeniessem'ii  Ii'- 
ItaB  haben  l;önn«'ii.  ridx'rdies  hat  das  ()b«*rhi ndesgericht  noch  iin  eiiiztd- 
mui  (largel«'gt.  daß  di«'  Schlepplöhne  der  Kunalverwaltung  auß('rord«‘ntlich 
1 :«-«  rie’  sei«'n.  Den  anitlicln'ii  '\'(‘rwaltungsbericht«‘n  Avird  entinunnuui.  daß 
das  K«'ich  z.  B.  ini  -lalir«'  11M0  lad  dem  Sclileppbetriebe  tÖTOlÖ  *.//  zugo- 
s(‘tzl:  habe.  Auch  das  dalir  1 ßoo  halt«'  Inueils  ein  ähnliclu's  Ergebnis  ge- 
z«*iet.  \'on  Erheblichkeit  i'^t  «*ndlicli  noch  «lie  ratsacln*.  daß  die  Schiffs- 

eigi  er  nicht  der  Möglichkeit  bi'raubt  sind,  sich  gegen  die  ihren  Schiffen 
di‘o]  i('mlen  Beschädigungsgefahr«'ii  zu  versichern. 

Würde  «lie  KanalverAvaltung  von  dem  llaftungsausschluss«».  Avie  er  im 
^ , > > Abs.  2 Betriebs-Ordnung  vorgesehen  ist.  Abstand  nehim'U.  so  ließen 
.^ich  gegen  eine  (*ntsj)r«‘chend«'  Krliöhung  der  Schlepplöhne  k«une  bert'ch- 
ti^t  Kimvendmig«'!!  erlu'bi'u.  Der  Zusa iimn'uha ng  zAvi'^chen  ni«'«lrigeren 
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rechf!^«esc“liäfflicli('  AuerktMiiiuii,£>'  <b“r  Boslimmunp-en  der  Be- 
1 riebi^ordmmp  ül)er  die  Hilft  im»’  s(dteiis  der  Schill  stuhrer  nicht. 
I)ie  Hnterzeichiiunp'  d<M'  (‘rsten  allp;ein(*in  j^ehiiltmum  I'orimd 
des  Aumeldeformuliirs  seitcms  des  Schitfsführers  liedeiitet« 
den  .Abschluß  (dnes  s(dl)ständip'en  privatrecditlichim  A ertrnp;(‘s. 
in  welchem  dii*  (-leltun»’  des  1 .Abs.  2 der  F)etriebsordniinp,'  al- 
ter Fassnny  verein])art  ^^■nrde.  Die  Fnterzeiidinnnp’  der  zwei- 
ten  Formel,  rrclche  sich  s])eziell  auf  «las  ans  d(*r  inaiisprneh- 
nahme  der  Sch le])])dam))fer  des  Kanalamts  entstehende  Schuld- 
vci-hältnis  bezieht,  stellt  die  Kinfrpp-nnp-  einer  Xebenabrede.  nach 
welchei  insbesondere  dei  S 5ä  Abs.  2 der  P)etrieb'«ordnunp‘  für 
di(‘s  Ab-rhälinis  Oeltunp,'  haben  soll,  in  den  pleichzeitip’  ab^'e- 
sc.lilossenen  pri\ iitrechtlicheii  Schlc])])vertra<J'  dai'.  Der  durch 
Fnterzeiehmmp,  der  ersten  Konmd  im  Anmeldf'formnlar  abp,'*.*- 
sehlossene  ])rivatreehtliche  A'^ertrap  wai  nach  ^ 131  B.  U.-B.. 
nicht  aber  nach  138  Abs.  1 B.  (I.-B.  nichtip.  Die  durch  Kn- 
terzeichnunp  dt*r  zweitem  J^ormed  des  Aumeldeformulai s in  den 
j)rivatreehtlie}um  S(’hlep])vertrap  aufpeiiommene  Xehenalrrede' 
ist  weder  naeh  131  iioeli  nach  ^ 138  Abs.  1 B.  (l.-B.  ni«ditip. 

Dritte  r A b s c li  n i 1 1 . 

Stehen  dem  Kaiserliehen  Kanaiamt  noch  andere  AV(‘pe  oUen, 
wenn  es  in  die  Repeinnp  der  Haitunp  elnpreiien  will? 

§ 14. 

Solanpe  in  Zukunft  die'  aupenbliekliehe  R(‘(ditslape  erhal- 
ten bJedbt.  wird  das  Kanalamt  nur  dnreh  eine  andere  (lestaltunp 
der  ISebenabmaeluinp-  im  Sehle|)pvertrape  seine  Haftiinp  für 
si(di  p'ünstiper  pestalten  können.  AA^ie  die  eben  <»’ema(dit(m 


otlci-  lu'ilu'it'ii  Schb'pplöhucu  i'iiu'rscits.  mul  dem  Aus>chluß  od«'r  Xichtaus- 
Hchluß  dt'r  Haftung  amlcr«'r.scit s,  ist  augenfällig.  Unter  g'tuvisseii  Voraus- 
setzungen Avird  sich  zugbucli  «'ine  BückAvirkung  auf  die-  Höhe  der  Ver- 
sicherungsprämien bemerk  har  maclum.  Wenn  der  Sclib'ppuuterm'hnicr 
(li«'.se  Avirlschaftliclu'n  Zusajtmieiihänge  berücksichtigt  und  niedrige  Schlep[>- 
löhne  nur  mit  «i«un  Haftiingsausschluß  als  vei’ein]>ar  ansi«dit.  so  ist  nicht 
einzuselu'u,  Avit^  «lamit  gt^gt'ii  die  gut«'u  Sitten  vtu'stoßen  Averden  k«unite. 
Diis  anzunelimon  ersclieine  um  so  Aveiiiger  gei  «'chtft'rtigt,  als  auf  dem  ver- 
A\amlten  (Jehiete  des  Schiffsfracht verktdirs  auch  eine  Aveitgreifende  Xegli- 
ü’encek lause]  Am'rkenuung'  irefundon  hat  und  fimb't . 
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Au;.i‘ühnin^?en  pr^?oben.  kann  es  auf  diese  Weise  den  Ausschluß 
(h>r  Haftung  noch  aut  einen  weiteren  Kr(‘is  von  Fällen  ausdeli- 
nen.  Es  würde  dal)ei  mir  Gefahr  hülfen,  daß  die  Einzelnen 
k(d  le  Scdileppverträge  mehr  mit  ihm  eingehen  würden. 

Auf  dem  d.  Deutschen  Seeschiffahrtstag(‘  wurde  vorgeschla- 
gei  . das  Kanalamt  möge  die  Haftung  sogar  in  iveiterem  Umfan- 
ge. als  das  Gesetz  ('S  bestimme,  freiwillig  übernehmen,  indem 
es  für  die  einen  Ersatzansprüche  begründenden  Handlungen 
der  Lotsen  rückhaltslos  eintrete.  Die  Kanalverwaltung  Khnte 
der  Vorschlag  ab.  da  durch  eine  solche  .Maßregel  dem  Gesetze 
avümIc  vorgegriffen  iverden.^^^^  Wie  wäre  eine  solche  Maß- 
reg?l  juristisch  möglich?  — ■ Eine  klagbare  privati eciitliehe 
Vei  pfliclitung  zur  Ersatzleistung  kann  das  Kanalamt  durch 
eiim  einseitige  generelle  Anordnung  jedenfalls  nicht  überneh- 
me i.  Eine  solche  Anordnung  würde,  soweit  sie  in  gehöriger 
Foim  zusande  gekommen  iväre,  sich  als  ein  bindender  A erwal- 
lungsakt  darstellen,  und  der  Einzelne  würde  auf  Innehaltung 
der  darin  aufgestellten  Grundsätze  mit  (hm  Rechtsschutzmittelu 
des  A^erwaltungsrechts  dringen  k()unen. 


I).  Sehhirs. 

§ 15. 

Es  bleibt  übrig,  einiges  zu  der  prozessualen  Geltendma- 
chung der  in  dieser  .Arbeit  erwähnten  Haftungsansprüche  zu 
bemerken. 

Die  aus  dem  Bürgerlichen  (Gesetzbuch  und  dem  Binnen- 
scl  if fahrtsgesetz  si(di  ergebenden  Ans])riiche.  welche,  ivie  dar- 
gelegt ist.  unzweifelhaft  ])rivatrechtlicher  Xatur  sind,  gehören 
mndi  ^ 15  des  Gerichtsverfassungsgesetzos  vor  die  ordentlichen 
Gecifdite.  Soweit  der  (legenstand  des  Anspruchs  an  Geld  oder 
Geldesivert  die  Summe  von  sechshundert  l\lark  nicht  übersteigt, 
ist  nach  ^ 25.  Zf.  I G.-V.-G.  das  Amtsgericht,  im  übrigen  das 
Landgericht  in  erster  Instanz  zuständig.^'^V)  Der  Instanzenweg 
ist  der  gewöhnliche. 

Für  die  Ansprüche,  welche  auf  (Irund  des  Reichsgesetzes 
üb  u-  die  Hal'tung  des  Iteiches  für  seliu'  Beamten,  vom  22.  Mai 

,\  li  III.  \'gl.  Aiini.  10  zur  Einleitung. 

A n ni.  131.  ^'gl.  irucli  § li,  Hinnen>:eliiffiihrtsgesef  z. 


81 


1910,  gegen  das  Reich  erhoben  iverden,  sind,  kraft  ausdrückli- 
cher Bestimmung  in  § 3 dieses  Gesetzes,  die  Landgerichte  ohne 
Rücksicht  auf  den  AWrt  des  Streitgegenstandes  ausschließlich 
zuständig.  Tn  letzter  Instanz  entscheidet,  nach  § 5 Abs.  2 des 
(xesetzes,  das  Reichsgericht. 

Für  den  Fall,  daß  im  Inlande  ein  (jferichtsstand  nicht  be- 
gründet sein  sollte,  enthält  § 1 Abs.  2 (früher  Abs.  5)  der  Be- 
triebsordnung die  folgende  Bestimmung: 

..Für  die  Reclitsstreitigkeiten.  welche  aus  .Anlaß  ihu’  Fahrt 
durch  den  Kanal  zwischen  der  Kanalvenvaltung  und  dem 
Schiffer,  dem  Reeder  oder  sonstigen  am  Schiff  Beteiligten  an- 
hängig werden,  ist,  sofern  nicht  ein  anderer  Gerichtsstand  im 
ln  lande  begründet  ist.  das  Landgericht  Kiel  in  erster  Instanz 
zuständig. 
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Vt*rz(*iclmis  der  in  der  Arbeit  l)eimtzten  oder 
iKMÜcksielitiuteii  I.iteratur. 

i)i(  Hl  der  Arl)eit  verwandten  Abkürznno-en  st(dien  in  Klammern. 


Betriebsordnung'  l iir  den  Kai'^er  \Vilhelin-(Xord-(  )stsee) 
Kanal  nebst  Anla^’en.  Xendriudv  11*11.  Kaiserh(d\es  Kanalanit 
Xr.  II. 

B o r n h a k.  GrundriB  (b's  l)(‘iits(dien  Staatsre<dits  L(m])- 
zi^'  1111-2. 

B o r n li  a k . (Trundriß  des  \Arwaltnn^'sre(dits  in  Bn*n- 
l.b‘1  und  dem  Deutselien  Heicli  11112. 

Bitter.  Kandwörterl)U(d)  der  ])reuBi'^(dien  \’erwa Itun.u'. 

(.Vitikel  ..Jjotsen“.) 

B i e r m a n n . das  bür^'eidicdie  Hecdit  IIMIH. 

B o V e 11  s . Seereclit. 

t. 

( ’ o s a e k . Lehrbiudi  des  Dentsidien  Bür»'er!i(dien  Reehts. 
deia  lllia. 

Ganz.  Aiisleji'iinu,'  der  Reelits”'es(diätte.  11*11. 

I ) e r 11  b 11  r l*as  bür<^'erludie  Reidit  des  l)mitselien 

Re  elis.  H.  Auflage. 

Ile  l ins.  Streitfragen  aus  dem  Gebiete  der  Beainten- 

ha  t])f Hellt.  Recht  HUB,  S.  111.  411. 

Deutscher  Re  i e h s t a g.  1 Irucksaehen,  Sitzuiigsbe- 

rie  it. 

Deutscher  S e e s e h i f 1 a h r t s t a g.  (2.  und  4.) 
111  (I.  11U2.  Druck  von  Gerhard  Stalling.  Oldmibiirg. 

D ü r i n g e r R a e h e n b u r g . Kommentar  zum  Han- 
deDgesetzbiudi  HUB. 

K 11  d e m a n 11  . Lelirbmdi  des  biirgm-liehen  Reehts  IIMI'I. 

K n n e e i‘ e r u s.  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Reehts  11U2. 
K 11  t s e h e i d u n g e n des  Rididisgeriidits  in  Zivilsaidum 

(R.-G.  Z.). 
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Kleiner.  Institutionen  des  Deutschen  A erwaltungs- 
reidits.  Dritte  Auflage.  IHIB. 

Gierke.  Gutmditen  aul‘  dem  2S.  Deutsidien  duristen- 
tage  (Verhandlungen  desselben). 

Gierke.  Deutsidies  Genossensehaltsreidit  ISbS. 
Gierke.  Deutsidies  Privatreeht.  ISII.)  und  llMl.'u 
(i  i e r k 1*  . Die  GiMiossensidialtstheorie  und  die  deutsidie 
Reiditspreehung.  ISST. 

Ci  r e w e . Sehle])ps(diii fahrt  im  Kaiser  Wilhelm-Kanal. 

G r u e hot.  Beiträge  zur  Krläuterung  des  deutschen 
Reehts. 

H a e n e 1 . Staatsreidit.  1S1I2. 

H a 11  (1  w ü r t e r b u e h der  Staatswissensehalten. 

H ö 1 (1  e r - S e h o 1 1 m e v e r . Kommentar  zum  B.  (i.-B. 

« 

Allgemeiner  Teil. 

H u e d e (4  r a i s . Handbmdi  der  Yerl'assung  und  Ver- 
wajtung  in  Preußen  und  dem  Deutsidien  Reieji. 

.1  a h r 1)  ü e h e r für  Dogmatik.  Bö. 
d h e r i n g s dahrbüelier. 
d u r i s t i s e h e Wochenschrift. 

K o 111  111  e 11  t a r der  Reiehsgeriiditsrate  zum  B.  (4.-B.  (R.- 
Ct.-R.  Koiiini.) 

].■  a b a 11  (1  . Das  Staatsreidit  des  Deutsidien  Reiedies.  Dill 
und  siiäter. 

L e 11  e 1 , Zur  Deliktshaftung  der  juristisehen  Person. 
Dentsidie  .liiristeu-Zeitung.  DH)2  S.  ‘d. 

1.1  e w i s . Deutsches  Seerecht 

L,  o e 11  i 11  g , Lehrbuch  des  Deutschen  Verwaltuiigsreidits, 


Otto  iM  a e r . Deutsches  ^"erwaltungsrecht,  ISbö/th) 
(ln  Bindings  Systematisehem  Handbuch  der  Deutschen 
Rechtswissenschaft). 

Matt  h i a s . Lehidundi  des  Bürgerlichen  Rechts.  1910. 
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